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Überschrift, Beschlussvorschlag

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift „Am Buchenberg“,                                                                                                              OE     38  
Stadtgebiet zwischen östlichem Ortsrand Kanzlerfeld, PTB und  Ölper Holz

Behandlung der Stellungnahmen, Satzungsbeschluss

„1.   Die während der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB, der Gemeinden gem. 
§ 2 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (2) 
BauGB und gem. § 4 a (3) BauGB eingegangenen Stellungnahmen sind entsprechend den 
Vorschlägen der Verwaltung gemäß den Anlagen 6 – 8 zu behandeln.

2.    Der Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift „Am Buchenberg“, OE 38, wird in der 
während der Sitzung ausgehängten Fassung gem. § 10 (1) BauGB als Satzung 
beschlossen.

3.    Die zugehörige Begründung mit Umweltbericht wird beschlossen.“
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Planungsbeschluss und Planungsziel
Der Verwaltungsausschuss hat in seiner Sitzung am 5. Juni 2007 die Aufstellung des Bebauungsplans OE 
38 ‚Am Buchenberg’ mit dem Ziel beschlossen, ein Wohngebiet für eine Einfamilien-Einzelhausbebauung 
mit Grundstücksgrößen von 700 – 900 m² zu entwickeln.

Anlass der Planung ist die ungebrochen deutliche Nachfrage nach Baugrundstücken für Ein- und 
Zweifamilienhäuser. Auf Basis einer gutachterlichen Ermittlung aus dem Jahr 2003 wurde in diesem Sektor 
zum Zeitpunkt des Planungsbeschlusses noch ein Fehlbedarf von ca. 2.000 Einfamilienhaus-
grundstücken festgestellt – bezogen auf den bis 2015 ermittelten Wert. Dieser Bedarf kann nicht allein 
durch Nutzung innerstädtischer Brachen sowie Ortsteilarrondierungen gedeckt werden.

Durch die Planung wird ein Gebiet zur Errichtung von ca. 83 Wohneinheiten vorbereitet. Mit Hilfe der 
zeichnerischen und textlichen Festsetzungen werden sehr gute Bedingungen zur Nutzung von Solarenergie 
geschaffen. Für den nördlichen, dahingehend optimierten Teilbereich ist vorgesehen, eine über die 
Anforderungen des zum 1. Januar 2009 in Kraft getretenen Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz 
(EEWärmeG) hinausgehende Nutzung von solarthermischen Anlagen in den Grundstückskaufverträgen zu 
regeln.

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB, der 
Gemeinden gemäß § 2 (2) BauGB und sonstiger Stellen

Diese Beteiligung wurde in der Zeit vom 12. November – 14. Dezember 2007 durchgeführt.

Im Wesentlichen wurde auf die Problematik der Entwässerung (Schmutz- und Regenwasser) und die 
aufgrund empfindlicher Messtechnik einzuhaltenden Schutzzone der PTB hingewiesen. Durch Planung 
eines ausreichend dimensionierten Regenrückhaltebeckens an geeigneter Stelle in Verbindung mit der 
Neuverlegung von Leitungen wird die Entwässerung gesichert. Bezüglich der Schutzzone der PTB wurden 
die Privatgrundstücke entsprechend angeordnet, um den Anforderungen gerecht zu werden.

Inwieweit die ebenfalls in der Beteiligung angeregte Erschließung des Baugebietes mit Fernwärme im 
Rahmen der Umsetzung weiter verfolgt wird, muss durch den Energieversorger entschieden werden. Die 
Planung wurde nach Durchführung des Beteiligungsverfahrens hinsichtlich der Nutzung von Solarenergie 
optimiert. Zudem soll in einem Teilbereich der Grundstückskauf mit der Verpflichtung der Errichtung von 
solarthermischen Anlagen verbunden werden. Die Nutzung von Fernwärme wäre jedoch nur durch den 
Anschluss aller Grundstücke wirtschaftlich. Aufgrund der möglichen Nutzung der Solarenergie auch zum 
Heizen erfolgt der seitens der Versorgungsträger geforderte Anschluss- und Abnahmezwang an die 
Fernwärmeversorgung nicht. 
Die bauleitplanerischen und technischen Voraussetzungen zur Versorgung mit Fern- bzw. Nahwärme oder 
Gas sind gegeben.

Die Stellungnahmen sind in der Anlage 7 aufgeführt und mit einer Stellungnahme und einem Vorschlag der 
Verwaltung versehen.

Erneute Beteiligung der Behörden gemäß § 4 a (3) BauGB

Diese Beteiligung wurde in der Zeit vom 5. Dezember 2008 – 5. Januar 2009 durchgeführt.

Im Wesentlichen wurde erneut darauf hingewiesen, aufgrund der bereits vorhandenen Fernwärmeleitung 
und noch ungenutzten Kapazitäten des nahegelegenen Blockheizkraftwerkes Ölper, das Gebiet mit Fern- 
oder Nahwärme – verbunden mit einer Abnahmeverpflichtung - zu versorgen. Von der Förderung und in 
Teilbereichen Forderung der Nutzung solarthermischer Energie wird jedoch nicht abgerückt. Entsprechend 
werden auch keine Abnahmeverpflichtungen ausgesprochen. 
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Grundsätzlich besteht seitens des Versorgungsunternehmens eine Verpflichtung, städtische Baugebiete mit 
Energie zu versorgen. Die Wahl des Energieträgers kann nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten erfolgen.

Die Stellungnahmen sind in der Anlage 8 aufgeführt und mit einer Stellungnahme und einem Vorschlag der 
Verwaltung versehen.

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB

Am 2. Dezember 2008 wurde die öffentliche Auslegung vom Verwaltungsausschuss beschlossen und in der 
Zeit vom 16. Dezember 2008 bis 16. Januar 2009 durchgeführt.

Im Wesentlichen wurde die Notwendigkeit der Erschließung neuer Baugrundstücke – insbesondere unter 
Inanspruchnahme von Ackerflächen – in Frage gestellt. Wie bereits dargestellt, wird die Planung aufgrund 
der weiterhin bestehenden Nachfrage nach Baugrundstücken weitergeführt. Zwar gehen hierdurch am 
Rand des Siedlungsgefüges Ackerflächen verloren. Jedoch kann somit eine weiträumigere Zersiedlung und 
damit umfassendere Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen im eher ländlichen Umland von 
Braunschweig vermieden werden.

Angemerkt wurde auch, dass erhebliche Beeinträchtigungen der Umweltbelange gegen eine Bebauung 
sprächen. Jedoch ist der Belang ‚Umweltschutz’ in der Abwägung nicht höher gewichtet, als andere 
Belange (z.B. die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung). Somit sprechen diese Aspekte nicht grundsätzlich 
gegen eine Bebauung. Vielmehr sieht der Gesetzgeber Möglichkeiten des Ausgleichs nachteiliger 
Auswirkungen auf die Umweltbelange vor. Entsprechend werden geeignete Festsetzungen im 
Geltungsbereich B des vorliegenden Bebauungsplans getroffen.

Die Stellungnahmen sind in der Anlage 6 aufgeführt und mit einer Stellungnahme und einem Vorschlag der 
Verwaltung versehen.

Planänderungen nach dem Auslegungsbeschluss

Um die Nutzungsmöglichkeiten solarthermischer Energie insbesondere auch zum Heizen zu verbessern, 
wurde in den textlichen Festsetzungen zu Dachneigungen (TF A VI 1) der höchstzulässige Neigungswinkel 
von 45° auf 50° geändert. Dieser Winkel stellt einen Kompromiss dar zwischen der Neigung, die zur 
solarthermischen Heizenergiegewinnung optimal ist (60°) und den gestalterischen Ansprüchen – 
insbesondere der Höhenentwicklung der Gebäude – im Gebiet.
Aufgrund der weiterhin bestehenden Zweifel an der Notwendigkeit des Baugebietes wird die Begründung 
mit Umweltbericht in Kapitel 3 ‚Anlass und Ziel des Bebauungsplans’ um aktuelle Daten und 
Untersuchungsergebnisse ergänzt.

Zwischenzeitlich wurde die in einem Teilbereich des Geltungsbereichs A notwendige Kampfmittelsondierung 
ohne besondere Funde abgeschlossen. Der entsprechende Hinweis auf dem Textplan (C 4) entfällt daher. 
Die Begründung mit Umweltbericht wird in den Kapiteln 4.5.3 ‚Boden’ und 5.10 ‚Kampfmittel’ angepasst.

Aufgrund der deutlich niedrigeren Bau- und Unterhaltungskosten soll die Entsorgung des Schmutzwassers 
durch Anschluss an das vorhandene Netz in der Dorothea-Erxleben-Straße erfolgen. Dafür wurde im 
Bebauungsplan im nördlichen Bauabschnitt/Planstraße B eine 2,0 m breite Parzelle als öffentliche 
Verkehrsfläche „Fußweg“ festgesetzt, die den Kanalanschluss an den Bestand über die öffentliche 
Grünfläche aufnimmt und sicherstellt. Die Planänderung wurde im Einvernehmen mit den Betroffenen 
(Grundstücksgesellschaft Braunschweig mbH und Stadtentwässerung Braunschweig) vorgenommen.
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Die Änderungen in den textlichen Festsetzungen und in der Begründung werden folgendermaßen 
gekennzeichnet:
 neue Textpassagen grau unterlegt
 wegfallende Textpassagen grau unterlegt und durchgestrichen
Rein redaktionelle Änderungen werden nicht dargestellt.

Empfehlung

Die Verwaltung empfiehlt, die in den Anlagen 6 – 8 aufgeführten Stellungnahmen den Vorschlägen der 
Verwaltung entsprechend zu behandeln und den Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift „Am 
Buchenberg“, OE 38 als Satzung sowie die Begründung mit Umweltbericht zu beschließen.

Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Vorlage:

Anlage 1: Übersichtskarte über die Geltungsbereiche A, B und C
Anlage 2a Nutzungsbeispiel, Geltungsbereich A
Anlage 2b Nutzungsbeispiel, Geltungsbereich B
Anlage 2c Nutzungsbeispiel, Geltungsbereich C
Anlage 3a Zeichnerische Festsetzungen, Geltungsbereich A
Anlage 3b Zeichnerische Festsetzungen, Geltungsbereich B
Anlage 3c Zeichnerische Festsetzungen, Geltungsbereich C
Anlage 3d Planzeichenerklärung
Anlage 4: Textliche Festsetzungen und Hinweise
Anlage 5: Begründung mit Umweltbericht
Anlage 6:    Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB
Anlage 7:    Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden gemäß § 4 (2) BauGB, der 

Gemeinden gemäß § 2 (2) BauGB und sonstiger Stellen
Anlage 8:    Behandlung der Stellungnahmen aus der erneuten Beteiligung der Behörden gemäß § 4 a (3) 

BauGB

I. A.

gez.

Leuer 

4













































 Anlage 4 
 Stand: 9. März 2009 
 
 
 
 


Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift 
 


Am Buchenberg OE 38 
Textliche Festsetzungen  
 
 
 
A Städtebau 


gemäß § 1 a und § 9 BauGB 
 
 
I Art der baulichen Nutzung 
 
1 In den allgemeinen Wohngebieten (WA) sind 


Nutzungen nach § 4 Abs. 2 BauNVO wie folgt 
zulässig: 
- Wohngebäude 
- nicht störende Handwerksbetriebe 
- Kioske 
 


2 Ausnahmsweise zulässig sind: 
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 
 


3 Nicht zulässig sind: 
- die der Versorgung des Gebietes dienenden 


Läden 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, ge-


sundheitliche und sportliche Zwecke 
- Betriebe des Beherbergungsgewerbes 
- Schank- und Speisewirtschaften 
- Anlagen für Verwaltungen 
- Gartenbaubetriebe 
- Tankstellen 
 


 
II Maß der baulichen Nutzung, Höhe baulicher 


Anlagen 
 
1 Eine Überschreitung der festgesetzten Grund-


flächenzahl (GRZ) durch Anlagen nach § 19 
Abs. 4 BauNVO ist bis maximal 30 % zulässig. 


 
2 Höhe baulicher Anlagen 


 
2.1 Bezugspunkt für die Festsetzungen der Höhe 


baulicher Anlagen im gesamten Geltungsbe-
reich ist die endgültige Höhenlage der nächst-
gelegenen öffentlichen oder privaten Verkehrs-
fläche an dem Punkt auf der Straßenbegren-
zungslinie, der der Mitte der straßenzugewand-
ten Gebäudeseite am nächsten liegt. 
 
Steigt oder fällt das Gelände vom Bezugspunkt 
zur Mitte der straßenseitigen Gebäudeseite, so 
ist die Höhe des Bezugspunktes um das Maß 
der natürlichen Steigung oder des Gefälles zu 
verändern. 


 
2.2 Die Traufhöhe ist die Höhe der Schnittlinie der 


Außenflächen der Außenwand mit der Dach-
haut. 
 


2.3 Die festgesetzten maximalen Höhen baulicher 
Anlagen dürfen ausnahmsweise von unterge-
ordneten technischen Anlagen, wie z.B. 
Schornsteinen, Solar- und Lüftungsanlagen um 
maximal 0,5 m überschritten werden. 
 


2.4 Die Oberkante des Fertigfußbodens (OKFF) 
darf im Erdgeschoss maximal 0,60 m über dem 
Bezugspunkt liegen. 


 
2.5 Angrenzend an öffentliche Flächen sind Einfrie-


dungen, die bauliche Anlagen sind, mit einer 
Höhe von maximal 1,20 m über dem Bezugs-
punkt zulässig. 


 
2.6 Sicht- und Windschutzanlagen, die bauliche 


Anlagen sind, sind mit einer Höhe von maximal 
1,80 m und einer Gesamtlänge von maximal 
10,00 m je Baugrundstück zulässig. 


 
 
III Bauweise, Überbaubare Grundstücksflächen 
 
1 Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-


chen sind Sicht- und Windschutzanlagen unzu-
lässig. 


 
2 Bauliche Anlagen im Sinne des § 12 BauNVO 


und Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 
müssen zu öffentlichen Flächen einen Abstand 
von mindestens 1,0 m einhalten. Die Abstands-
flächen sind einzugrünen. 
 


3 Die Zufahrtsseiten von Garagen und Stellplät-
zen müssen zu der Verkehrsfläche (öffentlich 
und privat), von der aus sie erschlossen wer-
den, einen Abstand von mindestens 3,0 m ein-
halten. 


 
4 Je Grundstück ist nur eine Ein- und Ausfahrt in 


einer Breite von maximal 4,0 m zulässig. 
 
5 Die entlang der Planstraße D festgesetzten Ein- 


und Ausfahrtsverbote dürfen nur entsprechend 
der festgesetzten Ein- und Ausfahrten unterbro-
chen werden. 


 
 
IV Grünordnung 
 
1 Private Flächen 


 
Die den öffentlichen Verkehrsflächen oder öf-
fentlichen Grünflächen zugewandten Wandsei-
ten von Garagen und Nebenanlagen außerhalb 
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der überbaubaren Grundstücksflächen sind voll-
flächig zu begrünen. 
 


2 Öffentliche Flächen 
 
2.1 Die öffentliche Grünfläche       mit der Zweckbe-


stimmung ‚Parkanlage’ ist als locker mit Bäu-
men überstandene intensiv genutzte Rasenflä-
che anzulegen. 


 
2.2 Die öffentliche Grünfläche       mit der Zweckbe-


stimmung ‚Parkanlage’ ist wie folgt naturnah zu 
gestalten: 
- 20% dichte Gehölzpflanzungen 
- 80% locker mit Bäumen überstellte Rasen- 


und Wiesenflächen, davon max. 30% intensiv 
zu nutzende und zu gestaltende Erholungsflä-
chen.  


 
Für die Anlage von Wegen sind wasserdurch-
lässige Materialien zu verwenden. 
 
Hinweis C.3 bezüglich des Schutzstreifens der 
Gashochdruckleitung ist zu beachten. 
 


2.3 Entlang der öffentlichen Verkehrsfläche ‚Plan-
straße B’ sind mindestens 23 mittelkronige 
Laubbäume in offenen Vegetationsstreifen mit 
einer Mindestbreite von 2,0 m zu pflanzen. 
 
Entlang der öffentlichen Verkehrsfläche ‚Plan-
straße D’ sind mindestens 16 mittelkronige 
Laubbäume zu pflanzen. Je Baum ist eine offe-
ne Vegetationsfläche von in der Regel 2,0 m 
Breite und 9 m² Fläche vorzusehen. Die Flä-
chen sind dauerhaft zu begrünen und nachhal-
tig gegen Überfahren zu sichern. 
 
In die öffentliche Verkehrsfläche ‚Zentralplatz’ 
sind mindestens 4 mittelkronige Laubbäume zu 
pflanzen. Je Baum ist eine offene Vegetations-
fläche von in der Regel 2,0 m Breite und 9 m² 
Fläche vorzusehen. Die Flächen sind dauerhaft 
zu begrünen und nachhaltig gegen Überfahren 
zu sichern. 


 
2.4 Die anzupflanzenden Bäume sind als Hoch-


stämme mit einem Mindeststammumfang (StU) 
von 20 – 25 cm, gemessen in 1,0 m Höhe, zu 
pflanzen: 
 
Für anzupflanzende Sträucher ist als Mindest-
pflanzqualität verpflanzte Ware mit 3 Trieben 
und 100 – 150 cm Höhe zu verwenden. Artbe-
dingte Abweichungen sind möglich. 
 


3 Private und Öffentliche Flächen 
 


3.1 Die festgesetzten Anpflanzungen sind fachge-
recht auszuführen, dauerhaft zu erhalten und 
bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.  


 
3.2 Anpflanzungen auf Privatgrundstücken müssen 


spätestens ein Jahr nach der Bezugsfertigkeit 
der Hauptgebäude hergestellt sein. 


 
3.3 Die öffentlichen Grünflächen mit der Zweckbe-


stimmung ‚Parkanlage’ sind spätestens zwei 
Jahre nach Beginn der Erschließungsarbeiten 


herzustellen und binnen zwei Jahren abzu-
schließen.  


 
3.4 Anpflanzungen im öffentlichen Straßenraum 


sind spätestens ein Jahr nach Fertigstellung der 
Verkehrsflächen durchzuführen und abzu-
schließen. Bei Bildung von Bauabschnitten ist 
diese Festsetzung analog anzuwenden 


 A 


 
 


 B V Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 


 
1 Die im Geltungsbereich B auf Teilflächen 


(7.900 m²) des Grundstückes Gemarkung Öl-
per, Flur 4, Flurstück 166/391 festgesetzten 
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pfle-
ge und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft sind durch folgende Maßnahmen zu 
entwickeln: 


 
1.1. Auf den Teilflächen       sind auf einem jeweils 


10 m breitem Randstreifen Ruderalstrukturen 
der Gräser und Wildkräuter zu entwickeln. In 
die Flächen sind wegebegleitend insgesamt 12 
großkronige Laubbäume (StU 14/16) zu pflan-
zen. Eine zweijährige Entwicklungspflege ist er-
forderlich. 
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1.2 Am Ostrand sind auf einem 20 m breiten Rand-


streifen abwechselnd  
- auf drei Teilflächen von je ca. 1.530 m² Feld-


gehölze, 9-reihig mit einem Pflanzraster von 
1,3 x 1 m zu pflanzen. Die Pflanzung erfolgt 
nach forstlichen Standards mit fünfjähriger 
Entwicklungspflege (Teilflächen      ).  2 


- auf zwei Teilflächen von je ca. 1.050 m² Ru-
deralstrukturen der Gräser und Wildkräuter zu 
entwickeln. In die Flächen sind wegebeglei-
tend insgesamt 14 großkronige Laubbäume 
(StU 14/16) zu pflanzen. Eine zweijährige 
Entwicklungspflege ist erforderlich 
(Teilflächen      ).  3 


 
2 Die festgesetzten Maßnahmen sind nach dem 


Verkauf von 75 % aller Grundstücke, spätes-
tens aber drei Jahre nach Beginn der Erschlie-
ßungsarbeiten durchzuführen und binnen zwei-
er Jahre abzuschließen. 
 
Die Maßnahmen sind fachgerecht auszuführen 
und die Flächen dauerhaft im Sinne der Fest-
setzungen zu erhalten. 


 
3 Die Begrünungs- und Bepflanzungsmaßnah-


men auf den im Geltungsbereich A liegenden 
öffentlichen Grünflächen      und      sowie die 
festgesetzten Maßnahmen auf der im Gel-
tungsbereich B liegende Fläche dienen im Sin-
ne von § 21 BNatSchG dem Ausgleich von Ein-
griffen in Natur und Landschaft, die auf Grund 
des Bebauungsplanes zu erwarten sind. 


 A  B 


 
Die im Geltungsbereich B liegenden Flächen 
mit den darauf festgesetzten Maßnahmen wer-
den den nachfolgend genannten Flächen im 
Geltungsbereich A im Sinne von § 9 Abs. 1a 
und § 135a BauGB wie folgt zugeordnet: 
 
Allgemeines Wohngebiet: 56,8% 
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Öffentliche Verkehrsflächen: 43,2% 
 
 


VI Bauliche Maßnahmen für den Einsatz von er-
neuerbaren Energien, insbesondere Solarener-
gie 


 
1 In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und 


WA 2 sind die Dachflächen von Hauptgebäuden 
mit einer Neigung von 30° - 50° 45° auszufüh-
ren. Für Nebendächer (z.B. Zwerchgiebel) sind 
abweichende Neigungen zulässig. 
 
Im allgemeinen Wohngebiet WA 4 sind nur 
Flachdächer zulässig. 
 


2 Ausgenommen von der Festsetzung 1 sind 
Terrassen-, Balkon- und Eingangsüberdachun-
gen sowie Dachflächen von Windfängen, Win-
tergärten und Kleingewächshäusern. 


 
3 Als Eindeckung für die geneigten Dachflächen 


von Hauptgebäuden gemäß 1 sind neben den 
in B II 3 genannten auch Dacheindeckungen 
zulässig, die der Gewinnung von Solarenergie 
dienen. 


 
 
VII Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen 


Umwelteinwirkungen 
 
1 Im gekennzeichneten Bereich sind Fenster- und 


Türöffnungen von Schlaf- und Kinderzimmern in 
nach östlicher Richtung orientierten Außenwän-
den unzulässig, sofern die Lüftung dieser Räu-
me nicht anderweitig gesichert ist (z.B. durch 
zusätzliche, in andere Richtungen orientierte 
Fenster oder den Einbau schallgedämmter kon-
trollierter Be- und Entlüftungsanlagen). 
 


2 Von Festsetzung 1 kann abgewichen werden, 
wenn im Einzelfall gutachterlich nachgewiesen 
wird, dass der erforderliche Schallschutz auf 
andere Weise gewährleistet ist. 


 
 
VIII Regenrückhaltebecken 
 
In der im Plan entsprechend gekennzeichneten Flä-
che (Geltungsbereich C) ist ein Regenrückhaltebe-
cken zur Rückhaltung und Versickerung des im Bau-
gebiet anfallenden Regenwassers anzulegen. 
 
Die Regenrückhalteanlage ist als naturnah gestalte-
tes Becken/Mulde mit einem Fassungsvermögen von 
mind. 3.000 m³ in die vorgesehene Fläche zu integ-
rieren. Die verbleibenden Grundstücksteile sind als 
locker mit Gehölzen überstandene extensive Wiesen-
fläche anzulegen. 
 
 
IX Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 
 


 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der 
Anlieger und der Träger der Ver- und Entsor-
gung 


 
 Fahrrecht zugunsten der Feuerwehr sowie der 


Träger der Ver- und Entsorgung 


 
 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der 


Träger der Ver- und Entsorgung 
 
In Abhängigkeit vom späteren Bebauungskonzept 
können Lage und Ausdehnung der Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechte ausnahmsweise verändert werden. 
 
 
B Gestaltung 
 gem. §§ 56, 91, 97, 98 NBauO in Verbindung 


mit § 9 Abs. 4 Baugesetzbuch 
 
 
I Geltungsbereich 
 
Die Gestaltungsvorschriften gelten für den gesamten 
Geltungsbereich des Bebauungsplans OE 38 ‚Am 
Buchenberg’. 
 
 
II Dächer 
 
1 In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und 


WA 2 sind folgende Dachformen zulässig: 
 
- Satteldach 


Ein Satteldach im Sinne dieser Festsetzung 
ist ein Dach, das von zwei Dachflächen mit 
gleicher Neigung, gemeinsamem horizontalen 
First und rechtwinklig zum First stehenden 
Giebelflächen gebildet wird. 


 
- Gegeneinander versetztes Pultdach 


Ein gegeneinander versetztes Pultdach im 
Sinne dieser Festsetzung ist ein Dach, das 
von zwei gegeneinander versetzten Dachflä-
chen, zwei horizontalen höhenversetzten Firs-
ten und rechtwinklig zu den Firsten stehenden 
Giebelflächen gebildet wird. 


 
2 Im allgemeinen Wohngebiet WA 3 sind nur 


Flachdächer zulässig. 
 
3 Als Dacheindeckung für die geneigten Dachflä-


chen von Hauptgebäuden gemäß A VI 1 sind 
nur zulässig: 
- Dachziegel und Dachsteine in nicht-


hochglänzenden roten bis rotbraunen Farbtö-
nen. 


- Gründächer 
 
4 Ausgenommen von den Festsetzungen 1 und 3 


sind Terrassen-, Balkon- und Eingangsüberda-
chungen sowie Dachflächen von Windfängen, 
Wintergärten und Kleingewächshäusern. 


 
 
III Einfriedungen 
 
1 Angrenzend an öffentliche Grünflächen, entlang 


der Planstraße A sowie der das Baugebiet 
nördlich und südlich begrenzenden Feldwege 
sind Einfriedungen nur als Hecken aus Laubge-
hölzen, ggf. in Verbindung mit einem Zaun zu-
lässig. 
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2 Angrenzend an sonstige öffentliche Flächen 


sind Einfriedungen darüber hinaus in folgenden 
Materialien zulässig: 
- Holz 
- Metallstäbe 
- Naturstein, roter Klinker oder Mauer in Mate-


rial und Farbe der Fassade des Hauptgebäu-
des. 


 
 
IV Sicht- und Windschutzanlagen 
 
Sicht- und Windschutzanlagen, die bauliche Anlagen 
sind, dürfen nur in dem Material und in der Farbe der 
von außen sichtbaren Flächen der Außenwände der 
Hauptgebäude oder in Holz ausgeführt werden. 
 
 
V Anlagen der Ver- und Entsorgung 
 
1 Die Trafostation ist auf den hierfür festgesetz-


ten Flächen für Versorgungsanlagen einzugrü-
nen. 


 
2.1 Die im Plan gekennzeichnete Fläche für Wert-


stoffcontainer ist mindestens dreiseitig mindes-
tens in einer Höhe von 1,5 m einzufrieden. Nur 
die der öffentlichen Verkehrsfläche zugewandte 
Längsseite darf ohne Einfriedung gestaltet wer-
den. 


 
2.2 Die Einfriedung ist in Holz, als Hecke aus 


Laubgehölzen sowie als eingegrüntes Rankgit-
tergerüst zulässig. 


 
 
VI Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig handelt nach § 91 Abs. 3 NBauO 
wer eine Baumaßnahme durchführt oder durchführen 
lässt, die nicht den Gestaltungsfestsetzungen (siehe 
Teil B) entspricht.  
 
 
 
 
C Hinweise 
 
1 Das Plangebiet liegt vollständig innerhalb eines 


Wasserschutzgebietes (Zone III b). 
 
2 Auf Grund der hohen Grundwasserstände und 


geringen Durchlässigkeit der Böden ist mit ei-
nem erhöhten Aufwand für die Unterkellerung 
und Trockenhaltung von Gebäuden zu rechnen.  
 
Der Untergrund weist gemäß Gutachten (Bo-
dengutachten, Suckow + Zarske + Partner 
GbR, 2007) eine ausreichende Tragfähigkeit 
auf. 
 


3 Im Schutzstreifen der Gashochdruckleitung der 
bs energy dürfen keine Gebäude oder bauli-
chen Anlagen errichtet werden. Ferner sind 
tiefwurzelnde Gehölze, Teiche, Bodenauf- oder 
–abträge unzulässig. 
 


4 Im Geltungsbereich A wird östlich der 
Grundstücke Dorothea-Erxleben-Straße 40 A – 
50 in der Kampfmittelbelastungskarte eine 


leichte Bombardierung dargestellt. Vor dem 
Beginn von Erdarbeiten ist in diesem Bereich 
aus Sicherheitsgründen eine Sondierung auf 
Bombenblindgänger aus dem 2. Weltkrieg 
durchzuführen. 


 








 
  Anlage 5 
 Stand: 9. April 2009 
 
 
 
 


Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift 
Am Buchenberg OE 38 
Begründung und Umweltbericht 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis: 


1 Rechtsgrundlagen  2 


2 Bisherige Rechtsverhältnisse 2 


3 Anlass und Ziel des Bebauungsplanes 4 


4 Umweltbericht  5 


5 Begründung der Festsetzungen 21 


6 Gesamtabwägung 35 


7 Zusammenstellung wesentlicher Daten 36 


8 Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes 36 


9 Bodenordnende und sonstige Maßnahmen,  
für die der Bebauungsplan die Grundlage bilden soll 37 


 







- 2 - 
 


 


 
1 Rechtsgrundlagen - Stand: 2. Februar 2009 - 
 
1.1 Baugesetzbuch (BauGB) 


 


in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Art. 4 des Gesetzes vom 24. Dez. 2008 (BGBl. I S. 3018) 


 
1.2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 


 


in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479) 


 
1.3 Planzeichenverordnung (PlanzV) 


 


in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58) 
 
1.4 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 


 


in der Fassung vom 25. März 2002 (BGBl. I S. 1193), zuletzt geändert durch 
Art. 3 des Gesetzes vom 22. Dez. 2008 (BGBl. I S. 2986) 


 
1.5 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 


 


in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBl. I S. 1757), 
zuletzt geändert durch Art. 7 des Gesetzes vom 22. Dez. 2008 (BGBl. I 
S. 2986) 
 


1.6 Niedersächsisches Naturschutzgesetz (NNatSchG) 
 


in der Fassung vom 11. April 1994 (Nds. GVBl. S. 155, 267), zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 26. April 2007 (Nds. GVBl. S. 161) 


 
1.7 Niedersächsische Bauordnung (NBauO) 


 


in der Fassung vom 10. Februar 2003 (Nds. GVBl. S. 89), zuletzt geändert 
durch Art. 3 des Gesetzes vom 10. Dezember 2008 (Nds. GVBI. S. 381) 


 
1.8 Niedersächsische Gemeindeordnung (NGO) 


 


in der Fassung vom 28. Oktober 2006 (Nds. GVBl. S. 473), zuletzt geändert 
durch Art. 4 des Gesetzes vom 10. Dezember 2008 (Nds. GVBl. S. 381) 
 
 


2 Bisherige Rechtsverhältnisse 
 
2.1 Regional- und Landesplanung 


 
Im Niedersächsischen Landesraumordungsprogramm 2008 (LROP) ist die 
Stadt Braunschweig, im oberzentralen Verbund mit Wolfsburg und Salzgitter, 
als Oberzentrum der Region festgelegt. Im Regionalen Raumordnungspro-
gramm 2008 für den Großraum Braunschweig (RROP) wird die Stadt Braun-
schweig darüber hinaus als Standort mit der Schwerpunktaufgabe der Siche-
rung und Entwicklung von Wohn- und Arbeitsstätten festgelegt. 
 
Das Plangebiet befindet sich innerhalb eines im RROP als ‚Vorranggebiet für 
Trinkwassergewinnung’ (D 3.9.1 07) dargestellten Bereichs. 
Östlich des Gebietes ist die Autobahntrasse der A 392 dargestellt, südlich 
zwei Leitungen für Elektrizität (110 kV / 220 kV).  
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Ebenfalls südlich, zwischen Lehndorf und Kanzlerfeld, liegt ein ‚Vorsorgege-
biet für Forstwirtschaft’ (D. 3.3 07) das auch gleichzeitig als ‚Vorranggebiet 
für Natur und Landschaft’ (D. 2.1 10) und Vorsorgegebiet für Erholung 
(D 3.8 04) fungiert. Diese Flächen befinden sich in ausreichendem Abstand, 
so dass sie durch die vorliegende Planung in ihrer Zweckbestimmung gemäß 
E 1.9 (RROP) nicht beeinträchtigt werden. 
 
Die vorliegende Planung entspricht insofern sowohl den zeichnerischen als 
auch den beschreibenden Darstellungen des LROP und des RROP. Somit 
ist der Bebauungsplan entsprechend § 1 Abs. 4 BauGB den Zielen der 
Raumordnung angepasst. 
 
 


2.2 Flächennutzungsplan  
 
Für den Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans gelten die Dar-
stellungen des wirksamen Flächennutzungsplans der Stadt Braunschweig in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. April 1978, zuletzt geändert am 
28. Januar 2009. 
 
Die gesamte Fläche des Geltungsbereichs liegt innerhalb einer Sonderbau-
fläche, die nördlich und östlich weitergeführt wird. Westlich angrenzend an 
den Geltungsbereich, im Bereich der Ortslage Kanzlerfeld, ist Wohnbauflä-
che dargestellt. 
Darüber hinaus liegt das Plangebiet innerhalb eines Wasserschutzgebietes 
(Zone III). 
Im östlichen Geltungsbereich ist eine querende Hauptleitung für Gas sowie 
im nördlichen eine Hauptleitung für Wasser dargestellt. 
 
Da der Bebauungsplan ein allgemeines Wohngebiet vorsieht und damit die 
Ziele dieses Bebauungsplanes nicht aus dem Flächennutzungsplan entwi-
ckelt werden können, wird der Flächennutzungsplan in einem Parallelverfah-
ren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB geändert. Der Änderungsbereich, der im Sü-
den über den Geltungsbereich des Bebauungsplans hinausreicht, stellt die 
91. Änderung des Flächennutzungsplanes dar. 
 
 


2.3 Bebauungspläne 
 
Das vorliegende Plangebiet liegt überwiegend nicht im Bereich eines Bebau-
ungsplans und ist nach § 35 BauGB zu beurteilen. Die zurzeit noch unbe-
bauten Flächen werden als Ackerland genutzt. 
 
Das Plangebiet grenzt östlich an den Geltungsbereich des seit 1992 rechts-
wirksamen Bebauungsplans OE 29 ‚Kanzlerfeld Nordost’ an. Hier werden 
reine Wohngebiete (WR) mit geringem Versiegelungsgrad festgesetzt. Der 
östliche Rand des Siedlungsabschnittes wird durch eine großzügige Grün-
achse gebildet. Der Bebauungsplan OE 38 ‚Am Buchenberg’ überplant im 
Bereich der Zufahrt (Planstraße A) den geltenden Bebauungsplan. Die Flä-
che ist bisher als öffentliche Grün- bzw. Verkehrsfläche festgesetzt. 
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3 Anlass und Ziel des Bebauungsplanes 
 
Nach wie vor besteht in Braunschweig eine deutliche Nachfrage nach Bau-
grundstücken für Ein- und Zweifamilienhäuser. Diese auch weiterhin zu er-
wartende Nachfrage ist begründet durch den anhaltend ausgeprägten 
Wunsch großer Bevölkerungskreise nach Wohnen im Einfamilienhaus, ver-
bunden mit einer anhaltenden Steigerung der Wohnflächen je Haushalt, der 
Zunahme kleiner Haushalte (Ein- und Zweipersonenhaushalte) und anderen 
Faktoren. Diese Faktoren wurden in einem Gutachten der GEWOS (Braun-
schweig – Wohnungsmarktanalyse und –prognose - Bericht, Hamburg, Feb-
ruar 2003) ausgewertet. Als Berechnungsgrundlage wird weder von einem 
übermäßigen Wachstum der Bevölkerungszahlen noch von einer vollständi-
gen Stagnation ausgegangen. Diesem Gutachten zu Folge wurde ein Fehl-
bedarf werden bis zum Jahr 2015 von ca. 4.100 Wohneinheiten in Ein- und 
Zweifamilienhäusern in Braunschweig ermittelt fehlen. Zum Zeitpunkt des 
Planungsbeschlusses wurde – bezogen auf diesen Wert - noch ein Fehlbe-
darf von ca. 2.000 Einfamilienhausgrundstücken festgestellt. Dieser Bedarf 
kann nicht allein durch Nutzung innerstädtischer Brachen sowie durch Orts-
teilarrondierungen gedeckt werden. 
 
Die vorsorgende Bereitstellung von Bauland dient dazu, auf Dauer die Ab-
wanderung von Bürgern ins Umland (wie Anfang der 90er Jahre vermehrt 
geschehen) zu verhindern, um die nachteiligen Folgen einer Abwanderung 
wie Verkehr, Steuerverluste bei gleich bleibend hohen Infrastrukturausgaben 
etc. möglichst zu vermeiden. In einer aktuellen Studie der GEWOS für den 
Nds. Verband der Wohnungswirtschaft (Entwicklung der Wohnungsmärkte in 
Bremen und Niedersachsen – 2020), erstellt im November 2008, wird für 
Braunschweig zwar insgesamt ein ausgeglichener Wohnungsmarkt mit per-
spektivisch moderater Leerstandsrate festgestellt. Jedoch zeigt dieses Gut-
achten in der differenzierten Analyse, dass der Wohnungsüberhang insbe-
sondere im Mietwohnungsbau besteht. Im Sektor ‚Ein- bis Zweifamilienhäu-
ser im Eigentum’ – und hier insbesondere im Bereich der großen Wohnein-
heiten, besteht nach wie vor ein deutlicher Nachfrageüberhang. Genau die-
ser Sektor wird im Plangebiet ‚Am Buchenberg’ bedient. 
 
Ziel dieses Bebauungsplans ist die Entwicklung eines Wohngebietes mit 
ca. 83 freistehenden Einfamilienhäusern. Das Baugebiet trägt dazu bei, ei-
nen Teil des noch bestehenden Bedarfs an Wohnbauland zu decken. 
Durch die Baustruktur sowie geeignete Festsetzungen wird der steigenden 
Nachfrage nach Nutzung von Solarenergie entsprochen. 
Innerhalb des neuen Wohngebietes sowie zur Anbindung an die bestehende 
Bebauung wird das für Kanzlerfeld charakteristische Fuß- und Radwegenetz 
– zum Teil eingebettet in Grünzüge – weitergeführt. Einen zukünftig gebiets-
internen Baustein hierfür bildet die bereits bestehende Grünachse, die bisher 
als Übergang zur Landschaft diente. Auch der neue Ortsrand ist als eine der 
Naherholung und dem Übergang zur Landschaft dienende öffentliche Grün-
fläche mit einer zusätzlichen Fuß- und Radwegverbindung vorgesehen. Die-
se beiden Flächen werden mit einem Grünzug in West-Ostrichtung verbun-
den. 
 
Es wird im Rahmen des Planverfahrens zum Bebauungsplan OE 38 ‚Am Bu-
chenberg’ gewährleistet, dass die anliegenden Nutzungen in ihrem Bestand 
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ausreichend berücksichtigt werden. Hierzu gehören die Physikalisch-
Technische Bundesanstalt (PTB) sowie die westlich an den Geltungsbereich 
angrenzenden Reinen Wohngebiete. 
 
 


4 Umweltbericht 
  
4.0 Präambel 


 
Im vorliegenden Umweltbericht werden die aufgrund der Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB ermittelten und bewerteten Belange des Umwelt-
schutzes dargelegt. 
 
 


4.1  Beschreibung der Planung 
 
Das Vorhaben befindet sich mit dem Geltungsbereich A auf einer ca. 10,7 ha 
großen, zurzeit als Acker genutzten Fläche, die östlich an die bestehende 
Ortslage Kanzlerfeld angrenzt. Das Plangebiet liegt – bis auf einen kleinen 
Teilbereich der Planstraße A - nicht im Bereich eines Bebauungsplanes und 
ist somit nach § 35 BauGB (Bauen im Außenbereich) zu beurteilen.  
 
Durch den Bebauungsplan wird Planungsrecht für ein allgemeines Wohnge-
biet mit ca. 83 freistehenden Einfamilienhäusern und Grundstücksgrößen 
von 700 – 900 m² geschaffen. Ziel ist, die bisher in Kanzlerfeld vorherr-
schende Struktur eines stark durchgrünten Siedlungsgebietes weiterzufüh-
ren. Entsprechend wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,3 + 30 % Über-
schreitung für Nebenanlagen festgesetzt. Durch geeignete Festsetzungen 
zur Straßenführung, Gebäudestellung, Dachformen usw. werden die Mög-
lichkeiten der Nutzung von Solarenergie optimiert. 
 
Die interne Erschließung erfolgt über öffentliche Straßen in einer Breite von 
10,5 m bzw. 5,5 m sowie über Privatstraßen in einer Breite von 3,5 m. Zu-
dem wird das für Kanzlerfeld charakteristische Fuß- und Radwegenetz über 
einen querenden Grünzug weitergeführt.  
 
Der neue Ortsrand ist als eine der Naherholung und dem Übergang zur 
Landschaft dienende öffentliche Grünfläche – ebenfalls mit einer Fuß- und 
Radwegverbindung - vorgesehen. 
 
Für die erforderlichen Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft werden öst-
lich des Wohngebietes auf einer Fläche von ca. 0,8 ha Ausgleichsmaßnah-
men festgesetzt (Geltungsbereich B). 
 
Nördlich des Wohngebietes wird eine Fläche für den naturnahen Ausbau ei-
nes Regenrückhaltebeckens mit einem Fassungsvermögen von 3.000 m³ 
festgesetzt (Geltungsbereich C). Die Gesamtfläche umfasst ca. 0,9 ha. 
 
Die detaillierte Darstellung der Flächengrößen der einzelnen Nutzungen er-
folgt in Kapitel 7 ‚Zusammenstellung wesentlicher Daten’. 
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4.2  Ergebnis der Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten  
 
Eine Alternativenprüfung darüber, inwieweit im Geltungsbereich Wohnbau-
flächen ausgewiesen werden, erfolgt ausführlich im Zusammenhang mit der 
parallel durchgeführten 91. Flächennutzungsplanänderung. Gegenüber der 
Beibehaltung der Darstellung als Sonderbaufläche bzw. Sicherung der aktu-
ellen Nutzung (Landwirtschaft) überwiegt die Notwendigkeit, im Stadtgebiet 
Braunschweigs weiterhin Wohnbauflächen an geeigneten Stellen zu entwi-
ckeln. 
 
Bezüglich der äußeren Erschließung wurden zusätzlich zu der gewählten 
folgende vier Varianten geprüft: 


 Nordvariante: vorhandener Feldweg südlich des PTB-Geländes 
 deutliche Beeinträchtigung von empfindlichen Messgeräten der PTB 


 Südvariante: von der Bundesallee abzweigend, entlang der südöstlichen 
Ortslage von Kanzlerfeld 


 Querung des Landschaftsschutzgebietes BS 4 
 Ostvariante (a): vom Bockshornweg aus Ölper kommend über die dafür 


zu ertüchtigende Brücke über die Autobahn 392 
 der Ortsteil hätte keine direkte Straßenanbindung an das Kanzlerfeld 


 Ostvariante (b): über Feldwege von der Straße Am Ölper Holze (Lehn-
dorf) 


 der Ortsteil hätte keine direkte Straßenanbindung an das Kanzlerfeld 
 Konflikte mit Zielen des Natur- und Landschaftsschutzes 


Alle vier Lösungen sind zudem – in unterschiedlicher Ausprägung – als un-
wirtschaftlich einzustufen, da u.a. die Erschließungsstraßen über lange Stre-
cken anbaufrei geführt werden müssen bzw. für die Ostvariante (a) die Er-
tüchtigung der vorhandenen Brücke über die Autobahn 392 erfolgen muss. 
 
Aufgrund der deutlichen Nachteile dieser Varianten wird die verkehrliche Er-
schließung über die Pfleidererstraße geführt. Durch den vorhandenen Quer-
schnitt sowie der geringen aktuellen Verkehrsbelastung ist die Straße geeig-
net, den infolge des neuen Wohngebietes geringfügig zunehmenden Verkehr 
aufzunehmen. Den Anschluss bietet die Dorothea-Erxleben-Straße im ab-
zweigenden Bereich. Insofern ist hier eine wirtschaftliche verkehrliche An-
bindung des neuen Baugebietes unter Vermeidung von Konflikten bzgl. 
Landschaftsschutz und Naherholung möglich. 
 
Eine mögliche Alternative zur gewählten Festsetzung eines allgemeinen 
Wohngebietes (WA) wäre die eines reinen Wohngebietes (WR). Diese für 
Kanzlerfeld typische Art der baulichen Nutzung wird mittlerweile üblicherwei-
se nicht mehr gewählt. Allgemeines städtebauliches Ziel ist es, auch in 
Wohngebieten ein verträgliches Maß an Nutzungsmischung zuzulassen, was 
durch die Ausweisung eines reinen Wohngebietes nicht möglich wäre. Die 
wesentlichen Versorgungseinrichtungen sind bereits im Siedlungszentrum 
vorhanden. Daher ist nicht zu erwarten, dass sich derartige Nutzungen am 
Ortsrand von Kanzlerfeld in einem Maß ansiedeln, durch das die umliegen-
den Wohngebiete beeinträchtigt würden. 
 
Die Alternative einer möglichst geringen Dichte durch die Festsetzung großer 
Grundstücke im Zusammenhang mit einer relativ geringen Grundflächenzahl 
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ergibt sich aus der Weiterführung der bereits in Kanzlerfeld vorhandenen 
Strukturen: Die Bebauungsdichte nimmt von Westen (Bundesallee) nach Os-
ten (Landschaft) deutlich ab. Der bisher als Ortsrand fungierende Siedlungs-
teil bildet – im Zusammenhang mit dem Grünstreifen – einen harmonischen 
Übergang zu den angrenzenden Ackerflächen. Dies soll auch durch den 
neuen, daran angrenzenden Siedlungsteil erreicht werden. Eine zu hohe Be-
bauungsdichte in würde diesem Eindruck entgegenwirken. 
 
 


4.3 Planerische Vorgaben und deren Berücksichtigung 
 
Zusätzlich zu den in Kapitel 1 ‚Rechtsgrundlagen’ genannten Gesetzen und 
Verordnungen sind insbesondere Gesetze, Normen und Richtlinien im Hin-
blick auf Boden-, Wasser- und Schallschutz zu beachten, z.B. das Bundes-
immissionsschutzgesetz, das Bundesbodenschutzgesetz, das Wasserhaus-
haltsgesetz, das Niedersächsisches Wassergesetz und die EU-Wasserrah-
menrichtlinie. 
 
Über die in Kapitel 2 ‚bisherige Rechtsverhältnisse’ beschriebenen planeri-
schen Vorgaben hinaus ist der Landschaftsrahmenplan (LRP, 1999) sowie 
der Luftreinhalteplan (Fortschreibung des Luftreinhalteplans für das Stadtge-
biet Braunschweig, Entwurf September 2007) zu beachten. Die für die vor-
liegende Planung relevanten Aussagen sowie deren Berücksichtigung wer-
den in den folgenden Kapiteln behandelt. 
Bezüglich der Schutzgüter Klima und Luft sind darüber hinaus die Ergebnis-
se folgender gesamtstädtischer Gutachten relevant: 


 Modellierung meteorologischer und lufthygienischer Felder im Stadtge-
biet Braunschweig , GEO-NET Umweltconsulting, 2006 


 Klima- und immissionsökologische Funktionen im Stadtgebiet Braun-
schweig, GEO-NET Umweltconsulting, 2007 


 
Um sicherzustellen, dass die Bauleitplanung die o.g. Rechtsgrundlagen um-
fassend berücksichtigt, wurden zu den Themen Lärm, Boden/Wasser und 
Tiere zusätzlich folgende gebietsbezogene gutachterliche Untersuchungen 
durchgeführt: 


 Schalltechnische Untersuchung, Stadt Braunschweig, 2007 
 Bodengutachten, BGA Suckow + Zarske + Partner GbR, 2007 
 Faunistische Erfassung, Biodata, 2007 


 
Die jeweiligen Ergebnisse sowie deren Berücksichtigung werden in den ent-
sprechenden Kapiteln des Umweltberichtes dargestellt. 
 
 


4.4 Beschreibung der Methodik der Umweltprüfung und Beurteilung der  
Informationsgrundlagen 
 
Aufgrund der vorhandenen Schallimmissionen sowie der nach Umsetzung 
der Planung zu erwartenden Schallemissionen wurde eine schalltechnische 
Untersuchung durchgeführt (s. Kapitel 4.3 ‚Planerische Vorgaben und deren 
Berücksichtigung’). Begutachtet werden Auswirkungen des Straßenverkehrs: 
Immissionen in den Geltungsbereich seitens der Autobahnen A 391 und 
A 392 sowie zukünftige Emissionen aufgrund des zusätzlich entstehenden 







- 8 - 
 


 


Verkehrs auf den angrenzenden Erschließungsstraßen (Pfleidererstraße, 
Dorothea-Erxleben-Straße). Grundlagen sind Verkehrsprognosen über den 
durchschnittlichen täglichen Verkehr (DTV) für das Jahr 2010 sowie die Ver-
kehrszählung auf der Pfleiderer- und der Dorothea-Erxleben-Straße vom 
29. November 2007. 
 
Mittels Klein-Rammbohrungen und bodenmechanischen Laborversuchen 
wurde im gesamten Geltungsbereich eine Bodenuntersuchung durchgeführt 
(s. Kapitel 4.3 ‚Planerische Vorgaben und deren Berücksichtigung’). Im dar-
aus resultierenden bautechnischen Bodengutachten werden Aussagen zur 
Baugrundbeschaffenheit und Versickerungsfähigkeit des Bodens getroffen. 
 
Aufgrund der Lage der Fläche in Waldrandnähe und der bisherigen Nutzung 
als Ackerfläche war eine Erfassung von wertgebenden Tierarten (faunisti-
sche Erfassung) notwendig. Das Gutachten (s. Kapitel 4.3 ‚Planerische Vor-
gaben und deren Berücksichtigung’) umfasst folgende Untersuchungen: 


 Feldhamster: einmalige Kontrolle auf Hamstervorkommen im Herbst 
2007 
Da diese Kontrolle negativ ausgefallen ist, konnte auf eine weitere Kon-
trolle im Frühjahr verzichtet werden. 


 Fledermäuse: dreimalige Kontrolle zur Ausflugszeit im Herbst 2007 
 Vögel der offenen Feldflur (Feldlerche, Wachtel, Rebhuhn): drei Erfas-


sungen sowie die Ermittlung der Funktion der Fläche als Nahrungshabi-
tat für Vögel der umliegenden Bereiche im Sommer / Herbst 2007 


 Bodenfauna (Knoblauchkröte, Eidechsen, gefährdete Arten der Laufkä-
fer): drei Erfassungen mittels Eimerfallen einmal monatlich im Zeitraum 
von Juli – September 2007. 


Untersucht wurde der Geltungsbereich. Im Hinblick auf Feldhamster wurden 
darüber hinaus auch die daran angrenzenden Getreideschläge im Randstrei-
fen von 10 m kontrolliert. 
Üblicherweise werden Untersuchungen auf Fledermaus- und Vogelvorkom-
men über den Zeitraum einer vollständigen Vegetationsperiode durchgeführt, 
also von Februar bis Oktober. Auf Basis der hier ebenfalls durchgeführten 
Erfassung der Bodenfauna lassen sich jedoch ausreichend Rückschlüsse 
auf Vorkommen der o.g. Arten ziehen. 
 
Die übrigen relevanten Themen werden auf Basis von Ortsbegehungen und 
Auswertungen des vorhandenen Datenmaterials – z.B. Landschaftsrahmen-
plan – behandelt. 
 
 


4.5 Beschreibung und Bewertung der Umwelt und Prognosen 
 
Die Ermittlung und Bewertung der Umweltsituation der einzelnen Belange er-
folgt nach gegenwärtigem Kenntnisstand und durch zeitgemäße Prüfmetho-
den jeweils insbesondere für die Umweltmerkmale, die erheblich beeinflusst 
werden.  
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4.5.1 Mensch und Gesundheit 
 
Die im Hinblick auf das Schutzgut Mensch und dessen Gesundheit zu be-
rücksichtigenden Aspekte Lärm, Klima/Luft’ und – im Zusammenhang mit der 
Erholungsnutzung – das Landschaftsbild, werden in den jeweiligen Kapiteln 
umfassend beschrieben. Daher wird im Folgenden insbesondere der Aspekt 
‚Erholung’ betrachtet. 
Die bisherige freie Feldmark am östlichen Siedlungsrand von ‚Kanzlerfeld-
Ost’ stellt sich im Bestand als intensiv ackerbaulich genutzte und an Gehöl-
zen strukturarme Landschaft mit schwach ausgeprägtem Relief auf der „Ho-
chebene“ des Buchenberges dar. Die Offenlandstrukturen bieten im Unter-
schied zum nahe gelegenen Waldgebiet des Ölper Holzes lichte, besonnte 
Räume mit weiten Blickbeziehungen. Geprägt wird der Gesamtraum wesent-
lich auch durch die Rahmen setzenden Silhouetten des Ölper Holzes im Sü-
den und der waldähnlichen Strukturen auf dem Gelände der PTB im Nord-
westen.  
Die Feldflur hat hier im Bestand trotz ihrer relativen Strukturarmut eine hohe 
Bedeutung für die siedlungsnahe Erholung und stellt insofern auch ein we-
sentliches Entlastungspotential für das räumlich enge, als Landschafts-
schutzgebiet geschützte Waldgebiet des Ölper Holzes dar. 
 
 
Ohne die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans würde die Flä-
che weiterhin als Acker genutzt werden. Eine Aufwertung der Feldflur durch 
die Anpflanzung von Einzelbäumen und Hecken entlang der Wirtschaftswe-
ge ist seit langem erklärtes Ziel der Freiraumplanung. Die Feldflur als Erho-
lungsraum bliebe insoweit auch mit ihren diesbezüglichen potentiellen Wer-
tigkeiten grundsätzlich verfügbar und erhalten. 
 
 
Mit Realisierung des Baugebietes gehen Erholungsflächen für die bestehen-
den Siedlungsgebiete verloren. Die Wegeverbindungen in die anschließende 
freie Landschaft verlängern sich für die Bestandsbebauung um ca. 230 m. 
Die auch durch gesamtstädtischen Erholungsdruck stark belasteten Waldge-
biete werden tendenziell noch stärker frequentiert. 
Die das Gebiet querenden sowie am Ostrand der geplanten neuen Bebau-
ung vorgesehenen öffentlichen Grünflächen mit den allgemeinen Funktionen 
einer Ortsrandgestaltung und als Ausgleichmaßnahme für Eingriffe in den 
Naturhaushalt, können auch die Verluste an Erholungsflächen in angemes-
senem Rahmen ausgleichen bzw. ersetzen. 
 
 


4.5.2 Tiere, Pflanzen, Landschaft 
 
Tiere, Pflanzen 
Beim Planungsgebiet handelt es sich um seit vielen Jahren intensiv-
ackerbaulich genutzte Flächen, weitgehend ohne naturschutzfachlich wert-
vollere Strukturelemente. 
Entscheidender Wert ist die Lageanbindung an das Landschaftsschutzgebiet 
(LSG) ‚Ölper Holz’. 
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Im Rahmen der faunistischen Erfassung wertgebender Arten (s. Kapitel 4.4 
‚Beschreibung der Methodik der Umweltprüfung …’) wurde festgestellt, dass 
das Untersuchungsgebiet Bedeutung für drei geschützte Arten der Fleder-
mäuse als Jagd- sowie für eine sogar als Balzrevier besitzt.  
Mit Feldlerche und Schafstelze wurden typische Arten der offenen Feldflur im 
Untersuchungsgebiet nachgewiesen; Vorkommen von spezialisierten Arten 
der Feldflur (Rebhuhn) existieren weiter östlich des Untersuchungsgebietes. 
Weiterhin hat das Gebiet eine besondere Bedeutung als Nahrungshabitat 
u.a. für Greifvögel als streng geschützte Arten.  
Im Rahmen der Laufkäferuntersuchung wurde eine landesweit gefährdete 
Art (der Getreidelaufkäfer) nachgewiesen.  
 
Während der Erfassung wurden auch andere Tiergruppen, darunter ge-
schützte Arten, registriert. Neben den besonders geschützten Arten Wein-
bergschnecke, Maulwurf und Igel wurden auch Kaninchen, Feldhasen und 
Rehe registriert. 
Nicht nachgewiesen wurden Feldhamster und Amphibien. 
 
Insgesamt hat das Untersuchungsgebiet eine mittlere Bedeutung für Arten 
der offenen Feldflur. 
 
 
Ohne die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans würde die Flä-
che weiterhin als Acker genutzt werden und entsprechend als Nahrungshabi-
tat für die gutachterlich ermittelten Tierarten der offenen Feldflur dienen. Bis-
her ist im Flächennutzungsplan Sonderbaufläche dargestellt, die gegebenen-
falls zukünftig durch die Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB) in 
Anspruch genommen werden könnte. Hierzu wäre dann jedoch ebenfalls die 
Aufstellung eines Bebauungsplans notwendig. 
 
 
Durch die vorliegende Planung werden ca. 12,3 ha Ackerfläche überplant 
(Geltungsbereich A: 10,7 ha). Dies bedeutet im Bereich des Wohngebietes 
den unmittelbaren Entzug/Verlust der oben beschriebenen Lebensräume 
und weiter durch zunehmenden Nutzungsdruck auf das Ölper Holz mittelbar 
auch dort einen Wirkraum mit Verlust an Lebensraumqualität (z.B. Müllabla-
gerungen; Beunruhigung).  
Zudem gehört das Untersuchungsgebiet auch zum Verbreitungsgebiet des 
zurzeit nicht vorkommenden Feldhamsters.  
 
Die gewählte Lage und Ausprägung der Ausgleichsmaßnahme (strukturelle 
Aufwertung eines Feldweges in der Ackerfläche durch Anpflanzung von klei-
neren Gebüschgruppen und Bäumen) kann zwar das Offenland nicht erset-
zen. Jedoch bietet sie für viele oben genannte Arten den Vorteil der Struktu-
rierung der Landschaft (Verbesserung der Orientierung) sowie zusätzlichen 
Lebensraum für Kleinsäuger und Insekten, die u.a. als Nahrungsgrundlage 
dienen (s. Kap. 4.6 ‚Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum 
Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen’). 
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Landschaftsbild 
Der derzeitige östliche Ortsrand wurde als Übergang vom Siedlungskörper 
zur freien Landschaft konzipiert. Neben den im Hintergrund erscheinenden 
Silhouetten der angrenzenden Bebauung und der Bepflanzung der Hausgär-
ten tritt der Siedlungsrand insbesondere durch einen unterschiedlich breiten 
öffentlichen Grünstreifen - im wesentlichen locker mit Bäumen und Büschen 
überstellte Wiesenflächen - in Erscheinung, durch welchen durchgehend ein 
Wanderweg mit wassergebundener Deckschicht geführt wird. 
Der Ortsrand ist als gewollte Zäsur zwischen einem kompakten Siedlungs-
körper und der freien Feldflur deutlich ablesbar und bietet einen in sich ge-
schlossenen Gesamteindruck. 
 
 
Ohne die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans würde die Flä-
che weiterhin als Acker genutzt werden. Eine Aufwertung der Feldflur durch 
das Pflanzen von Einzelbäumen und Hecken entlang der Wirtschaftswege ist 
seit langem erklärtes Ziel der Freiraumplanung. Das Gesamtgefüge bliebe 
insoweit erhalten und stünde für weitere Aufwertung in der freien Landschaft 
zur Verfügung. 
 
 
Für das Landschaftsbild entstehen mit Realisierung des Baugebietes Beein-
trächtigungen durch Schaffung einer weiter in die Landschaft hineingezoge-
nen, langen Siedlungskante. Der neue Ortsrand wird ähnlich dem vorherigen 
gestaltet. Es entsteht auch hier eine Abfolge von Bebauung mit Bepflanzung 
der Hausgärten, einem unterschiedlich breiten öffentlichem Grünstreifen mit 
Wegeverbindung und landwirtschaftlichen Flächen. Auch hier wird der Orts-
rand als gewollte Zäsur zwischen dem Siedlungskörper und der freien Feld-
flur deutlich ablesbar und bietet einen in sich geschlossenen Gesamtein-
druck. Durch die Vor- und Rücksprünge der östlichen Grundstücksgrenzen 
wird erreicht, dass kein zu starker linearer Eindruck des Ortsrandes entsteht 
– analog zur Bebauung im Bereich der Dorothea-Erxleben-Straße. Eine ex-
tensive und landschaftsgerechte Gestaltung des im Osten der Bebauung 
vorgelagerten öffentlichen Grüns trägt in angemessenem Rahmen zu einer 
Minimierung der Eingriffe bei. 
 
 


4.5.3 Boden 
 
Bodenart: 
Geologisch gesehen stehen im Geltungsbereich 0,5 bis 1 m mächtige Löss-
lehme an. Darunter folgen bis in Tiefen von 1 bis 6 m Geschiebelehme bzw. 
-mergel. Diese lagern Sanden mit Ton- und Schlufflagen auf, die ebenfalls 
sehr unterschiedliche Schichtstärke (Zentimeter bis Meter) aufweisen. Im 
Südosten wurden darunter Tone der Oberkreide erbohrt, die allgemein nach 
Norden abtauchen. 
Als Bodentyp hat sich auf dieser geologischen Schichtenabfolge eine Bän-
derparabraunerde entwickelt, die in Niedersachsen zu den seltenen Boden-
typen zählt. 
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Baugrund: 
Als Baugrund bietet der Boden eine mäßige, im Hinblick auf die Wohnbe-
bauung jedoch ausreichende Tragfähigkeit. 
 
Im gesamten Bereich muss zeitweise mit hohen Grund- oder Stauwasser-
ständen gerechnet werden. Bei unterkellerten Gebäuden sind daher beson-
dere Maßnahmen zur Trockenhaltung der Keller einzuplanen. Aufgrund die-
ser Wasserstände und der überwiegend schlecht wasserdurchlässigen Bo-
denarten ist eine Versickerung von Niederschlagswasser in weiten Teilen 
des Geltungsbereichs nicht möglich. Nur am Ostrand gibt es einen Bereich, 
in dem eine Versickerung grundsätzlich möglich ist, was im Einzelfall aber zu 
prüfen wäre. 
 
Altlasten: 
Der Altlastenverdacht im Süden des Geltungsbereichs (Altablagerung I 6/4) 
hat sich nicht bestätigt. Schadstoffe im Boden oder im Grundwasser sind 
nicht zu erwarten. 
 
Kampfmittel 
Im Geltungsbereich A wird östlich der Grundstücke Dorothea-Erxleben-
Straße 40 A – 50 in der Kampfmittelbelastungskarte eine leichte Bombardie-
rung dargestellt. Vor dem Beginn von Erdarbeiten ist in diesem Bereich aus 
Sicherheitsgründen eine Sondierung auf Bombenblindgänger aus dem 
2. Weltkrieg durchzuführen Die notwendige Sondierung wurde ohne beson-
dere Funde durchgeführt (siehe auch Kapitel 5.10 ‚Kampfmittel’). 
 
 
Bei Nichtdurchführung der Maßnahme werden wertvolle Böden mit ihren na-
türlichen Funktionen erhalten. 
 
 
Durch die Versiegelung infolge der Überbauung werden natürliche Boden-
funktionen nachhaltig zerstört. 
 
 


4.5.4  Wasser 
 
Das Plangebiet liegt vollständig im Wasserschutzgebiet/Schutzzone III b des 
Wasserwerks Lamme. In diesem Bereich ist der Einsatz von Recyclingmate-
rialien beschränkt möglich, die Verwendung von Schlacke jedoch verboten. 
 
Die Fläche wird zurzeit landwirtschaftlich genutzt. Ein großer Teil des anfal-
lenden Niederschlagswassers versickert, der Rest fließt über die Oberfläche 
in die angrenzenden Gewässer. 
Oberflächengewässer sind im Plangebiet in einem kleinen Teilbereich vor-
handen. An den nördlich und südlich gelegenen Feldwegen, die zum Teil in-
nerhalb des Plangebietes liegen, zum Teil direkt angrenzen, befinden sich 
Wegeseitengräben. 
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Ohne die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans würde die Flä-
che weiterhin als Acker genutzt werden, weshalb sich keine Änderungen ge-
genüber der Bestandssituation ergeben würden. 
 
 
Durch die vorliegende Planung wird eine maximale Neuversiegelung der Flä-
che von ca. 3,8 ha ermöglicht. Die Grundwasserneubildung wird einge-
schränkt und es würde ein erhöhter Abfluss des Niederschlagswassers in-
nerhalb der vorhandenen Gräben stattfinden. Die Leistungsfähigkeit der 
Fließgewässer ist jedoch sehr beschränkt, d.h. Maßnahmen der Regenwas-
serrückhaltung sowie die Ableitung des Regenwassers in einem gesonderten 
Kanal sind notwendig. Nördlich des Baugebietes wird daher eine Fläche zur 
Errichtung eines naturnah gestalteten Regenrückhaltebeckens mit einem 
Fassungsvermögen von mindestens 3.000 m³ festgesetzt. 
 
 


4.5.5  Klima, Luft 
 
Klima 
Aus bioklimatischer Sicht weist das Gebiet gute Bedingungen auf. Das Ge-
biet liegt im Bereich hoher bis sehr hoher Kaltluftproduktivität. Die Freiflä-
chen sind ein wichtiger Kaltluftproduzent für die stadtnäher liegenden Wohn-
gebiete wie Ölper. 
 
 
Ohne die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans würde die Flä-
che weiterhin als Acker genutzt werden, weshalb sich keine Änderungen ge-
genüber der Bestandssituation ergeben würden. 
 
 
Durch die Bebauung entfällt die Kaltluftproduktion auf der Ackerfläche. Die-
ser Wegfall für die Kaltluftproduktion kann angesichts der Lage als unerheb-
lich angesehen werden. Die Durchlüftung des zu bebauenden Bereiches 
bleibt durch die nördlich angrenzenden Freiflächen erhalten. 
 
 
Luft 
Aus lufthygienischer Sicht ist das geplante Gebiet als unbelastet anzusehen. 
Hier treten lediglich die allgemeinen Hintergrundbelastungen auf, die nicht 
regional bedingt sind. 
 
 
Ohne die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans würde die Flä-
che weiterhin als Acker genutzt werden, weshalb sich keine Änderungen ge-
genüber der Bestandssituation ergeben würden. 
 
 
Eine Belastung aus lufthygienischer Sicht tritt ggf. auf durch den Anwohner-
verkehr, Heizungsanlagen sowie Kamine und Kaminöfen. Positiv wirkt sich 
hier aus, dass durch die Planung möglichst gute Bedingungen zur Nutzung 
von Solarenergie geschaffen werden. 
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Die Auswirkungen auf die Bereiche Klima und Luft sind als unerheblich ein-
zustufen. 
 
 


4.5.6 Lärm 
 
Das Plangebiet wird bereits heute durch Straßenverkehrsgeräusche der 
nördlich und östlich verlaufenden Autobahnen (A 392 und A 391) beauf-
schlagt. Unter Berücksichtigung der prognostizierten Verkehrsmengen für 
das Jahr 2010 ergeben sich folgende Schallpegel: 


48 – 52 dB(A) am Tag 
und  43 – 47 dB(A) zur Nachtzeit. 
Emissionen durch die landwirtschaftliche Nutzung der Fläche, die auf die an-
grenzende Wohnbebauung einwirken (z. B. Lärm und Staub während der 
Ernte), sind als nicht relevant zu bewerten. 
 
 
Ohne die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans würde die Flä-
che weiterhin als Acker genutzt werden, weshalb sich keine Änderungen ge-
genüber der Bestandssituation ergeben würden. 
 
 
Immissionen: 
Durch die Umsetzung der vorliegenden Planung und den damit verbundenen 
zusätzlichen gebietsbedingten Verkehr ändert sich die aktuelle Situation be-
züglich der Schallimmissionen nicht wesentlich. Die o. g. Verkehrslärmbelas-
tungen bleiben weitestgehend bestehen. Eine Änderung erfolgt jedoch be-
züglich der Schutzbedürftigkeit der festgesetzten Nutzung: allgemeines 
Wohngebiet (WA). Entsprechend sind folgende Orientierungswerte gemäß 
DIN 18005 für Verkehrslärm zu beachten: 


55 dB(A) am Tag 
und 45 dB(A) zur Nachtzeit. 
Die ermittelten Schallpegel liegen am Tag unterhalb des Orientierungswer-
tes. Nachts kommt es im östlichen Bereich des Plangebietes zu einer Über-
schreitung um bis zu 2 dB(A). Durch geeignete Lärmminderungsmaßnahmen 
(Gebäudeorientierung, Lüftungseinrichtungen in Schlaf- und Kinderzimmern) 
können gesunde Schlafverhältnisse erreicht werden (s. Kapitel 5.7 ‚Festset-
zungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bun-
desimmissionsschutzgesetzes’). 
 
Da die östlich an das Plangebiet grenzenden Flächen weiterhin als Acker 
genutzt werden, werden die Emissionen durch die landwirtschaftliche Nut-
zung der Fläche (z. B. Lärm, Staub) nun auf das neue Wohngebiet einwir-
ken. 
 
 
Emissionen: 
Durch die zusätzlichen Wohnnutzungen ist eine Verkehrszunahme auf den 
außergebietlichen Erschließungsstraßen zu erwarten. Die daraus resultie-
renden Schallemissionen erhöhen den bereits vorhandenen Verkehrslärm-
pegel nicht. An den durch die Dorothea-Erxleben-Straße am stärksten betrof-







- 15 - 
 


 


fenen Wohnhäusern (Dorothea-Erxleben-Straße 18 – 20) ergeben sich durch 
diesen Verkehrslärm Pegel von bis zu 28 dB(A) tags und 20 dB(A) nachts, 
die als geringfügig bezeichnet werden können. Sie haben keine Auswirkung 
auf die an den o.g. Wohnhäusern ermittelte Schallpegelsumme. Die domi-
nanten Verkehrsgeräusche werden weiterhin durch die Bundesautobahnen A 
391 und 392 erzeugt. Gleiches gilt für die innergebietliche Erschließung. 
 
 


4.5.7 Kulturgüter und sonstige Sachgüter  
 
Kulturgüter im Sinne ausgewiesener Kultur- oder Bodendenkmale sind im 
Plangebiet nicht vorhanden. 
Als Sachgut sind die Böden mit ihrem hohen landwirtschaftlichen Ertragspo-
tenzial zu nennen (vgl. Kapitel 4.5.3 ‚Boden’).  
 
 
Ohne die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplans würde die Flä-
che weiterhin als Acker genutzt werden, weshalb sich keine Änderungen ge-
genüber der Bestandssituation ergeben würden. 
 
 
Mit Durchführung der Planung gehen die Flächen als Produktionsstandort 
und Wirtschaftsgut verloren. Der Verlust von insgesamt ca. 12,3 ha ertrag-
reicher Wirtschaftsflächen wirkt sich lokal auf die Gesamtproduktivität der 
Landwirtschaft im Stadtbereich aus. 
 
 


4.5.8 Wechselwirkung zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 
 
Innerhalb des bestehenden Beziehungsgeflechts zwischen den Schutzgütern 
können Auswirkungen, die ein Vorhaben auf zunächst ein Schutzgut ausübt, 
auf andere weiterwirken. Es kann zur Verkettung und Steigerung von Aus-
wirkungen kommen. Deshalb sind Schutzgüter nicht nur einzeln, sondern im 
Zusammenspiel der vielen Wechselwirkungen zu betrachten. 
 
Mit der Bebauung der bisher landwirtschaftlich genutzten offenen Bodenflä-
chen entstehen durch die Versiegelung des Bodens über die Verringerung 
der Grundwasserneubildungsrate Wechselwirkungen mit dem Schutzgut 
Wasser. Darüber hinaus entsteht durch die Bebauung/ Versiegelung ein Ve-
getationsverlust, der wiederum Auswirkungen auf die Schutzgüter Klima/ 
Luft, Mensch und Tier hat.  
 
Durch die teilweise Nutzungsänderung intensiv genutzter landwirtschaftlicher 
Flächen zu einer mit Bäumen und Sträuchern bestandenen öffentlichen 
Grünfläche entfällt einerseits Lebensraum für Arten der offenen Feldflur. An-
dererseits entsteht ein neuer Lebensraum für bisher hier noch nicht angesie-
delte Tierarten. Gleichzeitig beeinflusst die gegenüber einer Ackernutzung 
üppigere Vegetation das Schutzgut Klima/Luft und hat als neue Erholungs-
fläche Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch und Landschaftsbild. 
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4.6  Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der  
nachteiligen Auswirkungen 
 
Die gemäß den gesetzlichen Vorschriften (§§ 1 und 1a BauGB) bei der 
Planaufstellung zu berücksichtigenden Vorschriften zum Umweltschutz - 
Vermeidung und Ausgleich voraussichtlicher erheblicher Beeinträchtigungen 
der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes sowie des Landschaftsbildes – 
sind im vorliegenden Bebauungsplan mit den im folgenden dargestellten Er-
gebnissen angewandt worden. 
 
 


4.6.1 Aufarbeitung der Eingriffsregelung 
 
In Kapitel 4.5 ‚Beschreibung und Bewertung der Umwelt und Prognosen’ 
sind die mit der Umsetzung des Bebauungsplanes zu erwartenden negativen 
Auswirkungen auf den Naturhaushalt (mit den Schutzgütern Boden, Wasser, 
Klima/Luft, Tiere, Pflanzen) sowie das Orts- und Landschaftsbild dargestellt 
und bewertet worden. Besonders schwerwiegend ist dabei die Bebau-
ung/Versiegelung bisher offener Bodenflächen und damit der vollständige 
Funktionsverlust für alle Schutzgüter des Naturhaushaltes. Aus der Progno-
se der Umweltauswirkungen geht hervor, dass durch den Bebauungsplan 
Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne von § 18 BNatSchG vorbereitet 
werden, sodass im Bauleitplanverfahren über Maßnahmen zur Vermeidung, 
Minimierung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen zu entschei-
den ist. Die Maßnahmen werden nach planungsrechtlicher Abwägung im 
Bebauungsplan festgesetzt. 
 
Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung von Beeinträchtigungen 
 
Folgende Festsetzungen des Bebauungsplanes tragen zur Vermeidung und 
Minimierung von Eingriffen bei: 


 Beschränkung der baulichen Ausnutzung der Grundstücke auf ein gerin-
geres als das nach § 17 BauNVO zulässige Maß 


 Vermeidung von Eingriffen für die Schutzgüter Boden, Wasser, Kli-
ma/Luft und Tiere/Pflanzen  


 Durchgrünung des Baugebietes insbesondere durch Baumpflanzungen 
in den öffentlichen Grünanlagen, den Erschließungsstraßen sowie auch 
auf den Privatgrundstücken  


 Minimierung der Eingriffsfolgen von Versiegelung und Bebauung für 
die Schutzgüter Boden, Wasser, Klima/Luft und Tiere/Pflanzen.  


 Großzügige Bereitstellung öffentlichen Grüns mit der Anlage von Erho-
lungswegen vor allem am östlichen in die freie Landschaft überleitenden 
Ortsrand in Verbindung auch mit Vorgaben zur Gestaltung der Grund-
stückseinfriedungen  


 Minimierung der Eingriffsfolgen für das Schutzgut Orts-/Landschafts-
bild mit Wirkung auch für das nahe Ölper Holz durch Reduzierung der 
Besucherdichte und Besucherlenkung durch attraktives Wegeangebot 


 Baugebietsbezogene Regenwasserrückhaltung 
 Minimierung der Eingriffsfolgen für den Wasserhaushalt. 


Die genannten Maßnahmen wirken sich auch positiv auf das Wohnumfeld 
und damit auf den Menschen aus.  
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Ausgleichsmaßnahmen  
 
Auf der Grundlage der für den Planbereich ermittelten Wertigkeiten von Na-
tur und Landschaft (s. Kapitel 4.5 ‚Beschreibung und Bewertung der Umwelt 
und Prognosen’) und des vorliegenden Bebauungsplanentwurfes wurde eine 
Bilanzierung von Eingriff und Ausgleich durchgeführt. Die mit Umsetzung der 
Planung zu erwartenden Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit des Na-
turhaushaltes und des Landschaftsbildes können durch die oben beschrie-
benen Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung zwar gemindert wer-
den, es verbleiben jedoch erhebliche Eingriffsfolgen mit einem entsprechen-
den Kompensationserfordernis. Nach planungsrechtlicher Abwägung setzt 
der Bebauungsplan folgende Ausgleichsmaßnahmen fest: 
 
Geltungsbereich B: 
Auf der Grundlage des bestehenden landschaftsplanerischen Rahmenkon-
zeptes sollten Maßnahmen zur Verbesserung der Erholungseignung sowie 
zur Waldvernetzung vorrangig in der freien Feldflur im östlichen Anschluss 
an das Baugebiet durchgeführt werden.  
Die Maßnahmenfläche im Geltungsbereich B (Teilflächen des Ackergrund-
stückes, Gemarkung Ölper, Flur 4, Flurstück 166/391 in einer Größe von 
7.900 m²) bietet aus ihrer in Nord-Süd-Richtung langgestreckten, wegebe-
gleitenden Lage heraus beste Voraussetzungen zur Erfüllung der vorstehend 
genannten Planungsziele des landschaftsplanerischen Rahmenkonzeptes.  
Unterschiedlich breite Ruderalzonen mit Einzelbaumreihen im Wechsel mit 
größeren Feldgehölzinseln bieten sowohl für die erholungsbezogene Gestal-
tung als auch für den Aufbau ökofunktionaler Vernetzungsstrukturen optima-
le Voraussetzungen. Einzelbäume, Gehölzinseln und ruderale Wiesenstruk-
turen bieten zugleich eine Bereicherung und damit wesentliche Aufwertung 
als Lebensraum und Nahrungshabitat für eine große Zahl der artspezifisch 
an die Offenlandstrukturen landwirtschaftlich genutzter Ackerflächen ange-
passten Tierarten.  
 
Beurteilung des Vorhabens i. S. der Eingriffsregelung 
 
Unter Berücksichtigung der genannten Vermeidungs-, Minimierungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen sind die mit der Umsetzung des Bebauungsplans 
zu erwartenden Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter des Natur-
haushaltes und das Landschaftsbild abschließend wie folgt zu bewerten. 
 


 Den Beeinträchtigungen des Schutzguts Tiere und Pflanzen durch Neu-
versiegelung und Bebauung von Ackerflächen (ca.3,8 ha / Verlust aller 
Naturraumfunktionen) stehen Begrünungsmaßnahmen auf öffentlichen 
(ca. 2,4 ha / geringe bis mittlere Aufwertung/ im Wesentlichen veränder-
tes neues Artenspektrum) und privaten (ca. 4,3 ha / geringe Aufwertung / 
ausschließlich neues, verändertes Artenspektrum) Grünflächen sowie 
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft im Geltungsbereich B (0,79 ha / mittle-
re bis hohe Aufwertung / im Wesentlichen Ergänzung und Aufwertung für 
standorttypisches Artenspektrum ) gegenüber. Mit diesen ist eine Auf-
wertung allgemeiner und spezieller Lebensraumfunktionen verbunden. 
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Mit den festgesetzten Maßnahmen können der Verlust bzw. die Beein-
trächtigung von Lebensraumfunktionen in geeigneter Weise ausgegli-
chen werden. 


 Eingriffe in die Schutzgüter Boden/Wasser als Träger wesentlicher Na-
turraumfunktionen durch Überbauung und Vollversiegelung, können un-
mittelbar nur durch Entsiegelungsmaßnahmen in mindestens gleichem 
Umfang ausgeglichen werden. Dem Verlust der Boden- und Wasserfunk-
tionen stehen hier jedoch die Verbesserung einzelner natürlicher Boden-/ 
Wasserfunktionen auf den Grün- und Ausgleichsflächen entgegen, die 
dort durch Begrünung und Aufgabe bzw. Extensivierung der Nutzung zu 
erwarten sind. Insgesamt können die Eingriffsfolgen für die Schutzgüter 
Boden und Wasser so auf ein unerhebliches Maß reduziert werden. 


 Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes und der Erholungseignung 
entstehen durch Veränderungen des Siedlungsrandes, der weiteren  
Überbauung grundsätzlich zur Erholung genutzter und geeigneter Flä-
chen der freien Feldflur sowie durch indirekte Verlängerung der Wege in 
die Erholungsflächen. Die Neugestaltung des Ortsrandes durch eine 
breite, mit Gehölzen, Einzelbäumen und extensiven Wiesenflächen ges-
taltete, für die Öffentlichkeit durch einen Ortsrandweg erschlossene 
Grünfläche, sorgt im Wesentlichen für einen adäquaten Ausgleich. Grün-
züge im Baugebiet sorgen für eine innere Gestaltqualität und vernetzen 
die Wohnquartiere miteinander. Eine weitere Ergänzung des Erholungs-
potentials bieten die Ausgleichsmaßnahmen im Geltungsbereich B, wel-
che hier wegebegleitend in der im Bestand weitestgehend ausgeräum-
ten, durch Ackernutzung geprägten freien Feldflur deutliche visuelle Ak-
zente für eine besseren Erholungseignung setzen. Insgesamt können die 
Eingriffsfolgen für die Schutzgüter Landschaftsbild / Erholung als ausge-
glichen bzw. auf ein unerhebliches Maß reduziert gewertet werden. 


 
Mit Umsetzung der zeichnerisch und textlich festgesetzten Maßnahmen zur 
Grünordnung sowie Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft im Geltungsbereich B sind die durch 
den Bebauungsplan OE 38 zulässigen Vorhaben im Sinne der Eingriffsrege-
lung als ausgeglichen einzustufen.  
 
 


4.6.2 Bodenschutz und Flächenrecycling  
 
Soweit dies für ein Wohngebiet für den freistehenden Einfamilienhausbau 
möglich ist, wird durch die Planung ein möglichst sparsamer Umgang mit 
Grund und Boden angestrebt. Hier ist insbesondere eine rationelle und spar-
same Erschließung durch verkehrsberuhigte Bereiche und private Sticher-
schließungen zu nennen.  
 
Auch wenn grundsätzlich der Nachverdichtung in innerstädtischen Bereichen 
sowohl aus städtebaulichen als auch aus Gründen des Landschaftsschutzes 
der Vorrang zu geben ist, muss dem anhaltend erkennbaren Bedarf nach 
Grundstücken für Einfamilienhäuser entgegengekommen werden. Durch das 
Baugebiet ‚Am Buchenberg’ wird ein kompakter Siedlungskörper arrondiert, 
der auf Grund seiner Größe zudem die langfristige Wirtschaftlichkeit von pri-
vaten und öffentlichen Infrastrukturangeboten im Ortsteil Kanzlerfeld sichert. 
Durch die Vermeidung einer ansonsten zu befürchtenden größeren Abwan-
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derung ins Umland wird insgesamt einer weiteren Zersiedlung der Land-
schaft mit entsprechendem Infrastrukturbedarf (z.B. zusätzliche Erschlie-
ßungsflächen) vorgebeugt. Dies dient somit auch der Sicherung der im länd-
lichen Umland liegenden großflächig landwirtschaftlich genutzten Bereiche. 
 
 


4.6.3 Emissionen/Immissionen, Abfälle und Abwässer, Luftqualität,  
Energienutzung 
 
Nach dem derzeitigen Kenntnisstand sind abfallrechtliche Belange nicht er-
kennbar. Zum sachgerechten Umgang mit Abfällen werden keine Festset-
zungen getroffen. Die allgemein gültigen Regelungen der abfallrechtlichen 
Gesetzgebung sind zu beachten. 
 
Um die derzeit sehr positive klimaökologische und lufthygienische Situation 
im Plangebiet weitgehend zu erhalten, wird ein möglichst hoher Grünflä-
chenanteil und dementsprechend eine geringe Versiegelung vorgesehen 
werden. Der Versiegelungsgrad der Flächen im Geltungsbereich A beträgt 
etwa 40 %. Hierdurch wird eine Überwärmung des Siedlungskörpers vermie-
den. 
 
In der vorliegenden Planung wurde besonderes Augenmerk auf die Optimie-
rung der Bedingungen zur Nutzung von Solarenergie im Rahmen des pla-
nungsrechtlich möglichen gelegt: 


 strikte Nord-Süd-Ausrichtung des nördlichen Teilbereichs in Verbindung 
mit der Festsetzung der Firstlinie in Ost-West-Richtung 


 Festsetzung der Dachneigungen zur optimalen Nutzung von Photovol-
taikanlagen (30°) bzw. solarthermischen Anlagen (50°) im westlichen 
Teilbereich 


 Festsetzung von Flachdächern im östlichen Teilbereich, wodurch die 
Möglichkeit der Stellung von Solaranlagen unabhängig von der Gebäu-
deausrichtungen gegeben ist 


 Vermeidung einer gegenseitigen Verschattung der zur Nutzung der Son-
nenenergie optimalen Flächen durch entsprechende Festsetzung der Er-
schließungsflächen und Bauflächen sowie der Baugrenzen (Optimierung 
der Grundstücksgeometrie) 


 Vermeidung von Verschattung aufgrund der gewünschten Bäume in 
Vorgartenzonen durch (überwiegende) Lage der tieferen Vorgartenzone 
– festgesetzt durch entsprechende Baugrenzen – auf der Nordseite der 
an die in west-östlicher Richtung verlaufenden Straßen grenzenden 
Grundstücke 


 Vermeidung von Verschattung der Flächen durch die Lage der festge-
setzten Straßenbäume ausschließlich entlang der in nord-südlicher Rich-
tung verlaufenden Straßen 


Weitere besondere Festsetzungen zur sparsamen und effizienten Energie-
nutzung werden nicht getroffen. Die Errichtung von begrünten Dächern (die 
u.a. auch zusätzliche Dämmwirkung entfalten), die Nutzung anderer regene-
rativer Energieformen (z.B. Geothermie) oder Bauen in Passivhausbauweise 
sind grundsätzlich möglich. Diese Maßnahmen wirken sich ebenfalls positiv 
auf die Lufthygiene aus. 
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4.7  Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen  


(Monitoring) 
 
Ein allgemeiner Überwachungsbedarf für das Plangebiet durch die Gemein-
de besteht in der Fortschreibung des Klimagutachtens und in der Aktualisie-
rung der Verkehrszählungen und der damit zusammenhängenden Schall-
emissionswerte. 
 
Im Zuge der Umsetzung der EG-Richtlinie 2002/49/EG über die Bewertung 
und Bekämpfung von Umgebungslärm besteht die Verpflichtung, für Haupt-
verkehrsstraßen bis Mitte 2007 bzw. Mitte 2012 – je nach Verkehrsaufkom-
men – eine strategische Lärmkartierung zu erstellen, die mindestens alle 5 
Jahre zu überprüfen und ggf. zu überarbeiten ist. 
 
Diese Daten, wie auch weitere relevante umweltbezogene Daten werden sei-
tens der Fachbehörden mithilfe des stadtinternen Umweltinformationssys-
tems vorgehalten und ständig aktualisiert. 
 
Im Rahmen ihrer hoheitlichen Überwachungsaufgaben können die jeweils 
zuständigen Behörden insbesondere bei unvorhergesehenen nachteiligen 
Auswirkungen geeignete Maßnahmen zur Abhilfe schaffen. 
 
 


4.8  Zusammenfassung 
 
Der Geltungsbereich A des Bebauungsplans OE 38 ‚Am Buchenberg’ um-
fasst eine ca. 10,7 ha große, zurzeit als Acker genutzte Fläche, die östlich an 
die bestehende Ortslage Kanzlerfeld angrenzt. Hier soll ein allgemeines 
Wohngebiet mit ca. 83 Einfamilienhäusern entstehen. Ein wichtiges Ziel, das 
durch die städtebauliche Struktur sowie geeignete Festsetzungen erreicht 
wird, ist die Optimierung der Nutzungsbedingungen solarer Energie. 
 
Durch den Verkehrslärm der nördlich und östlich verlaufenden Autobahnen 
kommt es in einem kleinen Teilbereich des Plangebietes zu geringfügigen 
Überschreitungen des relevanten Orientierungswertes zur Nachtzeit. Durch 
geeignete Lärmminderungsmaßnahmen (Gebäudeorientierung, Lüftungsein-
richtungen in Schlaf- und Kinderzimmern) können gesunde Schlafverhältnis-
se erreicht werden (s. auch Kapitel 5.7 ‚Festsetzungen zum Schutz vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzge-
setzes’). 
Die relevanten Orientierungswerte zur Tagzeit werden im gesamten Plange-
biet deutlich unterschritten. 
Die ohnehin geringen Verkehrsimmissionen im Bereich der bestehenden 
Bebauung entlang der Erschließungsstraßen Pfleidererstraße und Dorothea-
Erxleben-Straße erhöhen sich aufgrund des zusätzlichen Verkehrs nicht 
wahrnehmbar. 
 
Die Neuversiegelung von ca. 3,8 ha bisher als Ackerflächen genutzten Bo-
dens wirkt sich negativ auf die Schutzgüter Boden, Tiere und Pflanzen, Kli-
ma/ Luft, Mensch (Erholungsnutzung) und Landschaftsbild aus. Die Eingriffs-
folgen werden durch die gewählte und planerisch festgesetzte Einschrän-
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kung der zulässigen Versiegelung sowie durch Festsetzungen zur inneren 
Durchgrünung des Baugebietes deutlich minimiert. Ebenso wirken sich die 
Festsetzungen zur Siedlungsgliederung durch Grünzüge sowie zur extensi-
ven Gestaltung einer breiten öffentlichen Grünfläche am östlichen Siedlungs-
rand ausgleichend für alle Schutzgüter aus. Im Geltungsbereich A des Be-
bauungsplanes bleiben dennoch, insbesondere verursacht durch die Boden-
versiegelung, dauerhafte und als erheblich einzustufende Eingriffsfolgen be-
stehen, die eine weitere externe Kompensation erfordern. Diese Eingriffsfol-
gen werden durch die Festsetzung und spätere Durchführung geeigneter 
Maßnahmen zur Aufwertung der natürlichen Bodenfunktionen auf einer Teil-
fläche eines bisher intensiv als  Acker genutzten Grundstückes entlang des 
östlich des Baugebietes liegenden Feldweges mit einer Fläche von ca. 
0,8 ha ausgeglichen (s. Kapitel 5.6.2 ‚Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, Zuordnung’).  
 
Unterschiedlich breite Ruderalzonen mit Einzelbaumreihen im Wechsel mit 
größeren Feldgehölzinseln bieten sowohl für die erholungsbezogene Gestal-
tung als auch für den Aufbau ökofunktionaler Vernetzungsstrukturen optima-
le Voraussetzungen. Einzelbäume, Gehölzinseln und extensiven artenrei-
chen Wiesen bieten zugleich eine Bereicherung und damit wesentliche Auf-
wertung als Lebensraum und Nahrungshabitat für eine große Zahl der art-
spezifisch an die Offenlandstrukturen landwirtschaftlich genutzter Ackerflä-
chen angepassten Tierarten. Darüber hinaus bieten die Ausgleichsmaßnah-
men durch die Strukturierung der Landschaft bessere Orientierungsmöglich-
keiten, z.B. für die vorkommenden Fledermausarten. 
 
 


5 Begründung der Festsetzungen 
 
5.1 Art der baulichen Nutzung 


 
Die Art der baulichen Nutzung im Plangebiet ist als ‚Allgemeines Wohnge-
biet’ (WA) festgesetzt. Die für Kanzlerfeld typische Art der baulichen Nutzung 
‚reines Wohngebiet’ (WR) wird mittlerweile üblicherweise nicht mehr gewählt. 
Allgemeines städtebauliches Ziel ist es, auch in Wohngebieten ein verträgli-
ches Maß an Nutzungsmischung zuzulassen, was durch die Ausweisung ei-
nes reinen Wohngebietes nicht möglich wäre.  
 
Um von der bisher in Kanzlerfeld typischen Nutzungsart nicht zu sehr abzu-
weichen, werden jedoch einige der im WA allgemein bzw. ausnahmsweise 
zulässigen Nutzungen generell ausgeschlossen. Begründet liegt dies allge-
mein im damit verbundenen erhöhten Verkehrsaufkommen, in zu erwarten-
den Emissionen (z.B. Tankstellen, Schank- und Speisewirtschaften), der Er-
richtung gebietsuntypischer Strukturen (z.B. Gartenbaubetriebe, Anlagen für 
Verwaltung, Anlagen für sportliche Zwecke) und im städtebaulichen Ziel, das 
Zentrum Kanzlerfelds zu erhalten und zu stärken (z.B. Läden, Anlagen für 
kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke, Betriebe des Be-
herbergungsgewerbes). 
 
Die wesentlichen Versorgungseinrichtungen sind bereits im Siedlungszent-
rum vorhanden. Daher ist nicht zu erwarten, dass sich die über Wohngebäu-
de hinaus zulässigen Nutzungen (Kioske, nichtstörende Handwerksbetriebe) 
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am Ortsrand von Kanzlerfeld in einem Maß ansiedeln würden, durch das die 
umliegenden Wohngebiete beeinträchtigt würden. Vielmehr steht zu erwar-
ten, dass durch die zusätzliche Bewohnerschaft das örtliche Zentrum bzw. 
die dortigen Infrastruktureinrichtungen gestärkt und somit langfristig gesi-
chert werden. 
 
 


5.2 Maß der baulichen Nutzung 
 
Um die Wohnbebauung städtebaulich sinnvoll in den Stadtteil zu integrieren, 
trifft der vorliegende Bebauungsplan Festsetzungen hinsichtlich der zulässi-
gen Grundflächenzahl, der Geschossflächenzahl, der Zahl der Vollgeschos-
se sowie der zulässigen Höhe der baulichen Anlagen. Durch diese Festset-
zungen wird das Maß der baulichen Nutzung hinreichend bestimmt. 
 
Durch die geringe Grundflächenzahl (GRZ = 0,3 mit einer zulässigen Über-
schreitung von 30 % für Nebengebäude) in Verbindung mit großen 
Grundstücken (700 – 900 m²) sowie der Festsetzung von Einzelhäusern 
werden die bisher in Kanzlerfeld vorhandenen Strukturen weitergeführt: Die 
Bebauungsdichte nimmt von Westen (Bundesallee) nach Osten (Landschaft) 
deutlich ab. Auf den aufgrund des geringen Versiegelungsgrads entstehen-
den privaten Freiflächen kann eine intensive Durchgrünung des Gebietes er-
folgen, die im Zusammenhang mit der angrenzenden öffentlichen Grünfläche 
einen Übergang zur freien Landschaft bildet. 
 
In Anlehnung an die Höhenentwicklung der angrenzenden Bebauung ist eine 
eingeschossige Bebauung zulässig. Mit der eingeschossigen Bebauung wird 
zudem die Randlage des Baugebietes zur Landschaft berücksichtigt, indem 
hier keine das Landschaftsbild wesentlich beeinträchtigenden höheren Ge-
bäude entstehen.  
Durch die Festsetzung einer maximalen Traufhöhe von 4,0 m sowie der 
Firsthöhe von 9,5 m im westlichen Teilbereich (geneigte Dachformen) ist bei 
entsprechender Dachneigung dennoch die Möglichkeit des Dachausbaus – 
wenn auch nicht zu einem zweiten Vollgeschoss - gegeben. Im östlichen 
Teilbereich ist für die Flachdachbebauung trotz Eingeschossigkeit eine Ge-
bäudehöhe von 7,0 m festgesetzt. Somit besteht auch hier die Möglichkeit 
des Ausbaus einer zweiten (Wohn-)Ebene (z.B. in Verbindung mit einer 
Dachterrasse). Dieser Aufbau einer nicht-vollgeschossigen zweiten Ebene 
bietet die Möglichkeit der Errichtung von Gebäuden, die abwechslungsrei-
cher und kleinteiliger wirken als Flachdachbungalows.  
 
Bei der Verwirklichung der im Nutzungsbeispiel unverbindlich dargestellten 
Bebauung können im Plangebiet 83 Einzelhäuser errichtet werden. 
 
 


5.3 Überbaubare Grundstücksflächen, Bauweise, Anzahl der Wohneinheiten 
 
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen definiert. 
Die überbaubaren Flächen sind großzügig dimensioniert, um eine weitestge-
hende Freiheit in der Lage und – überwiegend - der Ausrichtung der Baukör-
per zu erhalten. 
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Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 ist die Firstrichtung festgesetzt. Durch 
diese Vorgabe der Ausrichtung der Dachflächen nach Süden werden in die-
sem Bereich die Festsetzungen zur optimalen Nutzung von Solarenergie 
konsequent weiterverfolgt.  
Im übrigen Plangebiet ist die Gebäudestellung frei wählbar. Somit besteht 
auch in WA 2 die Möglichkeit der optimalen Nutzung von Solarenergie. Im 
östlichen Teilbereich ist aufgrund der gewählten Dachform (Flachdach) die 
optimale Nutzung von Solaranlagen unabhängig von der Gebäudestellung 
möglich. 
 
Die nicht-überbaubaren Bereiche sollen entlang der öffentlichen Flächen in 
ausreichender Breite von Garagen und Nebenanlagen freigehalten werden, 
damit eine Begrünung erfolgen kann. Hiermit soll erreicht werden, dass der 
Straßenraum von angrenzenden privaten Gartenflächen geprägt wird.  
Entlang der in Ost-West-Richtung verlaufenden öffentlichen Verkehrsflächen 
sind keine Baumpflanzungen im öffentlichen Raum vorgesehen. Daher wird 
hier der Abstand der Baugrenze zur Straße einseitig auf 5,0 m erhöht um die 
Möglichkeit der Baumpflanzung auf den privaten Grundstücken zu eröffnen 
und hierdurch die Begrünung des Straßenraums zu erreichen. Auch entlang 
der öffentlichen Grünflächen ist der Abstand der Baugrenze von 5,0 m mit 
dem Ziel gewählt, dass eine entsprechende Eingrünung der privaten Grund-
stücke im Übergang zum öffentlichen Grün erfolgt. 
Sicht- und Windschutzanlagen sind nur innerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen zulässig. Hierdurch wird erreicht, dass die genannten Anlagen 
gegenüber dem öffentlichen Raum nicht zu massiv in Erscheinung treten, ihn 
optisch einengen und störend prägen. Zusätzlichen Sichtschutz, z.B. gegen-
über den Wegeverbindungen innerhalb der Grünzüge, kann bei Bedarf durch 
Anpflanzung z.B. geeigneter Sträucher geschaffen werden. 
 
Im allgemeinen Wohngebiet wird festgesetzt, dass nur Einzelhäuser mit je 
maximal 2 Wohnungen zulässig sind. Hierdurch wird die hier beabsichtigte 
aufgelockerte, durchgrünte Baustruktur gesichert und verhindert, dass Mehr-
familienhäuser mit zahlreichen, unter Umständen sehr kleinen, Wohnungen 
entstehen. Dies würde der Zielsetzung widersprechen, diesen Bereich vor-
wiegend mit Einfamilienhäusern (ggf. mit Einliegerwohnung) zu bebauen. 
Das Baugebiet fügt sich damit in die städtebauliche Struktur der angrenzen-
den Bebauung ein. 
 
 


5.4 Verkehrliche Erschließung 
 
Öffentliche Erschließung 
Das Plangebiet ist an die Dorothea-Erxleben-Straße angebunden. Der An-
schluss an das weiterführende Straßennetz führt über die Pfleidererstraße 
zur Bundesallee. 
 
Die Anschlussstraße an die gebietsinternen Erschließung (Planstraße A) 
wird in einer Fahrbahnbreite von 5,5 m mit beidseitigen Gehwegen mit einer 
Breite von jeweils 2,5 m ausgebaut. Sie wird als Tempo-30-Zone ausgewie-
sen. Nördlich der Dorothea-Erxleben-Straße wird der Gehweg innerhalb der 
Grünfläche zwischen den vorhandenen Baumreihen geführt. 
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Die gebietsinterne Erschließung erfolgt über zwei Ringe, die im Bereich der 
querenden Grünachse durch eine über den zentralen Quartiersplatz führen-
den Straße miteinander verbunden werden (Planstraßen B - D). Sie wird als 
verkehrsberuhigte Mischfläche mit einer nutzbaren Breite von 5,5 m ausge-
baut. 
 
Innerhalb des Plangebietes wird das Geh- und Radwegesystem, das das 
ganze Kanzlerfeld durchzieht und es mit der umgebenden Landschaft ver-
bindet, konsequent erweitert. Das bestehende Netz, das bisher mit einem 
Weg im bestehenden Grünstreifen endet, wird über den neuen, das Gebiet 
querenden Grünzug in die östlich des Plangebietes gelegene, neu anzule-
gende öffentliche Grünfläche weitergeführt. Der dort ebenfalls neu errichtete 
Weg bietet eine zusätzliche attraktive Nord-Süd-Verbindung für Spaziergän-
ger und Radfahrer am Ortsrand. 
 
Über die an das Plangebiet angrenzenden Feldwege kann wie bisher die Er-
schließung der im Osten angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen erfol-
gen. 
 
Die zweite Zufahrt für die Feuerwehr bzw. in anderen Notfällen (Feuerwehr-
nebenzufahrt) wird über den Geh- und Radweg von der Planstraße D auf 
den nördlich angrenzenden Wirtschaftsweg geführt. Es wird sichergestellt, 
dass der entsprechend auszubauende Weg nicht durch sonstigen KfZ-
Verkehr befahrbar und somit als Schleichweg nutzbar ist. 
 
Private Erschließung 
Um den Versiegelungsgrad möglichst gering zu halten, wird ein Teil der 
Grundstücke als Hinterliegergrundstücke über Privatwege mit einer Breite 
von 3,5 m erschlossen. Diese werden mit einem Geh-, Fahr- und Leitungs-
recht zugunsten der Anlieger gesichert. Über diese Privatwege werden über-
wiegend zwei, maximal drei Grundstücke erschlossen. 
 
Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) 
Eine direkte Anbindung des Plangebietes an das Liniennetz der BSVAG 
(Braunschweiger Verkehrs AG) besteht nicht. Die nächsten Haltestellen 
(Pfleidererstraße, PTB) sind ca. 970 m (Luftlinie) entfernt. Es ist auch mittel-
fristig nicht zu erwarten, dass eine Buslinie abseits der Bundesallee in den 
Ortsteil Kanzlerfeld geführt wird.  
 
Alternativ könnte im Bereich der Haltestelle Pfleidererstraße die dort bereits 
vorhandene Fahrradabstellanlage erweitert und – z.B. durch eine Überda-
chung – verbessert werden. Möglicherweise wird auch die Erweiterung des 
Angebotsspektrums der BSVAG durch Anrufsammeltaxen o.ä. im Bereich 
Kanzlerfeld durch potentielle zusätzliche Nutzer aus dem Plangebiet renta-
bel. 
 
Zurzeit scheint jedoch eine Verbesserung der Situation aus wirtschaftlichen 
Gründen kaum realisierbar. 
 
Ruhender Verkehr 
Der ruhende Verkehr ist auf den Privatgrundstücken unterzubringen, wobei 
je Grundstück maximal eine Zufahrt in einer Breite von 4,0 m zulässig ist. 
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Hierdurch wird gewährleistet, dass - bedingt durch den ebenfalls festgesetz-
ten 3,0 m großen Abstand von der Grundstücksgrenze - auch eine Doppel-
garage o.ä. angefahren werden kann. Durch die Reduzierung der Anzahl der 
Grundstückszufahrten und deren Breite kann erreicht werden, dass der öf-
fentliche Straßenraum eher durch Vorgärten und den damit verbundenen 
Grünstrukturen geprägt sowie eine größere Verkehrssicherheit für Fußgän-
ger erreicht wird. Im nördlichen Teilbereich des Plangebietes (WA 1 und 
WA 3) wird zum Teil im Bereich der geplanten öffentlichen Stellplätze ein 
Ein- und Ausfahrverbot im Zusammenhang mit der genauen Lage der 
Grundstückszufahrten festgesetzt. Hierdurch wird sichergestellt, dass sowohl 
die geplanten Baumstandorte als auch die Parkplätze auf der vorgesehenen 
Fläche errichtet werden können. 
 
Die Zufahrtsseiten der Stellplätze und Garagen, womit auch halboffene Ga-
ragen (sogenannte Carports) gemeint sind, müssen einen Abstand von min-
destens 3,0 m von der Verkehrsfläche haben. Dadurch, dass ein Teil der 
notwendigen Rückstoßfläche auf der privaten Grundstücksfläche liegt, wird 
die Verkehrssicherheit durch bessere Einsehbarkeit in den Straßenraum er-
heblich erhöht. Dies gilt insbesondere im verkehrsberuhigten Bereich, da hier 
die Verkehrsfläche von allen Teilnehmern - also auch z.B. von spielenden 
Kindern - gleichberechtigt genutzt wird. 
 
Besucherparkplätze sind im öffentlichen Straßenraum, in Planstraße B in 
den wechselseitig angelegten Grünstreifen vorgesehen. Die Anordnung der 
Parkplätze bedingt im Bereich der Planstraße D eine Verengung der Fahr-
bahn. Dies wirkt im Zusammenhang mit den dort festgesetzten Bäumen zu-
sätzlich bremsend innerhalb des verkehrsberuhigten Bereiches. 
 
 


5.5 Grünordnung, Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft 
 
Die grünordnerischen Maßnahmen leiten sich aus den fachlichen Zielstellun-
gen und Planvorgaben (vgl. Kap. 4.1 ff), den in der Bestandanalyse festge-
stellten Wertigkeiten sowie der landschaftlichen Situation ab (vgl. Kapitel 
4.5.2 ‚Tiere, Pflanzen, Landschaft’). Wesentliche Elemente sind: 


 Öffentliche Grünflächen, die als ‚grüne Achsen’ zum einen den Übergang 
des neuen Siedlungsteiles zu den älteren bereits seit längerem fertig ge-
stellten und bewohnten Ortsteilen gestalten und zum anderen auch ei-
nen harmonischen und landschaftsangepassten Übergang zur freien 
Landschaft schaffen. 


 Öffentliche Grünflächen als internes Gliederungselement unterschiedli-
cher Bauquartiere und als grünes Verbindungselement zwischen den äl-
teren Wohnbereichen und dem neuen auch der Erholung dienendem 
Ortsrandgrün. 


 Baumpflanzungen im öffentlichen Straßenraum und auf privaten Flächen 
zur inneren Durchgrünung und Gestaltung des Baugebietes. Straßen als 
erweiterter Freiraum der privaten Hausgärten. 


 Entwicklung naturnaher Biotopstrukturen auf externer Kompensationsflä-
che zum Ausgleich der mit der Realisierung des Baugebietes verbunde-
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nen Eingriffe in die Schutzgüter des Naturhaushaltes sowie in das Land-
schaftsbild und die Erholung. 


 
Nach planungsrechtlicher Abwägung sind die nachfolgend erläuterten und 
begründeten Festsetzungen zur Grünordnung im Bebauungsplan vorgese-
hen. Sie erfüllen sowohl ökologische als auch städtebauliche Funktionen. Mit 
den Festsetzungen zur Grünordnung werden Ausgleichswirkungen für Ein-
griffe in Naturhaushalt und Landschaftsbild erzielt, die mit der Umsetzung 
des Bebauungsplanes verbunden sind. 
 
 


5.5.1 Grünordnung  
 
Private Flächen 
Die Festsetzung zur Begrünung von Nebenanlagen auf den öffentlichen Flä-
chen zugewandten Seiten führt zum Interessenausgleich zwischen privaten 
und öffentlichen Belangen in den jeweiligen Übergangsbereichen und har-
monisiert so das Erscheinungsbild von Orts- und Landschaftsbild im Sinne 
einheitlicher Gestaltungsgrundsätze. 
 
Öffentliche Flächen 
Die öffentlichen Grünflächen prägen maßgeblich Struktur und Erscheinungs-
bild des Baugebietes. Sie sind für die innere und äußere Gestaltung des 
Baugebietes von besonderer Bedeutung und sollen entsprechend ihrer Lage 
und Funktion als interne Grünverbindung oder Siedlungsrandgrün differen-
ziert gestaltet werden. Durch eine insbesondere in den Siedlungsrandberei-
chen landschaftliche Gestaltung mit heimischen Gehölzen und Wiesenflä-
chen erfüllen die Grünflächen zugleich Funktionen im Naturhaushalt und wir-
ken ausgleichend. 
 
Der in Nord-Süd Richtung verlaufende westliche Grünzug (öffentliche Grün-
fläche ‚Parkanlage’ A) trennt visuell die älteren Siedlungsteile von dem Neu-
baugebiet, trägt so zu deren Gliederung und eigenständigen Wahrnehmbar-
keit als Quartiere bei und verbindet sie gleichzeitig durch Aufnahme der vor-
handenen Gestaltbilder und der funktionalen Vernetzungen von Rad- und 
Fußwegen im bisherigen Ortsrandgrün. Die textliche Festsetzung sieht hier 
intensiv nutzbare, locker von Einzelbäumen und Gehölzen überstandene 
Wiesenstrukturen vor, die von Wegen durchzogen werden. Die gleichen 
strukturellen Merkmale sollen auch den zentralen, in Ost-West Richtung ver-
laufenden Grünzug prägen, der zum einen die beiden unterschiedlichen 
Wohnquartiere voneinander abgrenzt und zum anderen die Vernetzung zum 
Grünzug am östlichen Ortsrand herstellt. Diese textliche Festsetzung (Park-
anlage A) trifft auch die Siedlungsrandbereiche Ost zwischen der Bebau-
ungsgrenze und der Freihaltezone auf der Trasse der vorhandenen Gaslei-
tung. 
 
Die extensive und landschaftsgerechte Gestaltung des östlichen, in die freie 
Landschaft überleitenden Grünzuges (öffentliche Grünfläche B) fügt den 
neuen Ortsteil in die Landschaft ein, bietet Lebensraum für Tiere und Pflan-
zen, und hält Flächen für die siedlungsnahe Erholung vor. Ein hoher Flä-
chenanteil wird mit Einzelbäumen und Gehölzinseln überstanden. Nur ein 
Drittel der verbleibenden Wiesenflächen steht intensiver Erholungsnutzung 
zur Verfügung. Für die Öffentlichkeit erschlossen wird die Grünfläche über 
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einen Ortsrandweg, der im Wesentlichen im Bereich der Gasleitungstrasse 
geführt werden soll. Die Gasleitungstrasse (10-m-Korridor) selbst wird als ex-
tensive bis intensive Wiesen- / Rasenfläche hergestellt. 
 
Die Baumpflanzungen im Straßenraum tragen zur inneren Durchgrünung 
des Baugebietes, zu seiner Gestaltung und übersichtlichen Gliederung bei. 
Um die Voraussetzungen für eine gute Entwicklung und langfristige Siche-
rung der Bäume im Straßenraum zu schaffen, werden Pflanzstreifen von 
2,0 m Breite als Pflanzraum vorgehalten. Die Begrünung dieser Fläche un-
terstützt die gestalterische Wirkung der Bäume. 
 
Private und öffentliche Flächen 
Die festgesetzten Pflanzqualitäten (Mindeststammumfänge bzw. Mindesthö-
he) für anzupflanzende Bäume und Sträucher stellen einen Kompromiss 
zwischen zeitnaher Erreichung der gewünschten Wirkung und guter An-
wuchsgarantie dar.  
 
Mit der zeitlichen Bindung für die Umsetzung der Anpflanzungen soll eine zu 
große zeitliche Spanne zwischen Vollzug des Eingriffs und Erreichen der 
ausgleichenden Wirkung verhindert werden. Um die angestrebte Wirkung 
der festgesetzten Gehölzpflanzungen dauerhaft sicher zu stellen, sind ab-
gängige Gehölze durch Neupflanzungen zu ersetzen. 


 
 
5.5.2 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 


und Landschaft, Zuordnung 
 
Die Maßnahmenfläche im Geltungsbereich B (Teilflächen des Ackergrund-
stückes, Gemarkung Ölper, Flur 4, Flurstück 166/391 in einer Größe von 
7.900 m²) bietet aus ihrer in Nord-Süd-Richtung langgestreckten, wegebe-
gleitenden Lage heraus beste Voraussetzungen zur Erfüllung der Planungs-
ziele des landschaftsplanerischen Rahmenkonzeptes.  
Unterschiedlich breite Ruderalzonen mit Einzelbaumreihen im Wechsel mit 
größeren Feldgehölzinseln tragen dazu bei, zum einen die in der ausge-
räumten Feldflur erforderlichen Strukturen zur Biotopvernetzung zwischen 
Waldbereichen im Süden und Norden herzustellen und zum anderen auch 
unmittelbar Ergänzungen zum vorhandenen Brut und Nahrungsbiotop des 
vorhandenen Artenspektrums anzubieten. 
Die Maßnahmen dienen auch der Verbesserung des Landschaftsbildes und 
erhöhen damit grundsätzlich die Erholungseignung. 
Die attraktive Lage der Maßnahmenfläche entlang eines vorhandenen Feld-
weges verspricht eine hohe Akzeptanz durch die Erholungssuchenden und 
kann somit einen Beitrag zur Entlastung des empfindlichen Ölper Holzes 
leisten. 
 
56,8 % der Ausgleichsmaßnahmen/Kosten werden den Wohngebieten zu-
geordnet. 
43,2 % der Ausgleichsmaßnahmen/Kosten werden den Verkehrsflächen zu-
geordnet. 
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5.6 Bauliche Maßnahmen für den Einsatz erneuerbarer Energien, insbesondere 
Solarenergie 
 
Durch Straßenführung, Festsetzung der Gebäudestellung und geeigneter 
Baumstandorte sind im überwiegenden Gebiet die städtebaulichen Rahmen-
bedingungen für die solare Energiegewinnung geschaffen. Die Optimierung 
der Bedingungen wird in den Regelungen zu den (Haupt-)Baukörpern wei-
tergeführt.  
 
Solaranlagen werden insbesondere auf Dachflächen errichtet. Die entspre-
chenden Festsetzungen verbinden das technisch Notwendige mit stadtge-
stalterischen Ansprüchen. Optimal zur Nutzung von Solarenergie sind Dach-
neigungen von 30° (insbesondere Photovoltaik) bis 45° - 60° (insbesondere 
Solarthermie). Die Neigung von 45° ist die übers Jahr gerechnet im Durch-
schnitt günstigste Neigung. Ein 60°-Dach ist hinsichtlich der Ausnutzung der 
Wintersonne optimiert (Heizenergie). Eine Dachneigung von 60° würde je-
doch unter Annahme einer Standardhausbreite von 10,0 m, die im vorliegen-
den Plangebiet voraussichtlich eher überschritten wird, zu verhältnismäßig 
großen Gebäudehöhen führen. Gegenüber der westlich gelegenen einge-
schossigen Bestandsbebauung sowie am Ortsrand im Übergang zur Land-
schaft wären die entstehenden Gebäude mit einer Höhe von mindestens et-
wa 12,5 m deutlich überdimensioniert (s.a. Kapitel 5.2 ‚Maß der baulichen 
Nutzung). Zudem wären auch die Unterschiede der innergebietlich zulässi-
gen Neigungswinkel ebenso wie die Abweichung von den in der Nachbar-
schaft bereits vorhandenen Dachneigungen zu groß, um ein harmonisches 
Ortsbild zu gewährleisten. Daher wird als Kompromiss zwischen solartechni-
schen und gestalterischen Aspekten der maximal zulässige Dachneigungs-
winkel mit 50° festgesetzt.  
 
Da die Straßen – und somit voraussichtlich auch die Grundstücke bzw. die 
Bebauung – nicht im gesamten Plangebiet strikt in Nord-Süd-Richtung aus-
gerichtet sind, wird in einem Teilbereich die Errichtung von Flachdächern 
festgesetzt. Somit kann entweder die Stellung geneigter Solaranlagen auf 
dieser Art von Dächern frei gewählt werden, so dass sie auch auf den Ge-
bäuden, die im südlichen Ring parallel zur Straße errichtet werden, genau 
nach Süden ausgerichtet werden können. Oder aber es werden Kollektoren 
ohne Neigungswinkel ausgewählt, die auf dem Flachdach aufliegen. Auf-
grund der variablen Anordnung (Ausrichtung nach Süden) kann mithilfe der 
verstellbaren Winkel der Absorber innerhalb der einzelnen Vakuumröhren 
ebenfalls die optimale Energieausbeute gesichert werden. 
 
Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 sind trotz von der optimalen Ausrichtung 
abweichender Straßenführung geneigte Dächer festgesetzt. Diese Wahl der 
Dachform ist eher stadtgestalterisch bedingt (s. Kapitel 5.8.1 ‚Dächer’). Ei-
nerseits ist hier jedoch keine Firstrichtung vorgegeben, so dass die Baukör-
per – unabhängig von der Straßenführung – so erstellt werden können, dass 
die Dachfläche nach Süden ausgerichtet ist. Andererseits ist die Abweichung 
von der optimalen Richtung so geringfügig, dass der Wirkungsgrad der Kol-
lektoren auch bei parallel zur Straße errichteten Gebäuden noch sehr hoch 
ist. 
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Die Festsetzung von Flachdächern in WA 3 ist ausschließlich stadtgestalte-
risch bedingt (s. Kapitel 5.8.1 ‚Dächer’). Hier wäre auch die Errichtung ge-
neigter Dächer auf parallel zu den Verkehrsflächen stehenden Gebäuden 
ohne Einschränkung hinsichtlich der Ausnutzung von Solarenergie möglich. 
Eine Einschränkung des Wirkungsgrades ergibt sich hierdurch bei geeigne-
ter Konstruktion nicht. 
 
 


5.7 Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne 
des Bundesimmissionsschutzgesetzes 
 
Wie in Kapitel 4.5.6 ‚Lärm’ dargestellt, wird im östlichen Geltungsbereich der 
Orientierungswert der DIN 18005 für allgemeine Wohngebiete bezüglich 
Verkehr nachts um bis zu 2 dB(A) überschritten. Zwar handelt es sich bei 
den Angaben der DIN 18005 nicht um Grenzwerte. Grundsätzlich können – 
entsprechend der Fachmeinung - Überschreitungen des jeweiligen Orientie-
rungswertes um weniger als 3 dB(A) als ‚nicht maßgeblich’ eingestuft wer-
den. Eine Überschreitung von 1 dB(A) wird sogar als ‚nicht messbar’ be-
zeichnet. Dennoch werden Festsetzungen zum Schutz vor nächtlichen Im-
missionen getroffen, um gesunde Wohnverhältnisse – insbesondere einen 
unbeeinträchtigten Schlaf – zu sichern. 
 
Die Durchführung aktiver Schallschutzmaßnahmen, wie das Errichten einer 
Lärmschutzwand entlang der Autobahnen A 391 und A 392, wäre unverhält-
nismäßig, insbesondere, da die geringfügige Überschreitung lediglich nachts 
ermittelt wird. Ein Schutz von Freisitzen ist nicht zwingend notwendig, da hier 
nicht die Werte, die dem nächtlichen Ruhebedürfnis gerecht werden sollen, 
veranschlagt werden müssen. Um diese Freisitze dennoch vor den östlich 
des Baugebietes liegenden Emittenten zu schützen, können sie auf der a-
bends attraktiveren Westseite der Gebäude angeordnet werden. Die im be-
troffenen Bereich überwiegend gewählte Dachform (Flachdach) im Zusam-
menhang mit der festgesetzten Eingeschossigkeit bei einer zulässigen Ge-
bäudehöhe von 7,0 m kann hierfür durch geeignete Anordnung einer Dach-
terrasse auf der Westseite optimal genutzt werden. 
 
Durch die festgesetzte Einzelhausbebauung besteht die Möglichkeit sehr fle-
xibler Grundrissgestaltung. Somit können Fenster, die zur Lüftung von 
Schlaf- und Kinderzimmern benötigt werden, auf den von der Autobahn ab-
gewandten Gebäudeseiten angeordnet werden. Aufgrund der nur geringfügi-
gen Überschreitung der nächtlichen Orientierungswerte ist auch eine Anord-
nung der Fenster auf Süd- bzw. Nordseiten möglich. Die Anordnung zusätz-
licher Fenster nach Osten ist hiermit nicht ausgeschlossen. 
 
Sollte dennoch die Anordnung von der Lüftung dienenden Schlaf- bzw. Kin-
derzimmerfenster auf nach Osten ausgerichteten Gebäudeseiten notwendig 
sein, sind die Immissionen durch den Einbau geeigneter Lüftungseinrichtun-
gen zu reduzieren. Der Einsatz dieser Technik trägt zudem zur Energieein-
sparung bei. Kontrollierte Lüftungsanlagen finden derzeit hauptsächlich im 
Passivhausbau Verwendung, wo sie sich bereits bewährt haben.  
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Emissionen durch die landwirtschaftliche Nutzung der angrenzenden Acker-
fläche, die auf die Wohnbebauung einwirken (z. B. Lärm / Staub während der 
Ernte) sind als nicht relevant zu bewerten. 
 
 


5.8 Gestaltungsvorschriften 
 
Ziel einer städtebaulichen Planung ist es, neben einer Ordnung der Funktio-
nen in einem Plangebiet auch eine ansprechende Gestaltung zu verwirkli-
chen, um insgesamt ein harmonisches Ortsbild und eine Integration in die 
umgebende Landschaft zu erreichen. Dies gilt für den vorliegenden Gel-
tungsbereich in besonderem Maße, da durch die Lage am Ortsrand auch die 
Fernwirkung eine besondere Rolle spielt.  
Dabei wird das Ortsbild vor allem durch die Gebäude (Höhe, Dachneigung 
und –farbe), aber auch durch die Außenanlagen, Begrünung und den Stra-
ßenraum bestimmt. Da die städtebaurechtlichen Festsetzungen allein nicht 
ausreichen, die gewünschte gestalterische Ordnung zu sichern, werden sie 
durch Gestaltungsfestsetzungen ergänzt. Diese Festsetzungen gelten für 
das gesamte allgemeine Wohngebiet. 
 
 


5.8.1 Dächer 
 
Ein herausragendes Gestaltungselement eines Baugebietes ist das Dach. 
Vor allen Dingen seine Form, Farbe und sein Volumen prägen das Gesamt-
bild einer Siedlung weithin sichtbar und entscheidend. Aber auch die einzel-
nen Straßen- und Freiräume innerhalb und außerhalb der Siedlung werden 
durch das Aussehen der Dächer stark beeinflusst. 
 
Gerade in Kanzlerfeld als sehr jungem Stadtteil ist die Frage der Dachform 
bisher sehr stringent gehandhabt worden. Errichtet wurden die für den Ein-
familienhausbau der 70er Jahre typischen Flachdächer sowie Satteldächer. 
Selbst in den 90er-Jahren wurde diese Stringenz in den neu errichteten 
Siedlungsteilen beibehalten, wo ausschließlich die Errichtung von Satteldä-
chern zulässig ist.  
Üblicherweise wird eine so strenge Festsetzung der Dachformen heute nur 
noch in besonderen Fällen vorgenommen. Um einerseits der bisherigen ge-
stalterischen Strenge von Kanzlerfeld zu genügen, andererseits aber den 
Ansprüchen heutiger Bauherren nach möglichst großer Baufreiheit entge-
genzukommen werden aus dem vielfältigen Kanon an Dachformen Satteldä-
cher, gegeneinander versetzte Pultdächer und Flachdächer zugelassen.  
Die im westlichen Teilbereich (WA 1 und 2) zulässigen geneigten Dachfor-
men wurden aufgrund der am bisherigen Ortsrand festgesetzten Satteldä-
cher gewählt, um durch diese Struktur die Baugebiete optisch miteinander zu 
verbinden. Sie sind in ihrer Fernwirkung ähnlich und bieten gleichzeitig die 
Möglichkeit sowohl einen eher traditionellen als auch einen sehr modernen 
Baustil umzusetzen. 
Die im östlichen Teilbereich (WA 3 und 4) festgesetzte Form (Flachdach) 
wurde insbesondere gewählt, um im südlichen, im Straßenraster nicht opti-
mal zur Ausnutzung von Solarenergie ausgerichteten Teil (WA 4) den mögli-
chen Wirkungsgrad von Solaranlagen nicht einzuschränken (s. Kapitel 5.6 
‚Bauliche Maßnahmen für den Einsatz von Solarenergie’). Auf Flachdächern 
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können die Solaranlagen frei angeordnet werden. Somit ist auch bei einer 
Gebäudestellung parallel zur Straßenführung die Ausrichtung von Solaranla-
gen nach Süden möglich. Um ein einheitliches, harmonisches Bild am Orts-
rand zu erreichen, wird diese Festsetzung auch für den nördlichen Teilbe-
reich (WA 3) übernommen, auch wenn hier zur Nutzung der Solarenergie 
aufgrund der Straßenführung auch die Errichtung von geneigten Dächern 
möglich gewesen wäre. 
 
Die darüber hinaus heute typischen Formen Walmdach und Krüppelwalm-
dach, die ebenfalls für die Errichtung von Solaranlagen geeignet wären, ent-
sprechen im Einfamilienhausbau eher einem dörflichen bzw. ländlichen Bau-
typus und sind daher unpassend für Kanzlerfeld.  
Ebenfalls ein Fremdkörper im überwiegend intakten Siedlungsgefüge von 
Kanzlerfeld wäre die zurzeit im Kanon der Fertighausanbieter häufig angebo-
tene ‚mediterrane’ Bauweise mit Zeltdächern. Dies gilt insbesondere, da die 
hierfür üblichen, relativ flachen Dachneigungen deutlich von den in Kanzler-
feld vorherrschenden abweichen. 
 
Die gewählten Dachneigungen (WA 1 und WA 2) entsprechen nicht nur den 
für die Solarausnutzung günstigen Winkeln sondern sind auch typisch für die 
gewählten Dachformen. Zudem ist jede Dachform definiert. Hierdurch kann 
erreicht werden, dass jede Dachform auch in ihrer klassischen Urform ver-
wirklicht werden kann, die jeweils ein in sich stimmiges Bild ergibt. So muss 
ein Satteldach z.B. zwei gleich geneigte Dachflächen enthalten. 
 
Durch die Festsetzungen kann einerseits eine angemessene Vielfalt an 
Dachformen ermöglicht werden. Andererseits wird jedoch sichergestellt, 
dass die klassischen Dachformen nicht so weit abgeändert werden, dass 
hier unproportionierte Gebäude entstehen. 
 
Hinsichtlich Material und Farbe der Dächer werden die Festsetzungen ent-
sprechend der angrenzenden Bebauung gewählt. Daher sind nur Dachpfan-
nen in roten bis rotbraunen Farbtönen zulässig. Ferner wird eine Dachbe-
grünung allgemein zugelassen. Ausgeschlossen werden dadurch die Farben 
hell- und dunkelblau, grün oder gelb etc. Ausgeschlossen werden ebenfalls 
hochglänzende Dachpfannen, die auf Grund ihrer starken Leuchtkraft das 
Erscheinungsbild zu stark dominieren würden. 
 
Die Flächen von z.B. Eingangsüberdachungen oder Dachflächen von Win-
tergärten werden von diesen Festsetzungen ausgenommen, da aufgrund ih-
rer üblichen Dimension bzw. untergeordneten Lage am Baukörper nicht zu 
erwarten ist, dass sie eine störende Fernwirkung entwickeln können. 
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5.8.2 Einfriedungen 
 
Einfriedungen haben einen sehr großen Einfluss auf die gestalterische Wir-
kung der öffentlichen Bereiche eines Baugebietes. Gerade bei einer Einfami-
lienhausbebauung mit einer relativ dichten Abfolge von Grundstücken würde 
bei freier Wahl des Materials und der Höhe der Einfriedung ein gestalterisch 
nicht mehr vertretbares Bild des Freiraums, des Straßenraumes und öffentli-
cher Grünflächen entstehen können. Gleichzeitig muss jedoch dem Bedürf-
nis nach einer Einfriedung der Grundstücke Rechnung getragen werden. 
 
Einfriedungen entlang der öffentlichen Grünflächen, der Planstraße A sowie 
der an das Plangebiet nördlich und südlich angrenzenden Feldwege sind nur 
als Hecken aus Laubgehölzen zulässig - ggf. in Verbindung mit einem Zaun. 
Hierdurch entsteht ein fließender Übergang von den Hausgärten zu den öf-
fentlichen Grünflächen. 
 
An sonstige öffentliche Flächen angrenzende Grundstückseinfriedungen 
können darüber hinaus auch als Holzzäune, Zäune mit Metallstäben sowie in 
Naturstein, rotem Klinker oder im Material der Fassade des Hauptgebäudes 
errichtet werden. Damit wird den künftigen Grundstückseigentümern eine 
möglichst große Auswahl zur Gestaltung der Einfriedung gegeben. Durch die 
gewählten Materialien werden klare Raumkanten im öffentlichen Straßen-
raum gebildet, die durch die lebendig strukturierten Oberflächen der Gefahr 
der Monotonie entgegenwirken. Gleichzeitig harmonieren diese Materialien 
auch als Kombination über die Grundstücke hinweg miteinander. 
 
Die Höhe baulicher Einfriedungen entlang öffentlicher Flächen wird auf 
1,20 m begrenzt um die Raum- und Gestaltwirkung sowie die Blickverbin-
dungen im Raum nicht einzuschränken. 
 
 


5.8.3 Sicht- und Windschutzanlagen 
 
Die insbesondere durch die Erschließung bedingte Lage eines Teils der 
Wohngärten zu Erschließungsflächen sowie Fuß- und Radwegen innerhalb 
der Grünflächen werden zur Abschirmung Sichtschutzwände erfordern. Die-
se werden allerdings nur in dem Maße (Länge, Höhe) zugelassen, wie sie 
zum wirksamen Schutz des Wohngartens tatsächlich notwendig sind. Damit, 
wird gleichzeitig verhindert, dass solche Anlagen die öffentlichen Räume op-
tisch einengen und störend prägen. Aus diesem Grund sind die Anlagen 
auch nur innerhalb der überbaubaren Flächen zulässig. Mit Rücksicht auf 
das angestrebte harmonisch gestaltete Straßenbild sollen die Materialien 
und Farben dieser Wände den jeweiligen Hauptgebäuden angepasst oder in 
Holz ausgeführt werden. 
 
 


5.8.4 Anlagen der Ver- und Entsorgung 
 
Zur zentralen Errichtung einer Trafostation ist im Bereich des Quartiersplat-
zes eine Fläche für Versorgungsanlagen festgesetzt. Um den besonderen 
gestalterischen Anforderungen eines solchen Platzes gerecht zu werden, ist 
dieses technische Bauwerk einzugrünen. 
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Aufgrund der von Wertstoffcontainern ausgehenden Belästigungen wurde 
ein Standort gewählt, der zwar wohngebietsnah und somit gut erreichbar, 
aber dennoch möglichst weit entfernt von der nächsten Wohnbebauung ge-
legen ist. Die gewählte Lage auf der Südseite der Planstraße A im Übergang 
zu den landwirtschaftlichen Flächen bedingt ebenfalls besondere gestalteri-
sche Anforderungen. Die gewählten Materialien bieten zum einen ausrei-
chend Schutz vor eventuell umher fliegendem Müll bei gleichzeitiger Siche-
rung der guten Bedienbarkeit bzw. Leerung der Container. Zum anderen wird 
die Container-Anlage weniger störend in die Landschaft eingebunden. 
 
 


5.8.5 Ordnungswidrigkeiten  
 
Eine Verletzung der Gestaltungsvorschriften bedeutet eine Ordnungswidrig-
keit.  
 
 


5.9 Weitere Infrastruktur 
 


5.9.1 Technische Infrastruktur: 
 
Die Versorgung mit Strom, Gas bzw. Fernwärme und Wasser erfolgt durch 
Anschluss an das vorhandene Netz der en.bs GmbH. Die hierfür notwendi-
gen neu zu verlegenden Leitungen wie auch der Anschluss an das bereits 
vorhandene Telekommunikationsnetz der Telekom AG werden im Bereich 
der öffentlichen bzw. privaten Verkehrsfläche verlegt. Leitungsverlegungen 
zur äußeren Erschließung mit Gas / Fernwärme und Wasser müssen in ei-
nem geringen Umfang durchgeführt werden, da eine Verstärkung der Ver-
sorgungsleitungen notwendig ist. 
 
Aufgrund der Bodenverhältnisse (s. Kapitel 4.5.3 ‚Boden’) ist eine Versicke-
rung des Niederschlagswassers auf den Grundstücken nicht möglich. Bereits 
heute ist eine Drainage der Ackerflächen notwendig. Durch die zusätzliche 
Versiegelung der Flächen würden die vorhandenen Anlagen zur Beseitigung 
des Niederschlagswassers in Kanzlerfeld (Gräben, vorhandene Regenrück-
haltebecken) überlastet. Die Anbindung des Baugebietes an das im Kanzler-
feld vorhandene Entwässerungsnetz ist für Regenwasser nicht möglich, da 
die Kapazitäten ausgeschöpft sind. Daher ist die Errichtung eines neuen Re-
genwasserkanals entlang der östlichen Grundstücksgrenze des Geländes 
der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt (PTB) vorgesehen. Zur Ver-
meidung von Überschwemmungen bei Starkregenereignissen wird zudem 
ein Regenrückhaltebecken mit einem Fassungsvermögen von 3.000 m³ 
nördlich des Feldweges errichtet. 
 
Die Ableitung von Schmutzwasser erfolgt durch Anbindung an das vorhan-
dene Netz Richtung Dorothea-Erxleben-Straße. 
 
Die innerhalb der öffentlichen Grünfläche B verlaufende Gashochdrucklei-
tung ist im Bebauungsplan gekennzeichnet. Hierfür ist ein Schutzstreifen von 
insgesamt 10 m zu beachten, in dem keine Maßnahmen durchgeführt wer-
den dürfen, durch welche die Leitung beschädigt werden könnte (z.B. An-
pflanzung tiefwurzelnder Gehölze). 
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5.9.2 Soziale Infrastruktur: 
 
Grundsätzlich ist der Bedarf an Plätzen in Kindertagesstätten (Kita), der sich 
durch die neue Wohnbebauung ergibt, gedeckt. Unter Umständen kann bei 
einer relativ zügigen Vermarktung und Inanspruchnahme der Bauplätze 
durch kinderreiche Familien zu Beginn ein kurzfristig erhöhter Bedarf an Kita-
Plätzen gegeben sein. Sofern diese Entwicklung im Zuge der Vermarktung 
erkennbar wird, wäre zur Deckung dieses möglichen kurzfristigen Bedarfs 
eine Interimslösung zu finden.  
 
Die durch das neue Baugebiet hinzukommenden Schüler können in der 
Grundschule Lehndorf-Siedlung aufgenommen werden. 
 
Der durch das Niedersächsische Spielplatzgesetz (NSpPG) vorgegebene 
Mindestbedarf an Spiel- und Jugendplatzflächen ist in Kanzlerfeld auch unter 
Berücksichtigung der neuen Wohnbebauung gedeckt. Aufgrund der Weiter-
führung des in Kanzlerfeld typischen Fuß- und Radwegenetzes - gebietsin-
tern durch die Grünzüge – können diese Flächen auf sicheren Wegen er-
reicht werden. 
Die Anforderungen der in Braunschweig üblicherweise zur Bemessung zu 
Grunde gelegten DIN 18034 ‚Spielplätze und Freiräume zum Spielen’ sind 
hinsichtlich der Flächengrößen höher. Bezüglich der Kinderspielplätze wer-
den in Kanzlerfeld weiterhin auch die Anforderungen der DIN 18034 erfüllt. 
Nach dieser Bemessungsgrundlage besteht jedoch bereits ohne das neue 
Wohngebiet ein deutlicher Bedarf an Spielflächen für Jugendliche.  
Zum einen wird dieser Bedarf also nicht durch die Umsetzung der vorliegen-
den Planung ausgelöst, sondern nur relativ geringfügig erhöht. Zum anderen 
bietet die Struktur des Gebietes mit der lockeren Einfamilienhausbebauung 
und großen Gärten, verkehrsberuhigten Straßen sowie großzügigen öffentli-
chen Grünflächen ausreichend Bereiche für Aufenthalt, Bewegung und Spiel 
im Freien. Daher wird zunächst die Deckung des Mindestbedarfs als ausrei-
chend angesehen. 
 
 


5.10 Kampfmittel 
 
Im Geltungsbereich A wird östlich der Grundstücke Dorothea-Erxleben-
Straße 40 A – 50 in der Kampfmittelbelastungskarte eine leichte Bombardie-
rung dargestellt. Vor dem Beginn von Erdarbeiten ist in diesem Bereich aus 
Sicherheitsgründen eine Sondierung auf Bombenblindgänger aus dem 
2. Weltkrieg durchzuführen Die notwendige Sondierung auf Bombenblind-
gänger wurde ohne besondere Funde abgeschlossen. 
 
Sollten bei dieser Sondierung oder bei Erdarbeiten im Gebiet Bombenblind-
gänger oder andere Kampfmittel gefunden werden, ist die Integrierte Regio-
nalleitstelle der Feuerwehr Braunschweig, Fachbereich 37  
(Tel.: 0531 – 2345-420) sowie das Dezernat 23 – Kampfmittelbeseitigung 
(Tel.: 0511 – 109-6302) oder die zuständige Polizeidienststelle zu benach-
richtigen. Die notwendige Räumung erfolgt im Rahmen der verfügbaren 
Möglichkeiten auf Kosten des Landes. 
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Eine Freigabebescheinigung der Zentralen Polizeidirektion Hannover 
(Dez. 23 – Kampfmittelbeseitigung) ist der Stadt Braunschweig, Abteilung 
Umweltschutz vorzulegen. 
 
 


6 Gesamtabwägung 
 
Mit der vorliegenden Planung wird aufgrund der anhaltend hohen Nachfrage 
nach Baugrundstücken für Ein- und Zweifamilienhäuser ein angemessenes, 
das bisherige Spektrum ergänzende Angebot geschaffen werden. Dadurch 
wird der für Braunschweig nachteiligen Stadt-Umland-Wanderung entgegen-
gewirkt. In deren Folge würden die auf das Oberzentrum Braunschweig ge-
richteten Ausbildungs- und Berufspendlerströme weiter wachsen, mit den 
bekannten Auswirkungen auf die Umwelt und den Naturhaushalt. Zudem be-
deutet eine weiter steigende Stadt-Umland-Wanderung eine weitere Zersie-
delung der bisher noch weitgehend unbelasteten Außenbereiche. Darüber 
hinaus trägt die Umsetzung der Planung zu einer Stärkung der bereits be-
stehenden Infrastruktureinrichtungen bei. 
 
Durch den Bebauungsplan werden Eingriffe in den Naturhaushalt vorbereitet. 
Durch die Festsetzung eines möglichst geringen Versiegelungsgrades sowie 
einer großzügigen Ortsrandeingrünung werden die Eingriffe minimiert. Die 
Ortsrandeingrünung trägt zur Einbindung des kompakten Siedlungskörpers 
in die Umgebung bei und bietet gleichzeitig zusätzliche Flächen zur Naher-
holung. Die verbleibenden erheblichen Eingriffe werden durch die land-
schaftsgerechte Bepflanzung einer bisher intensiv genutzten Ackerparzelle 
mit Einzelbäumen, Feldgehölzinseln und extensiver Ruderal- / Wiesenflä-
chen entlang eines östlich des Gebietes gelegenen Feldweges ausgegli-
chen. Erhebliche Beeinträchtigungen besonderer Schutzgüter von Natur und 
Landschaft verbleiben somit nach Realisierung aller Maßnahmen nicht. 
 
Den geringfügigen Beeinträchtigungen durch Schallimmissionen seitens der 
Autobahnen A 391 und A 392 wird durch geeignete Maßnahmen begegnet. 
Eine wahrnehmbare zusätzliche Belastung der bestehenden Nutzung durch 
das neue Wohngebiet erfolgt nicht. 
 
Dem Verlust an wertvollen Ackerflächen wird der anhaltende Bedarf an 
Grundstücken mit Einfamilienhausbebauung auch außerhalb der innerstädti-
schen Lagen gegenübergestellt. Durch die Bereitstellung der Flächen am 
Rand des attraktiven Ortsteils Kanzlerfeld kann eine weitere Zersiedelung 
der Außenbereiche zumindest vermindert werden. Im ländlichen Umland 
bleiben entsprechend die landwirtschaftlichen Flächen im größeren Umfang 
erhalten. 
 
Aus den genannten Gründen ist in der Gesamtabwägung die vorgesehene 
Planung mit einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung, den sozialen, 
wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwor-
tung gegenüber künftigen Generationen vereinbar. Insbesondere sind die 
allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse, die 
Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die Eigentumsbildung sowie die Belange 
des Umweltschutzes im Rahmen der Planung miteinander gerecht abgewo-
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gen worden. Durch die vorliegende Planung werden die städtebaulichen Zie-
le der Entwicklung von Wohnbauland erreicht. 
 
 


7 Zusammenstellung wesentlicher Daten 
 
 
Geltungsbereich A:  
- Nettobauland (WA) ca.   71.100 m² 


- öffentliche Verkehrsfläche  
davon: Straßenverkehrsfläche 
 [davon bereits versiegelt / als Verkehrsflä-


che festgesetzt: 
Teilbereich Planstraße A – B-Plan OE 29 
Teilbereich Planstraße A - Feldweg 


 Geh- und Radweg / Feuerwehrnebenzu-
fahrt 


 Quartiersplatz 


ca.   11.660 m² 
ca.  10.420 m² 
 
 


ca.  828 m² 
ca.  914 m²]


ca.       400 m² 
 
ca.       840 m² 


- Öffentliche Grünfläche ca.   23.760 m² 


 gesamt: ca. 106.520 m² 
 
Geltungsbereich B: ca.     7.900 m² 


 
Geltungsbereich C: ca.     9.000 m² 


 
 


8 Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes 
 
8.1 Maßnahmen 


 
Die Ackerflächen nördlich des der Erschließung dienenden Feldweges (Gel-
tungsbereich A) befinden sich zum Teil bereits im Eigentum der städtischen 
Grundstücksgesellschaft GGB mbH. Der Erwerb der fehlenden Grundstücke 
ist durch notarielle Angebote gesichert. Zum Erwerb der für die Errichtung 
des Regenrückhaltebeckens benötigten Fläche (Geltungsbereich C) werden 
zurzeit noch Grundstücksverhandlungen geführt. 
Zur verkehrlichen Erschließung des Wohngebietes ist der Erwerb eines Tei-
les des Feldweges südlich des Wohngebietes durch die GGB mbH notwen-
dig. 
Der notwendige Ausbau des Kanalnetzes für die Entsorgung wird durch den 
Eintrag einer Grunddienstbarkeit auf den jeweiligen Grundstücken gesichert 
(Fläche außerhalb des Geltungsbereiches).  
Die Flächen zur Entwicklung externer Ausgleichsmaßnahmen (Geltungsbe-
reich B) befinden sich bereits im Eigentum der Stadt. 
 
Als weitere Voraussetzung für die Realisierung der Planung neben dem noch 
notwendigen Grundstückerwerb bzw. dem Eintrag von Grunddienstbarkeiten 
sind im Wesentlichen die Umsetzung der Erschließungsmaßnahmen (Stra-
ßenbau, Ver- und Entsorgung, Regenrückhaltebecken) zu nennen. Hierzu 
gehören auch die Ertüchtigung der Gas- und Wasserleitungen im An-







- 37 - 
 


 


schlussbereich bzw. der Anschluss an das Fernwärmenetz sowie der Aus-
bau des Regen- und Schmutzwasserkanalnetzes. Ebenso ist der Anschluss 
an die Dorothea-Erxleben-Straße sowie deren in West-Ost-Richtung führen-
dem Teilbereich in ausreichender Fahrbahnbreite mit Geh- und Radweg 
auszubauen.  
 
Die Herrichtung der öffentlichen Grünflächen sowie der Ausgleichsflächen 
kann sukzessive mit Erfolgen der Bebauung durchgeführt werden. 
 
 


8.2 Kosten und Finanzierung 
 
Durch die Umsetzung der Planung entstehen der Stadt Braunschweig keine 
Kosten. Die folgenden geschätzten Kosten für Entwässerungsmaßnahmen 
(sogenannte Besondere Maßnahmen gemäß Abwasserentsorgungsvertrag 
für Erschließungsgebiete) werden von der Stadtentwässerung Braunschweig 
übernommen und über Abwassergebühren refinanziert. 
 
Innere Erschließung (Geltungsbereich A): ca. 1.150.000,- € 
Äußere Erschließung: ca.    800.000,- € 
 
Die äußere Erschließung beinhaltet neben der Herstellung des Regenrück-
haltebeckens (Geltungsbereich C) nicht den notwendigen Grundstückser-
werb sowie die grundbuchliche Sicherung der Leitungstrasse außerhalb des 
Geltungsbereichs. Zurzeit werden die entsprechenden Grundstücksverhand-
lungen geführt. 
 
Durch einen Folgekosten- bzw. Erschließungsvertrag verpflichtet sich die 
Grundstücksgesellschaft Braunschweig mbH (GGB mbH) als Projektentwick-
lerin zur Übernahme der übrigen im Zusammenhang mit der Entwicklung des 
Baugebietes entstehenden Kosten. Dies beinhaltet auch 50 % des Kosten-
aufwandes für die innere Erschließung, der für die Regenentwässerung der 
Erschließungsstraßen entsteht. 
 
Für den Ausbau der Erschließungsstraße im Bereich der Grundstücke Doro-
thea-Erxleben-Straße 18 – 18 B und 20 sind von den Anliegern keine Er-
schließungsbeiträge zu zahlen. Auch diese Kosten werden vertragsgemäß 
von der GGB mbH übernommen. 
 
 


9 Bodenordnende und sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan 
die Grundlage bilden soll 
 
Die noch erforderlichen Flächen für den Ausbau der Planstraße A sowie dem 
Ausbau des Regenrückhaltebeckens sollen freihändig erworben werden. 
 
Sofern vertragliche Regelungen nicht möglich sind, kann die Inanspruch-
nahme privater Flächen für öffentliche Zwecke entsprechend den Festset-
zungen des Bebauungsplanes durch Enteignung erforderlich werden. 





		1 Rechtsgrundlagen - Stand: 2. Februar 2009 -

		2 Bisherige Rechtsverhältnisse

		3 Anlass und Ziel des Bebauungsplanes

		4 Umweltbericht

		5 Begründung der Festsetzungen

		6 Gesamtabwägung

		7 Zusammenstellung wesentlicher Daten

		8 Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes

		9 Bodenordnende und sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan die Grundlage bilden soll






 
 Anlage 6 
 Stand: 13. März 2009 
 
 
 
 


Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift 
„Am Buchenberg“ OE 38 
Behandlung der Stellungnahmen, die im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit 
gemäß § 3 (2) BauGB, die vom 16. Dezember 2008 – 16. Januar 2009 durchgeführt 
wurde, eingegangen sind. 
 
 


Stellungnahme Nr. 1 
Schreiben vom 12. Januar 2009 
 


Stellungnahme der Verwaltung 
 


„Zum vorliegenden Entwurf des Bebau-
ungsplanes möchten wir uns als Orts-
randbewohner wie folgt äußern: 


 


Die Ortsrandlage wurde von uns bewusst 
gewählt mit freiem Blick in die offene 
Landschaft und entsprechender Gestal-
tung unseres Hauses. Dabei haben wir 
auch negative Sachverhalte in Kauf ge-
nommen, wie weite Wege zu öffentlichen 
Verkehrsmitteln, Einkaufsstätten, medizi-
nischen Einrichtungen. 
Durch das neue Baugebiet bleiben diese 
Nachteile erhalten, hinzu kommt eine 
deutliche Verschlechterung der Wohnla-
ge. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 


Der Bebauungsplan „Am Buchenberg“ 
sieht einen Grünstreifen zur alten Orts-
randlage vor. Dieser Grünstreifen ist im 
Norden ausreichend breit gestaltet, ver-
jüngt sich nach Süden hin und ver-
schwindet schließlich ganz. 
 
 


Der im Bebauungsplan OE 38 ‚Am Bu-
chenberg’ festgesetzte Gründstreifen ist 
die Ergänzung des bereits vorhandenen 
Grünstreifens, der im Bebauungsplan OE 
29 ‚Kanzlerfeld-Nordost’ festgesetzt ist. In 
dem Bereich, in dem im vorliegenden 
Bebauungsplan keine öffentliche Grünflä-
che entlang der westlichen Geltungsbe-
reichsgrenze festgesetzt wird, ist die be-
reits vorhandene öffentliche Grünfläche 
mit einer Breite von ca. 22 m ausreichend 
dimensioniert. 


Der Grünstreifen sollte mit Rücksicht auf 
die Bewohner am alten Ortsrand über 
seine gesamte Länge mit einer ange-
messenen Breite geführt werden. Dem-
entsprechend würde die neue Bebauung 
am westlichen Rand um eine Häuserreihe 


Der Grünstreifen ist mit einer Mindest-
breite von 10 m ausreichend dimensio-
niert. Ein in großen Abschnitten deutlich 
breiterer Grünstreifen würde den Zu-
sammenhang innerhalb des neuen Orts-
teils mit Kanzlerfeld nicht mehr erkennbar 
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reduziert werden. machen. Für einen innerörtlichen Grün-
streifen ist die Dimension bereits sehr 
großzügig gewählt. 


Wie aus dem Nutzungsbeispiel hervor-
geht, ist neben anderen Grundstücken 
insbesondere unser Grundstück 52 A von 
einer zu dichten Bebauung betroffen. 
 


Die Mindestbreite des Grünstreifens ent-
lang des genannten Grundstückes be-
trägt etwa 15 m. Zudem ist die Baugren-
ze des betreffenden allgemeinen Wohn-
gebietes (WA 1) mit einem Abstand von 
5,0 m zur öffentlichen Grünfläche festge-
setzt. Lediglich Garagen und Nebenanla-
gen dürfen diese Baugrenze um bis zu 
4,0 m überschreiten. Eine zu dichte Be-
bauung oder ein zu starkes Heranrücken 
ist nicht erkennbar. 


Die aus der Begründung und dem Um-
weltbericht des Bebauungsplanes ersicht-
lichen Argumente wie: 


 Erheblicher Eingriff in Natur und Land-
schaft 


 Verlust an wertvollen Ackerflächen 
 Versiegelung und damit nachhaltige 
Zerstörung natürlicher Bodenfunktio-
nen 


 Zurückdrängung geschützter Tierarten 
 Beseitigung einer Offenlandstruktur für 
die siedlungsnahe Erholung 


 Wegfall einer bioklimatisch wertvollen 
Freifläche 


 Negative Auswirkungen auf ein Was-
serschutzgebiet 


 Keine Anbindung an den öffentlichen 
Personennahverkehr 


 
sprechen grundsätzlich gegen eine Be-
bauung. 
 


Der Belang ‚Umweltschutz’, dem die ge-
nannten Punkte überwiegend zuzurech-
nen sind, steht in der Abwägung gleich-
rangig neben anderen öffentlichen und 
privaten Belangen. Somit sprechen die 
genannten Aspekte nicht grundsätzlich 
gegen eine Bebauung. Vielmehr sieht der 
Gesetzgeber Möglichkeiten des Aus-
gleichs nachteiliger Auswirkungen auf die 
Umweltbelange vor (§ 1a BauGB), wenn 
dem Belang einer angemessenen Wohn-
raumbereitstellung eher gefolgt werden 
soll. 
 
Eine ausführliche Auseinandersetzung 
mit den Belangen der einzelnen Schutz-
güter wird in Kapitel 4 ‚Umweltbericht’ der 
Begründung zum Bebauungsplan vorge-
nommen. Bezüglich der angemerkten 
negativen Auswirkungen auf ein Wasser-
schutzgebiet ist festzustellen, dass diese 
sich auf eine Reduzierung der Grund-
wasserneubildungsrate beschränken.  
 
Diese Auswirkung sowie die genannten 
Beeinträchtigungen der übrigen Schutz-
güter werden durch die planerisch fest-
gesetzte Einschränkung der zulässigen 
Versiegelung sowie durch Festsetzungen 
zur gebietsinternen Durchgrünung deut-
lich minimiert. Ebenso wirken sich die 
Festsetzungen zur Siedlungsgliederung 
durch Grünzüge sowie zur extensiven 
Gestaltung einer breiten öffentlichen 
Grünfläche am östlichen Siedlungsrand 
eingriffsmindernd auf alle Schutzgüter 
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aus.  
 
Die verbleibenden Eingriffsfolgen, die 
durch die Bebauung entstehen, werden 
durch die Festsetzung geeigneter Maß-
nahmen ausgeglichen: Entlang eines na-
hegelegenen Feldweges werden im 
Wechsel Baumreihen und Gehölzpflan-
zungen auf extensiv genutzten Wiesen-
flächen festgesetzt. Diese wirken sich 
positiv auf Tier- und Pflanzenwelt, auf die 
Schutzgüter Boden und Wasser sowie 
auf den Erholungswert und das Land-
schaftsbild aus. Somit werden Flächen-
verluste bzw. Beeinträchtigungen ihrer 
Funktionen in geeigneter Weise eingriffs-
nah ausgeglichen und die Eingriffsfolgen 
auf ein unerhebliches Maß reduziert wer-
den. 
 
Eine ausführliche Erläuterung hierzu fin-
det sich in der Begründung in Kapitel 
4.6.1 ‚Aufarbeitung der Eingriffsregelung’.
 
 
Die ÖPNV-Erschließung weist zurzeit 
tatsächlich Mängel auf. Auch wenn eine 
gute Anbindung wünschenswert wäre, 
besteht allerdings kein Anspruch darauf. 
Grundsätzlich ist eine Erschließung des 
Baugebietes aufgrund der vorhandenen 
Straßenquerschnitte und –führung jedoch 
nicht ausgeschlossen. Möglicherweise 
könnte der Zuzug potentieller Neukunden 
zumindest die Anbindung durch Anruf-
sammeltaxen rentabel machen. 


Ebenso sind die hohen Erschließungs- 
und Folgekosten wie: 


 Neubau eines kompletten Entwässe-
rungsnetzes über weite Entfernungen 


 Aufwändige Kampfmittelsondierung 
und eventuell –beseitigung 


 Kostenaufwändige Lärmschutzwände 
bei weiter zunehmendem Autobahn-
verkehr 


 
aus Sicht des Steuerzahlers nicht vertret-
bar. 
 


Die Errichtung von Lärmschutzwänden 
entlang der Autobahn ist im Zusammen-
hang mit der vorliegenden Planung weder 
vorgesehen noch notwendig, da durch 
eine geeignete Bauweise der Wohnge-
bäude der Lärmschutz sichergestellt wer-
den kann. Den Bauherren entstehen 
hierdurch keine unzumutbaren Belastun-
gen. 
 
Durch die Umsetzung der Planung ent-
stehen der Stadt Braunschweig – und 
somit dem Steuerzahler – keine Kosten. 
Die Kosten der Entwässerung werden 
zum Teil von der Grundstücksgesell-
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schaft Braunschweig (GGB) übernom-
men (50 % des Kostenaufwandes für die 
innere Erschließung, der für die Regen-
entwässerung der Erschließungsstraßen 
entsteht) und auf den Grundstückskauf-
preis umgelegt. Die übrigen Kosten trägt 
die Stadtentwässerung Braunschweig 
(SEBS), die sie über die Abwassergebüh-
ren refinanziert.  
Grundsätzlich muss bei der Entwicklung 
neuer Baugebiete immer davon ausge-
gangen werden, dass ein neues Lei-
tungsnetz erforderlich wird, da das be-
reits vorhandene ausgelastet ist. 
 
Die Kampfmittelsondierung auf einem 
sehr kleinen Teilstück des Geltungsbe-
reichs wird von der GGB vorfinanziert. 
Die Kosten werden üblicherweise beim 
Verkauf auf den Grundstückspreis umge-
legt.  
Die Notwendigkeit einer aufwändigen 
Kampfmittelräumung hat sich aus der 
mittlerweile durchgeführten Sondierung 
nicht ergeben. 


Der als Gegenargument angeführte hohe 
Bedarf an Grundstücken mit Einfamilien-
hausbebauung in Braunschweig lässt 
sich bei stagnierender Einwohnerzahl mit 
geringem Familienanteil (Quelle: Ber-
telsmann Stiftung, Wegweiser Kommune) 
und ausreichend vorhandenen Baugebie-
ten nicht nachvollziehen.“ 


Die Zahlen, die die Stadt Braunschweig 
zur Ermittlung ihres Wohnbaulandbedarfs 
heranzieht, entsprechen dem mittleren 
Szenario des GEWOS-Gutachtens aus 
dem Jahr 2003. Hierbei wird weder von 
einem übermäßigen Wachstum der Be-
völkerungszahlen noch von einer voll-
ständigen Stagnation ausgegangen. Die 
Betrachtung des Wohnbedarfs verlangt 
vielmehr eine differenzierte Analyse. 
 
Selbst bei abnehmender Gesamtbevölke-
rung wächst der Bedarf an Wohnbauland. 
Dies bedingt sich z.B. aus zunehmend 
kleineren Haushaltsgrößen bei wachsen-
dem Flächenbedarf pro Person. Zudem 
ist der Wunsch nach Eigentumsbildung 
ungebrochen. In einer aktuellen Studie 
der GEWOS für den Nds. Verband der 
Wohnungswirtschaft (Entwicklung der 
Wohnungsmärkte in Bremen und Nieder-
sachsen – 2020), erstellt im November 
2008, wird zwar für Braunschweig insge-
samt ein ausgeglichener Wohnungsmarkt 
mit perspektivisch moderater Leerstands-
rate festgestellt. Jedoch zeigt dieses 
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Gutachten in der differenzierten Analyse 
auch, dass der Wohnungsüberhang ins-
besondere im Mietwohnungsbau besteht. 
Im Sektor ‚Ein- bis Zweifamilienhäuser im 
Eigentum’ – und hier insbesondere im 
Bereich der großen Wohneinheiten, be-
steht nach wie vor ein deutlicher Nach-
frageüberhang. Genau dieser Sektor wird 
im Baugebiet ‚Am Buchenberg’ bedient. 
 
Die Stadt Braunschweig ist weiterhin be-
strebt, ausreichend Bauland in unter-
schiedlicher Ausprägung und Lage anzu-
bieten. In den letzten Jahren wurden auf-
grund der entsprechenden Nachfrage 
vornehmlich Baugebiete mit relativ klei-
nen Grundstücken (< 700 m²) entwickelt. 
Mittlerweile werden auch wieder vermehrt 
größere Grundstücke nachgefragt, die mit 
dem vorliegenden Baugebiet angeboten 
werden sollen. 
 
Die vorsorgende Bereitstellung von Bau-
land dient dazu, auf Dauer die Abwande-
rung von Bürgern ins Umland zu verhin-
dern, um die nachteiligen Folgen einer 
Abwanderung – z.B. zusätzlicher Ver-
kehr, Steuerverluste bei gleich bleibend 
hohen Infrastrukturausgaben - möglichst 
zu vermeiden. 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Eine Änderung des Bebauungsplans so-
wie der Begründung aufgrund der Stel-
lungnahme ist nicht erforderlich. 
 


Stellungnahme Nr. 2 
Schreiben vom 13. Januar 2009 
 


Stellungnahme der Verwaltung 


„Der zurzeit in Ihrem Hause einzusehen-
de Bebauungsplan OE 38 „Am Buchen-
berg“ ist für unseren Verband von beson-
derer Bedeutung, da er einen erheblichen 
Eingriff in unserer Feldmark beinhaltet. 
 
Es handelt sich hierbei um den geplanten 
Pflanzstreifen auf dem städtischen 
Grundstück Flur 4, Flurstück 166/391. 
Der Feldmarksrealverband Ölper lehnt 
dieses Vorhaben grundsätzlich ab. 


Der Hinweis wird zu Kenntnis genommen.
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Aus unserer Sicht gehört diese Anpflan-
zung an den Rand der Siedlung und nicht 
mitten in die Feldmark. 
 
Die landwirtschaftliche Struktur wird hier-
durch erheblich verändert und die Bewirt-
schaftung der anliegenden Flächen un-
günstig beeinflusst.  
 


Die Lage der Ausgleichsfläche entspricht 
den Zielen des vorbereitenden land-
schaftsplanerischen Rahmenkonzeptes 
(s. Begründung Kap. 4.6.1). Danach ist 
es erklärtes Ziel der Freiraum- und Land-
schaftsplanung, durch geeignete Maß-
nahmen sowohl die generelle Erholungs-
eignung als auch den biotopvernetzenden 
Waldanteil in der freien Feldflur zu 
verbessern bzw. zu vergrößern.  
Auf Grundlage des genannten Rahmen-
konzeptes hat die Stadt Braunschweig im 
genannten Planungsraum bereits um-
fangreich Flächen erworben. Der Erwerb 
erfolgte somit in der Absicht, die Flächen 
langfristig der landwirtschaftlichen Nut-
zung zu entziehen und sie als Poolflä-
chen für die Umsetzung von Maßnahmen 
des Natur- und Landschaftsschutzes zu 
vorzuhalten. 
 
Die Lage des Flurstückes im Geltungsbe-
reich B ist für die Umsetzung der genann-
ten Ziele günstig. Wie im Begründungs-
text im Einzelnen erläutert, erfüllt es in 
paralleler Lage zu einem für die Naherho-
lung geeigneten Feldweg und seiner in 
Nord-Süd-Ausdehnung vernetzenden 
Funktion zwischen dem Ölper-Holz und 
den randlich Waldgebieten der PTB beide 
Ansprüche in geeigneter Weise. Es wird 
nicht verkannt, dass in unmittelbarer Nä-
he, z.B. durch Verschattungen, Ertrags-
minderungen entstehen können. Die auf-
geführten positiven Effekte einer Vernet-
zung oder der Schaffung von Lebens-
raum für Kleinlebewesen werden jedoch 
als gewichtiger eingestuft als die klein-
räumigen Veränderungen der landwirt-
schaftlichen Flächen. 


Der in Nord-Süd-Richtung verlaufende 
Feldweg ist eine wichtige Verkehrsver-
bindung bei landwirtschaftlichen Trans-
porten (Getreide- und Rübenabfuhr z. T. 
mit Schwerlastfahrzeugen) und darf kei-
neswegs von überwachsenden Zweigen 
in seiner Breite eingeschränkt werden. 
 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Bei der Umsetzung der Planung 
wird durch die Wahl der Art und der ge-
nauen Standorte der festgesetzten Laub-
bäume dem Hinweis gefolgt, soweit dies 
mit den Zielen der Gesamtkonzeption der 
Freiraum- und Landschaftsplanung ver-
einbar ist. 


Auch wird die unerlaubte Ablagerung von 
Müll in diesem Gehölz nicht ausbleiben. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
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Wir bitten Sie deshalb, diese Planung 
noch einmal zu überdenken und hoffen 
auf eine einvernehmliche Lösung.“ 


Der Hinweis wird zu Kenntnis genommen.


 Vorschlag der Verwaltung:
Eine Änderung des Bebauungsplans so-
wie der Begründung aufgrund der Stel-
lungnahme ist nicht erforderlich. 
 


Stellungnahme Nr. 3 
Schreiben vom 12. Januar 2009 
 


Stellungnahme der Verwaltung 


„Aus der Planung obengenannter Bau-
planung ist zu entnehmen, dass auf dem 
städtischen Ackerland in Ölper, Flur 4, 
Flurstück 166/391, eine Teilanpflanzung 
mit Bäumen vorgesehen ist. 


 


An beiden Stirnseiten dieses Grundstü-
ckes ist vorgesehen, die Anpflanzungen 
bis an die Grenze meines Ackerlandes 
Ölper, Flur 4, Flurstück 165/391, vorzu-
nehmen. 
Hiergegen erhebe ich Einspruch. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 


Ich erwarte, dass hier ein Grenzabstand 
von 20 Metern eingehalten wird. Austrei-
bende Baumwurzeln können sonst eine 
Verstopfung und Beschädigung des vor-
handenen Dränage verursachen. 
 
Außerdem ist zu befürchten, dass im 
Laufe der Jahre Behinderungen bei der 
Bodenbearbeitung durch Wurzelmassen 
auftreten. Diese zu entfernen und zu ent-
sorgen verursacht unnötige Kosten. 
 
Als langjährig tätiger Landwirt habe ich 
vielfach die Erfahrung machen müssen, 
dass die Wurzeln von Bäumen und 
Sträuchern weit über den Umfang der 
Baumkronen hinaus in fruchtbares Acker-
land vordringen. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Bei der Umsetzung der Planung 
werden die Anpflanzungen unter Beach-
tung der rechtlich notwendigen Abstände 
durchgeführt. 
 


Ich hoffe, dass mein Anliegen in Ihrer 
weiteren Planung berücksichtigt werden 
kann.“ 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Eine Änderung des Bebauungsplans so-
wie der Begründung aufgrund der Stel-
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lungnahme ist nicht erforderlich. 
 


Stellungnahme Nr. 4 
Schreiben vom 14. Januar 2009 
 


Stellungnahme der Verwaltung 


„Das neue Baugebiet „Am Buchenberg“ 
ist durch die größere Nähe zur Autobahn, 
der Anschließung über nur eine Straße, 
wegen der kleineren Grundstücke und 
der weiteren Entfernung zum öffentlichen 
Verkehrsnetz deutlich weniger attraktiv 
als das städtearchitektonisch gelungene 
alte Baugebiet Dorothea-Erxleben-
Straße. Das heißt, das alte Baugebiet 
verliert Attraktivität (und Wert). Dies wird 
natürlich mittelfristig zu einer Änderung 
der Eigentümerstruktur innerhalb des al-
ten Baugebietes führen und die Einnah-
men der Stadt mindern. 
 


Im Nutzungsbeispiel ist erkennbar, dass 
die im Gebiet ‚Am Buchenberg’ vorgese-
henen Grundstücksgrößen von 700 – 
900 m² den Größen der Grundstücke ent-
lang der Dorothea-Erxleben-Straße ent-
sprechen. Die Entfernung zur nächstge-
legenen Bushaltestelle ist nicht wesent-
lich weiter als von dem genannten ‚alten’ 
Baugebiet aus.  
Aufgrund des Heranrückens der Bebau-
ung an die Autobahn ergeben sich ledig-
lich in einem Teilbereich nur kaum wahr-
nehmbare Überschreitungen der für 
Wohngebiete zulässigen Schallimmissio-
nen.  
Aufgrund der relativ geringen Verkehrs-
zunahme durch die zusätzliche Bebauung 
ist auch nicht erkennbar, dass die Anbin-
dung an das vorhandene Straßennetz 
über nur eine Straße die Attraktivität oder 
den Wert des bestehenden Baugebietes 
mindert. 


Wir möchten ferner auf den Entwässe-
rungsgraben am Ostrand des alten Bau-
gebietes hinweisen, der seinerzeit die 
ökologische Diskussion wie heute die 
Solaranlagen bestimmte. Dieser Entwäs-
serungsgraben wurde von der Stadt nicht 
intakt gehalten. Gegen seine Versandung 
kämpfen die Anwohner. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und an die Träger der Entwässerung 
weitergeleitet. 
Die Versandung des Entwässerungsgra-
bens ist nicht Bestandteil der vorliegen-
den Bauleitplanung. 


Der Bebauungsplan „Am Buchenberg“ 
sieht einen Grünstreifen zur alten Orts-
randlage vor. Dieser Grünstreifen ist im 
Norden ausreichend breit gestaltet, ver-
jüngt sich nach Süden und verschwindet 
zu unserem Grundstück hin schließlich 
ganz. 
 


Der im Bebauungsplan OE 38 ‚Am Bu-
chenberg’ festgesetzte Gründstreifen ist 
die Ergänzung des bereits vorhandenen 
Grünstreifens, der im Bebauungsplan OE 
29 ‚Kanzlerfeld-Nordost’ festgesetzt ist. In 
dem Bereich, in dem im vorliegenden 
Bebauungsplan keine öffentliche Grünflä-
che entlang der westlichen Geltungsbe-
reichsgrenze festgesetzt wird, ist die be-
reits vorhandene öffentliche Grünfläche 
mit einer Breite von ca. 22 m ausreichend 
dimensioniert. 


Der Erhalt des Entwässerungsgrabens Die Fläche des Entwässerungsgrabens 
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und sein Zugang müssen uneinge-
schränkt gesichert bleiben.  


sowie die vorhandene Wegebeziehung 
bleiben von der vorliegenden Planung 
unberührt. 


Eine Verbreiterung des Grünstreifens im 
Süden des Baugebietes wäre anzuraten. 
 


Der Grünstreifen ist mit einer Mindest-
breite von 10 m ausreichend dimensio-
niert. Ein in großen Abschnitten deutlich 
breiterer Grünstreifen würde den Zu-
sammenhang innerhalb des neuen Orts-
teils mit Kanzlerfeld nicht mehr erkennbar 
machen. Für einen innerörtlichen Grün-
streifen ist die Dimension bereits sehr 
großzügig gewählt. 


Die aus der Begründung und dem Um-
weltbericht des Bebauungsplanes ersicht-
lichen Argumente wie: 
 


 Erheblicher Eingriff in Natur und Land-
schaft 


 Verlust an wertvollen Ackerflächen 
 Versiegelung und damit nachhaltige 
Zerstörung natürlicher Bodenfunktio-
nen 


 Zurückdrängung geschützter Tierarten 
 Beseitigung einer Offenlandstruktur für 
die siedlungsnahe Erholung 


 Wegfall einer bioklimatisch wertvollen 
Freifläche 


 Negative Auswirkungen auf ein Was-
serschutzgebiet 


 Keine Anbindung an den öffentlichen 
Personennahverkehr 


 
sprechen grundsätzlich gegen eine Be-
bauung. 
 


Der Belang ‚Umweltschutz’, dem die ge-
nannten Punkte überwiegend zuzurech-
nen sind, steht in der Abwägung gleich-
rangig neben anderen öffentlichen und 
privaten Belangen. Somit sprechen die 
genannten Aspekte nicht grundsätzlich 
gegen eine Bebauung. Vielmehr sieht der 
Gesetzgeber Möglichkeiten des Aus-
gleichs nachteiliger Auswirkungen auf die 
Umweltbelange vor (§ 1a BauGB), wenn 
dem Belang einer angemessenen Wohn-
raumbereitstellung eher gefolgt werden 
soll. 
 
Eine ausführliche Auseinandersetzung 
mit den Belangen der einzelnen Schutz-
güter wird in Kapitel 4 ‚Umweltbericht’ der 
Begründung zum Bebauungsplan vorge-
nommen. Bezüglich der angemerkten 
negativen Auswirkungen auf ein Wasser-
schutzgebiet ist festzustellen, dass diese 
sich auf eine Reduzierung der Grund-
wasserneubildungsrate beschränken.  
 
Diese Auswirkung sowie die genannten 
Beeinträchtigungen der übrigen Schutz-
güter werden durch die planerisch fest-
gesetzte Einschränkung der zulässigen 
Versiegelung sowie durch Festsetzungen 
zur gebietsinternen Durchgrünung deut-
lich minimiert. Ebenso wirken sich die 
Festsetzungen zur Siedlungsgliederung 
durch Grünzüge sowie zur extensiven 
Gestaltung einer breiten öffentlichen 
Grünfläche am östlichen Siedlungsrand 
eingriffsmindernd auf alle Schutzgüter 
aus.  
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Die verbleibenden Eingriffsfolgen, die 
durch die Bebauung entstehen, werden 
durch die Festsetzung geeigneter Maß-
nahmen ausgeglichen: Entlang eines na-
hegelegenen Feldweges werden im 
Wechsel Baumreihen und Gehölzpflan-
zungen auf extensiv genutzten Wiesen-
flächen festgesetzt. Diese wirken sich 
positiv auf Tier- und Pflanzenwelt, auf die 
Schutzgüter Boden und Wasser sowie 
auf den Erholungswert und das Land-
schaftsbild aus. Somit werden Flächen-
verluste bzw. Beeinträchtigungen ihrer 
Funktionen in geeigneter Weise eingriffs-
nah ausgeglichen und die Eingriffsfolgen 
auf ein unerhebliches Maß reduziert wer-
den. 
 
Eine ausführliche Erläuterung hierzu fin-
det sich in der Begründung in Kapitel 
4.6.1 ‚Aufarbeitung der Eingriffsregelung’.
 
 
Die ÖPNV-Erschließung weist zurzeit 
tatsächlich Mängel auf. Auch wenn eine 
gute Anbindung wünschenswert wäre, 
besteht allerdings kein Anspruch darauf. 
Grundsätzlich ist eine Erschließung des 
Baugebietes aufgrund der vorhandenen 
Straßenquerschnitte und –führung jedoch 
nicht ausgeschlossen. Möglicherweise 
könnte der Zuzug potentieller Neukunden 
zumindest die Anbindung durch Anruf-
sammeltaxen rentabel machen. 


Ebenso sind die hohen Erschließungs- 
und Folgekosten wie: 
 


 Neubau eines kompletten Entwässe-
rungsnetzes über weite Entfernungen 


 Aufwändige Kampfmittelsondierung 
und eventuell –beseitigung 


 Kostenaufwändige Lärmschutzwände 
bei weiter zunehmendem Autobahn-
verkehr 


 
aus Sicht des Steuerzahlers nicht vertret-
bar. 
 


Die Errichtung von Lärmschutzwänden 
entlang der Autobahn ist im Zusammen-
hang mit der vorliegenden Planung weder 
vorgesehen noch notwendig, da durch 
eine geeignete Bauweise der Wohnge-
bäude der Lärmschutz sichergestellt wer-
den kann. Den Bauherren entstehen 
hierdurch keine unzumutbaren Belastun-
gen. 
 
Durch die Umsetzung der Planung ent-
stehen der Stadt Braunschweig – und 
somit dem Steuerzahler – keine Kosten. 
Die Kosten der Entwässerung werden 
zum Teil von der Grundstücksgesell-
schaft Braunschweig (GGB) übernom-
men (50 % des Kostenaufwandes für die 
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innere Erschließung, der für die Regen-
entwässerung der Erschließungsstraßen 
entsteht) und auf den Grundstückskauf-
preis umgelegt. Die übrigen Kosten trägt 
die Stadtentwässerung Braunschweig 
(SEBS), die sie über die Abwassergebüh-
ren refinanziert.  
Grundsätzlich muss man bei der Entwick-
lung neuer Baugebiete immer davon aus-
gegangen werden, dass ein neues Lei-
tungsnetz erforderlich wird, da das be-
reits vorhandene i.d.R. ausgelastet ist. 
 
Die Kampfmittelsondierung auf einem 
sehr kleinen Teilstück des Geltungsbe-
reichs wird von der GGB vorfinanziert. 
Die Kosten werden üblicherweise beim 
Verkauf auf den Grundstückspreis umge-
legt. 
Die Notwendigkeit einer aufwändigen 
Kampfmittelräumung hat sich aus der 
mittlerweile durchgeführten Sondierung 
nicht ergeben. 


Der als Gegenargument angeführte hohe 
Bedarf an Grundstücken mit Einfamilien-
hausbebauung in Braunschweig lässt 
sich bei stagnierender Einwohnerzahl mit 
geringem Familienanteil (Quelle: Ber-
telsmann Stiftung, Wegweiser Kommune) 
und ausreichend vorhandenen Baugebie-
ten nicht nachvollziehen. Das Baugebiet 
„Am Buchenberg“ wird sich über Jahre 
nicht füllen. Die augenblickliche Wirt-
schaftskrise wird ihr übriges dazu tun.“ 
 


Die Zahlen, die die Stadt Braunschweig 
zur Ermittlung ihres Wohnbaulandbedarfs 
heranzieht, entsprechen dem mittleren 
Szenario des GEWOS-Gutachtens aus 
dem Jahr 2003. Hierbei wird weder von 
einem übermäßigen Wachstum der Be-
völkerungszahlen noch von einer voll-
ständigen Stagnation ausgegangen. Die 
Betrachtung des Wohnbedarfs verlangt 
vielmehr eine differenzierte Analyse. 
 
Selbst bei abnehmender Gesamtbevölke-
rung wächst der Bedarf an Wohnbauland. 
Dies bedingt sich z.B. aus zunehmend 
kleineren Haushaltsgrößen bei wachsen-
dem Flächenbedarf pro Person. Zudem 
ist der Wunsch nach Eigentumsbildung 
ungebrochen. In einer aktuellen Studie 
der GEWOS für den Nds. Verband der 
Wohnungswirtschaft (Entwicklung der 
Wohnungsmärkte in Bremen und Nieder-
sachsen – 2020), erstellt im November 
2008, wird zwar für Braunschweig insge-
samt ein ausgeglichener Wohnungsmarkt 
mit perspektivisch moderater Leerstands-
rate festgestellt. Jedoch zeigt dieses 
Gutachten in der differenzierten Analyse 
auch, dass der Wohnungsüberhang ins-
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besondere im Mietwohnungsbau besteht. 
Im Sektor ‚Ein- bis Zweifamilienhäuser im 
Eigentum’ – und hier insbesondere im 
Bereich der großen Wohneinheiten, be-
steht nach wie vor ein deutlicher Nach-
frageüberhang. Genau dieser Sektor wird 
im Baugebiet ‚Am Buchenberg’ bedient. 
 
Die Stadt Braunschweig ist weiterhin be-
strebt, ausreichend Bauland in unter-
schiedlicher Ausprägung und Lage anzu-
bieten. In den letzten Jahren wurden auf-
grund der entsprechenden Nachfrage 
vornehmlich Baugebiete mit relativ klei-
nen Grundstücken (< 700 m²) entwickelt. 
Mittlerweile werden auch wieder vermehrt 
größere Grundstücke nachgefragt, die mit 
dem vorliegenden Baugebiet angeboten 
werden sollen. 
 
Die vorsorgende Bereitstellung von Bau-
land dient dazu, auf Dauer die Abwande-
rung von Bürgern ins Umland zu verhin-
dern, um die nachteiligen Folgen einer 
Abwanderung wie zusätzlicher Verkehr, 
Steuerverluste bei gleich bleibend hohen 
Infrastrukturausgaben usw. möglichst zu 
vermeiden. 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Eine Änderung des Bebauungsplans so-
wie der Begründung aufgrund der Stel-
lungnahme ist nicht erforderlich. 
 


Stellungnahme Nr. 5 
Schreiben vom 26. Januar 2009 
 


Stellungnahme der Verwaltung 


„Notwendiger Bedarf:
Die immer wieder zitierte gutachterliche 
Prognose stammt aus dem Februar 2003! 
Ich hoffe, Sie erwarten nicht, dass dieses 
Erstellungsdatum – leider durch die Fi-
nanzkrise noch deutlich verstärkt – heute 
noch jemand für relevant hält. Eine aktua-
lisierte Prognose ist absolut notwendig! 
 


 
Prognosen sind darauf angelegt, dass sie 
längerfristige Abschätzungen ermögli-
chen. Entsprechend werden verschiede-
ne Szenarien untersucht. Durch regel-
mäßige Überprüfung, inwieweit diese 
Rahmenbedingungen weiterhin Gültigkeit 
haben, wird entschieden, welchem Sze-
nario gefolgt wird. Die Zahlen, die die 
Stadt Braunschweig zur Ermittlung ihres 
Wohnbaulandbedarfs heranzieht, ent-
sprechen dem mittleren Szenario des 
GEWOS-Gutachtens aus dem Jahr 2003. 
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Hierbei wird weder von einem übermäßi-
gen Wachstum der Bevölkerungszahlen 
noch von einer vollständigen Stagnation 
ausgegangen. Die Betrachtung des 
Wohnbedarfs verlangt vielmehr eine diffe-
renzierte Analyse. 
 
Selbst bei abnehmender Gesamtbevölke-
rung wächst der Bedarf an Wohnbauland. 
Dies bedingt sich z.B. aus zunehmend 
kleineren Haushaltsgrößen bei wachsen-
dem Flächenbedarf pro Person. Zudem 
ist der Wunsch nach Eigentumsbildung – 
möglicherweise auch als sichere Geldan-
lage aufgrund der Finanzkrise – ungebro-
chen. In einer aktuellen Studie der GE-
WOS für den Nds. Verband der Woh-
nungswirtschaft (Entwicklung der Woh-
nungsmärkte in Bremen und Niedersach-
sen – 2020), erstellt im November 2008, 
wird für Braunschweig insgesamt ein 
ausgeglichener Wohnungsmarkt mit per-
spektivisch moderater Leerstandsrate 
festgestellt. Jedoch zeigt dieses Gutach-
ten in der differenzierten Analyse auch, 
dass der Wohnungsüberhang insbeson-
dere im Mietwohnungsbau besteht. Im 
Sektor ‚Ein- bis Zweifamilienhäuser im 
Eigentum’ – und hier insbesondere im 
Bereich der großen Wohneinheiten, be-
steht nach wie vor ein deutlicher Nach-
frageüberhang. Genau dieser Sektor wird 
im Baugebiet ‚Am Buchenberg’ bedient. 


Noch vorhandene Grundstücksangebote: 
Die Zahlen der ausgewiesenen, verkauf-
ten sowie bebauten Grundstücke sind 
nicht transparent und glaubwürdig. 
 
Es herrscht der Eindruck, dass die Stadt 
zwar viele Grundstücke verkauft hat, von 
den verkauften aber viele nicht von den 
späteren Bewohnern bebaut werden, 
sondern von Unternehmen unbebaut 
gehalten werden, weil sie keine Käufer 
finden.  
 


 
Die Zahl der verkauften Grundstücke 
kann nicht identisch mit der Zahl der tat-
sächlich bebauten sein. Hinsichtlich der 
von der Stadt bzw. der stadteigenen 
Grundstücksgesellschaft (GGB) vermark-
teten Grundstücke besteht diese Diffe-
renz überwiegend aufgrund der tatsäch-
lich für Planung und Antragsstellung not-
wendigen Zeitspanne zwischen Grund-
stückskauf und Baubeginn.  
 
Auf die Vermarktung privat entwickelter 
Bauflächen hat die Stadt keinen Einfluss. 
Diese Grundstücke sind für potentielle 
Käufer häufig unattraktiver, da sie oft 
deutlich teurer sind als die städtischen 
und zudem meistens mit einer Bauträ-
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gerbindung verkauft werden. So entsteht 
der Eindruck, dass keine Nachfrage nach 
Einfamilienhausgrundstücken mehr be-
steht. Grundsätzlich ist jedoch auch hier 
davon auszugehen, dass ein verkauftes 
Grundstück relativ kurzfristig bebaut wird.


Eine nachvollziehbare Statistik mit den 
Rubriken „Verkauf“, „Käufer“, „Bebaut“ 
und „Bewohner“ wäre hier vertrauensbil-
dend. 
 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Die Auseinandersetzung mit mögli-
chen Statistiken ist nicht Bestandteil der 
Bauleitplanung. 
 
Die gewünschte Statistik wird aus städti-
scher Sicht als problematisch einge-
schätzt. Sie kann nur eine Genauigkeit 
vorgeben, die sie nicht tatsächlich erfül-
len kann, wenn sie nicht ständig innerhalb 
sehr kurzer Zeiträume aktualisiert wird. 
Ein Gesamtüberblick über die zum Kauf 
stehenden Grundstücke innerhalb des 
Stadtgebietes kann jedoch im Internet 
unter www.braunschweig.de/stadtpla-
nung_bauen_wohnen/bauen_wohnen/ 
bauland.html eingesehen werden. Hier ist 
auch erkennbar, welche Grundstücke von 
privaten Gesellschaften und welche von 
der Stadt bzw. der GGB vermarktet wer-
den. Die Daten werden – je nach Ver-
markter – regelmäßig, spätestens jedoch 
etwa halbjährlich aktualisiert. 


Vertragliche Verpflichtung zum kurzfristi-
gen Bau: 
Es ist durchaus üblich, 85 % Verkaufsan-
teil festzuschreiben, bevor die Erschlie-
ßung beginnt, sowie den Baubeginn auf 6 
Monate nach Erschließung zu terminie-
ren, bei dessen Nichteinhaltung das 
Grundstück an die Stadt zurückfällt. Dies 
garantiert keinen absoluten Endtermin, 
beschleunigt den Bauprozess aber in der 
Praxis erheblich. Mit dieser Maßnahme 
könnte die Stadt die oben genannten Ri-
siken begrenzen. 
 


 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Die Regelungen der Grundstücks-
kaufverträge sind nicht Bestandteil der 
Bauleitplanung. 
 
Die Erschließung der Grundstücke erfolgt 
im Allgemeinen parallel zur Vermarktung. 
Es würde ein deutliches Vermarktungs-
hindernis darstellen, müssten z.B. die 
Käufer der ersten Grundstücke mit der 
Bebauung warten, bis der festgesetzte 
Anteil an Grundstücken (z.B. 85 %) ver-
kauft ist. Der abschließende Straßenaus-
bau erfolgt vertragsgemäß bereits nach 
Bebauung von 70 % der Grundstücke. 
 
In den Grundstückskaufverträgen der 
GGB wird üblicherweise ein Rücknahme-
recht eingeräumt. Dieses Recht kommt 



http://www.braunschweig.de/stadtplanung_bauen_wohnen/bauen_wohnen/bauland.html

http://www.braunschweig.de/stadtplanung_bauen_wohnen/bauen_wohnen/bauland.html

http://www.braunschweig.de/stadtplanung_bauen_wohnen/bauen_wohnen/bauland.html
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zum Tragen, wenn der Baubeginn nicht 
spätestens 6 Monate nach Vertragsab-
schluss erfolgt bzw. der Hochbau nicht 
spätestens ein Jahr nach Baubeginn fer-
tig gestellt ist. Ziel dieses Vertragspassus 
ist, brachliegende Flächen ohne Zugriffs-
möglichkeit und Grundstückspekulationen 
zu vermeiden. 
 


Solange solche offensichtlich einfachen 
Antworten und Maßnahmen nicht gege-
ben bzw. ergriffen werden, haben Sie 
unsere Unterstützung nicht gesichert.“ 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Eine Änderung des Bebauungsplans so-
wie der Begründung aufgrund der Stel-
lungnahme ist nicht erforderlich. 
 


 





		Stellungnahme Nr. 1

		Stellungnahme Nr. 2

		Stellungnahme Nr. 4

		Stellungnahme Nr. 5






 
 Anlage 7 
 Stand: 9. April 2009 
 
 
 
 


Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift 
„Am Buchenberg“ OE 38 
Behandlung der Stellungnahmen, die im Rahmen der Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB, der Gemeinden gemäß 
§ 2 (2) BauGB sowie sonstiger Stellen, durchgeführt im Zeitraum vom 12. November 
– 14. Dezember 2007, eingegangen sind. 
 
 


Stellungnahme Nr. 1 
Schreiben von 
Braunschweiger Verkehrs-AG, 
Carl-Miele-Straße 4, 
38112 Braunschweig 
vom 6. Dezember 2007 


Stellungnahme der Verwaltung 
 
 


„Eine Anpassung des Liniennetzes der 
Braunschweiger Verkehrs-AG an das 
Plangebiet „Am Buchenberg“ ist aufgrund 
der vorhandenen Straßenquerschnitte 
derzeit nicht geplant. Die Verkehrs-AG 
würde einen Ausbau der vorhandenen 
Fahrradabstellanlage an der Haltestelle 
„Pfleidererstraße“ begrüßen, da diese 
Abstellanlage schon jetzt gut genutzt 
wird. 


 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 


Die Einrichtung einer neuen Bushaltestel-
le an der Bundesallee auf Höhe der Bill-
rothstraße wird unsererseits nicht ausge-
schlossen. Wir weisen jedoch darauf hin, 
dass eine durchgängige Bedienung die-
ser Haltestelle derzeit nur montags bis 
freitags zwischen 06:00 und 18:00 Uhr 
sowie samstags zwischen 09:00 und 
16:00 Uhr erfolgen würde. Eine Verbes-
serung der Erschließung des Plangebiets 
„Am Buchenberg“ durch diese neue Hal-
testelle ist von uns jedoch nicht erkenn-
bar, da die Länge der Fußwege zur neu-
en Haltestelle gegenüber der Länge des 
Fußweges zur Haltestelle „Pfleidererstra-
ße“ länger wären. 


Nach Überarbeitung der Planung und der 
daraus folgenden Änderung der Anbin-
dung des Baugebietes an den westlichen 
Grünzug verlängert sich die Entfernung 
der geplanten Bebauung zur genannten 
Haltestellenalternative an der Bundesal-
lee. Somit entfällt der – zuvor ohnehin nur 
geringfügige und nur für den nördlichen 
Teilbereich des Baugebietes vorhandene 
– Entfernungsvorteil dieser Variante. Der 
entsprechende Textabschnitt in der Be-
gründung (Kap. 5.4 ‚Verkehrliche Er-
schließung – ÖPNV’) wird daher gestri-
chen. 


Eine Einführung von Anrufsammeltaxen, 
die nach dem VRB-Tarif zuschlagpflichtig 
sind, wird derzeit von der Verkehrs-AG 
nicht geplant.“ 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
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 Vorschlag der Verwaltung: 
Die Anregung wird entsprechend der 
Stellungnahme der Verwaltung durch Än-
derung der Begründung berücksichtigt. 
Eine Änderung des Bebauungsplans ist 
nicht erforderlich. 
 


Stellungnahme Nr. 2 
Schreiben von 
Braunschweiger Versorgungs-AG & Co. 
KG, Postfach 3317, 38023 Braunschweig 
vom 11. Dezember 2007 


Stellungnahme der Verwaltung 


„Spartenübergreifend 
 
Die Errichtung der vier „Baumtore“ ist für 
die technisch einwandfreie Verlegung der 
Ver- und Entsorgungsleitungen kontra-
produktiv. 


 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 


Die zwischen den Baumscheiben verblei-
bende Straßenbreite von 4,5 m wäre be-
reits für die übliche Infrastruktur 
(Schmutz- und Regenwasserkanäle, 
Straßenentwässerung, Gas- und Wasser-
leitungen, Strom-, Telekom- und Beleuch-
tungskabel) sehr knapp bemessen. Die 
zusätzlich im Straßenraum unterzubrin-
genden Fernwärmeleitungen benötigen 
eigenen Trassenraum mit entsprechen-
den Abständen zu anderen Anlagen. Eine 
Fernwärmetrasse ist technisch bedingt 
breiter als eine Gasleitung, sodass der 
zur Verfügung stehende Platz noch wei-
ter eingeschränkt wird. 
 
Möglicherweise könnte im Bereich der 
Baumtore eine beidseitige Verschiebung 
der Bäume in die Grundstücksbereiche 
erfolgen, sodass wieder der volle Stra-
ßenquerschnitt zur Verfügung stünde. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Die Planung wurde zwischenzeitlich 
geändert. Die Braunschweiger Versor-
gungs-AG hat die Unterlagen im Rahmen 
der erneuten Beteiligung der Behörden 
und sonstigen Träger gemäß § 4a (3) 
BauGB zur Stellungnahme erhalten. 


Des Weiteren bitten wir um die Erweite-
rung des unter Punkt A VI 2 eingetrage-
nen Fahrrechts der Feuerwehr, um ein 
Geh-, Fahr- und Leitungsrecht für In-
standhaltungszwecke zugunsten der Ver-
sorgungsträger. 
 


Das Fahrrecht für die Feuerwehr wird in 
den textlichen Festsetzungen um ein 
Fahrrecht für die Träger der Ver- und 
Entsorgung erweitert (textliche Festset-
zung A IX). Da die Fläche als öffentliche 
Verkehrsfläche mit der Zweckbestim-
mung ‚öffentlicher Geh- und Radweg’ 
festgesetzt ist, ist ein Geh- und Leitungs-
recht ohnehin gegeben. 
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Gas- und Wasserversorgung 
 
Innerhalb des Konzerns ist die Entschei-
dung zum Aufbau einer Fernwärmevoll-
versorgung für den Geltungsbereich ge-
troffen worden. Eine parallele Gasversor-
gung wird nicht erstellt. 
 


 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Die Planung wurde zwischenzeitlich 
geändert. Die Braunschweiger Versor-
gungs-AG hat die Unterlagen im Rahmen 
der erneuten Beteiligung der Behörden 
und sonstigen Träger gemäß § 4a (3) 
BauGB zur Stellungnahme erhalten. 


Die Wasserversorgung kann von der 
Pfleidererstraße im Süden und durch die 
nördliche Feuerwehrzufahrt zur BS-Nord 
erfolgen. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men 


Ein überarbeitetes Konzept zur Erschlie-
ßung mit Wasser ist als Anlage beigefügt. 
Die Geh-, Fahr- und Leitungsrechte müs-
sen entsprechend angepasst werden. 
 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Die Planung wurde zwischenzeitlich 
geändert. Die Braunschweiger Versor-
gungs-AG hat die Unterlagen im Rahmen 
der erneuten Beteiligung der Behörden 
und sonstigen Träger gemäß § 4a (3) 
BauGB zur Stellungnahme erhalten. 


Stromversorgung 
 
Im beigefügten Lageplan haben wir die 
Planung der öffentlichen Stromversor-
gung eingetragen. Die Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechte müssen entsprechend 
angepasst werden. 
 
Die im B-Plan ausgewiesene Lage der 
Trafostation ist zur Versorgung nicht ge-
eignet. Es ist ein Standort im von uns 
grün gekennzeichneten Bereich erforder-
lich. Ideal ist der von uns eingezeichnete 
Standort. Die Station soll als kleine Kom-
paktstation realisiert werden. Die benötig-
te Grundstücksfläche beträgt maximal 
5,5 m x 3,3 m und wird von uns befestigt. 


 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Die Planung wurde zwischenzeitlich 
geändert. Die Braunschweiger Versor-
gungs-AG hat die Unterlagen im Rahmen 
der erneuten Beteiligung der Behörden 
und sonstigen Träger gemäß § 4a (3) 
BauGB zur Stellungnahme erhalten. 
 


Wir streben aus Gründen der Rechtssi-
cherheit den Kauf dieser Fläche an. Die 
Eingrünung sollte aber im Zuge der Grün-
flächengestaltung geschehen und nicht 
auf unsere Kosten durchgeführt werden. 
 


Inwieweit die Eingrünung der Fläche im 
Zuge der Grünflächengestaltung erfolgt, 
wird im Rahmen der Umsetzung der Pla-
nung geprüft. Grundsätzlich ist jedoch die 
Versorgungs-AG als zukünftige Eigentü-
merin und Nutzerin der Fläche zur Finan-
zierung der Umsetzung der entsprechen-
den textlichen Festsetzungen verpflichtet. 
Inwieweit die Grundstücksgesellschaft 
Braunschweig (GGB mbH) als jetzige 
Eigentümerin dies in den Kaufverträgen 
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berücksichtigt, ist nicht Gegenstand der 
Bauleitplanung. 


Betriebstelefon 
 
Keine Bedenken und Anregungen.“ 


 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Die Anregung wird entsprechend der 
Stellungnahme der Verwaltung durch Än-
derung der textlichen Festsetzungen be-
rücksichtigt. Eine Änderung der Plandar-
stellung sowie der Begründung ist nicht 
erforderlich. 
 


Stellungnahme Nr. 3 
Schreiben von 
Landwirtschaftskammer Niedersachsen, 
Postfach 6766, 38058 Braunschweig 
vom 5. Dezember 2007 


Stellungnahme der Verwaltung 


„Mit der o. g. Bauleitplanung soll die 
Festsetzung eines Allgemeinen Wohnge-
bietes für 83 Einfamilienhäuser erfolgen. 
Das Plangebiet umfasst eine Gesamtflä-
che von ca. 10,7 ha, die bisher ackerbau-
lich genutzt wird. Sämtliche Flächen be-
finden sich laut Planunterlagen bereits im 
Eigentum der Stadt Braunschweig. 


 
 


Aus landwirtschaftlicher Sicht ist insbe-
sondere zu beachten, dass für die an das 
Plangebiet angrenzenden landwirtschaft-
lichen Nutzflächen keine Bewirtschaf-
tungserschwernisse entstehen. Hierzu 
sind ggf. angeschnittene Felddränagen 
umgehend abzufangen. Der mit der Be-
bauung einhergehende Anstieg des  
Oberflächenwasserabflusses ist so aufzu-
fangen, dass eine Überlastung der Vorflut 
vermieden wird. Das im nördlichen Plan-
gebiet vorgesehene Regenrückhaltebe-
cken ist insofern ausreichend zu dimen-
sionieren. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Die Dimensionierung des Regen-
rückhaltebeckens erfolgt in Abstimmung 
mit der Unteren Wasserbehörde auf Ba-
sis der Berechnung für den Belastungsfall 
HQ 100 (hundertjährliches Starkregener-
eignis) und ist daher ausreichend. 


Der südlich des Plangebietes verlaufende 
Wirtschaftsweg soll baulich umgestaltet 
werden. Die Durchlässigkeit für den 
landwirtschaftlichen Verkehr muss hierbei 
unbedingt gewahrt bleiben. Bei Anpflan-


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und im Rahmen der Umsetzung in 
geeigneter Weise berücksichtigt. 
 
Im Bereich der Planstraße A sind im Wei-







- 5 - 
 


zungen sind ein ausreichendes Licht-
raumprofil und die Einsehbarkeit des 
Kreuzungsbereiches zu berücksichtigen. 
Die Regelung des ruhenden Verkehrs fällt 
nicht unmittelbar unter das Bauplanungs-
recht. Dennoch sollte der Begründungs-
text einen Hinweis darauf enthalten, dass 
durch geeignete verkehrsregelnde Maß-
nahmen die Durchlässigkeit für landwirt-
schaftliche Fahrzeuge sicherzustellen ist. 


teren keine über den Bestand hinausge-
henden Bäume im öffentlichen Raum 
vorgesehen. Das Straßenprofil ist ausrei-
chend breit gewählt, dass auch bei 
Baumpflanzungen in Privatgärten ein 
ausreichendes Lichtraumprofil sowie die 
Einsehbarkeit im Kreuzungsbereich ge-
währleistet sind. 
 


Die Festsetzungen sehen für das Bauge-
biet eine vergleichsweise geringe Grund-
flächenzahl vor und lassen lediglich eine 
eingeschossige Bebauung mit maximal 
zwei Wohnungen je Haus zu. Die Durch-
grünung der geplanten Bebauung bzw. 
die Ortsrandeingrünung nehmen zudem 
erhebliche Flächenanteile in Anspruch. 
Dennoch ist eine externe Kompensation 
vorgesehen, durch die voraussichtlich 
weitere 1,1 ha landwirtschaftliche Fläche 
aus der Nutzung fallen werden. Unter den 
vorgenannten Bedingungen erscheint 
dies kaum nachvollziehbar. Im Interesse 
eines auch gesetzlich gebotenen spar-
samen Umgangs mit Grund und Boden 
bitten wir, die Notwendigkeit einer exter-
nen Kompensation nochmals kritisch zu 
überprüfen bzw. eine stärkere bauliche 
Nutzung des Plangebietes zu ermögli-
chen. Ziel sollte es sein, die Inanspruch-
nahme landwirtschaftlicher Nutzflächen 
auf das unbedingt notwendige Maß zu 
begrenzen. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Die Planung wurde zwischenzeitlich 
geändert. Die Landwirtschaftskammer 
Niedersachsen hat die Unterlagen im 
Rahmen der erneuten Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger gemäß 
§ 4a (3) BauGB zur Stellungnahme erhal-
ten. Die Abwägung dieser Stellungnahme 
erfolgt gesondert (s. Anlage 8, Stellung-
nahme Nr. 3) 


Sofern den von uns dargelegten landwirt-
schaftlichen Belangen entsprochen wird, 
bestehen gegen den Bebauungsplanent-
wurf „Am Buchenberg“ keine grundsätzli-
chen Bedenken.“ 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Eine Änderung des Bebauungsplans so-
wie der Begründung aufgrund der Stel-
lungnahme ist nicht erforderlich. 
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Stellungnahme Nr. 4 
Schreiben von 
Stadtentwässerung Braunschweig 
GmbH, Postfach 4510,  
38035 Braunschweig 
vom 15. Januar 2008 


Stellungnahme der Verwaltung 


An die Entwässerungsanlagen des Stadt-
teils Kanzlerfeld in heutiger Ausdehnung 
können weder Schmutzwasser noch Nie-
derschlagswasser angeschlossen wer-
den, die Kanalanlagen sind nicht auf-
nahmefähig. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Eine konkretisierte Überprüfung 
ergab, dass das Schmutzwasserleitungs-
netz im Kanzlerfeld doch für die Aufnah-
me des im Neubaugebiet anfallenden 
Schmutzwassers ausreichend dimensio-
niert ist. Die Anbindung des Neubauge-
bietes an das vorhandene Netz in der 
Dorothea-Erxleben-Straße kann über ei-
ne Druckleitung erfolgen. Dadurch kön-
nen Bau- und Unterhaltungskosten in er-
heblicher Höhe gegenüber der ur-
sprünglichen Planung eingespart werden.


Deshalb ist eine neue äußere Erschlie-
ßung für das Baugebiet notwendig, vor-
stellbar parallel zur Südost-Grenze der 
PTB, Länge ca. 900 m. Mit der neuen 
Erschließungstrasse ist eine direkte An-
bindung für Schmutzwasser an die Ab-
wassertransportleitung des Abwasser-
verbandes Braunschweig möglich. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Die Trasse wird innerhalb des Gel-
tungsbereichs C des Bebauungsplans mit 
einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu-
gunsten der Träger der Ver- und Entsor-
gung belegt. Sie ist jedoch nur noch für 
die Entsorgung des Niederschlagswas-
sers erforderlich; das Schmutzwasser 
wird durch Anschluss an das vorhandene 
Netz in der Dorothea-Erxleben-Straße 
entsorgt (s. o.). 


Niederschlagswasser könnte zunächst 
ebenfalls bis hierher geführt werden, für 
die restliche Strecke Richtung Oker-
Überschwemmungsgebiet („Wieseltal“) 
muss eine Trasse noch ermittelt werden. 


Die Trassenführung steht mittlerweile 
vollständig fest. 
 


Für die o. g. neue Vorfluttrasse (900 m 
bis zur Transportleitung) bestehen zwei 
Varianten: 
1. Herstellung mit leistungsfähiger Vor-


flutleitung und kleinerem Regenrück-
haltebecken im Baugebiet am Bu-
chenberg, 


2. Herstellung mit konventionellen Vor-
flutleitungen einschl. 3 000 m² Re-
genrückhaltung. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
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Für eine Bewertung der zu bevorzugen-
den Variante bitte ich Sie um Angabe, 
wie hoch der Baulandpreis pro m² im 
neuen Baugebiet anzusetzen ist. 
 


Die Abstimmung über die bevorzugte Va-
riante erfolgt zwischen SEBS und der für 
die Vermarktung zuständige Grund-
stückseigentümerin GGB mbH. Das Er-
gebnis wird in der Bauleitplanung  
übernommen (s.u.). 


Zu Ihrer Frage nach der RRB-Fläche, 
siehe Nutzungsbeispiel 11.01.2008: Für 
das 3 000 m²-RRB im Baugebiet (Varian-
te 2) sind in dem Plan vom 11.01.2008 
zusätzlich die zwei östlich des einge-
zeichneten RRB vorgesehenen Grund-
stücke erforderlich.“ 
 


Die Fläche für ein Regenrückhaltebecken 
wird in Abstimmung mit der SEBS und 
der GGB mbH nördlich des Geltungsbe-
reichs A, östlich der Grundstücksgrenze 
der PTB festgesetzt (Geltungsbereich C). 
Die Fläche ist mit einer Größe von rund 
9.000 m² so dimensioniert, dass auch 
unter Berücksichtigung der Leitungstras-
sen ein naturnah gestaltetes Regenrück-
haltebecken mit ausreichendem Fas-
sungsvermögen errichtet werden kann. 
Das auf der (mindestens) nutzbaren Flä-
che von etwa 5.400 m² realisierbare Vo-
lumen ist ausreichend, um Über-
schwemmungen bei Starkregenereignis-
sen zu vermeiden (Belastungsfall 
HQ 100, s. Stellungnahme Nr. 3). 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Die Anregung wird durch Änderung des 
Bebauungsplans sowie der Begründung 
gemäß der Stellungnahme der Verwal-
tung berücksichtigt. 
 


Stellungnahme Nr. 5 
Schreiben von 
Alba Braunschweig GmbH, 
Frankfurter Straße 251, 
38122 Braunschweig 
vom 11. Dezember 2007 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
„1. In dem aufgezeigten Bereich haben 


wir keine Planungsabsichten. 


 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 


2. Öffentliche Straßen-, Fahrrad- und 
Fußwegbereiche sind so zu gestal-
ten, dass von der Anlage der Flächen 
und der Art des Belages ein maschi-
nelles Reinigen mit einer Kehr-
Saugmaschine möglich ist (Fugen-
problematik). Die Fahrbahnbreiten 
sind für Fahrzeugbreiten von 2,50 m 
(auch in Kurven) zu bemessen. Bäu-


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und wird im Rahmen der Umsetzung 
der Planung im notwendigen Umfang be-
rücksichtigt. 







- 8 - 
 


me und Sträucher sind in den Zuwe-
gen so zu beschneiden, dass die 
Aufbauten an den Entsorgungsfahr-
zeugen nicht beschädigt werden. 


3. Die Abfallbehälter (Papierkörbe und 
dergleichen) sind so zu platzieren, 
dass sie von Sammelfahrzeugen gut 
erreicht werden können. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und wird im Rahmen der Umsetzung 
der Planung im notwendigen Umfang be-
rücksichtigt. 


4. Für die Flächen für die Abfall- und 
Wertstoffsammlungen muss genü-
gend Platz zum Aufnehmen dieser 
Stoffe und auch ebenso zum Rangie-
ren zur Verfügung stehen. 


Die öffentlichen Verkehrsflächen sind im 
gesamten Plangebiet ausreichend di-
mensioniert, um mit dreiachsigen Müll-
fahrzeugen befahren werden zu können. 


5. Wertstoffcontainerstationen: 
 
Die Wertstoffcontainerstationen müs-
sen eingerichtet werden, um den 
Bürgerinnen und Bürgern die gesetz-
lich vorgeschriebene Getrenntsamm-
lung von Verpackungsabfällen (Pa-
pier, Pappe, Dosen, Altglas und an-
dere Verpackungen mit dem Grünen 
Punkt) zu ermöglichen. Bei der Aus-
wahl der Standorte ist darauf zu ach-
ten, dass für ca. 500 Einwohner eine 
Wertstoffcontainerstation zur Verfü-
gung steht und dass diese, analog 
zur Restabfallsammlung, möglichst 
zentral im Wohnungsumfeld aufge-
stellt wird. 


 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 


Für das o. g. Baugebiet sind 83 
Wohneinheiten geplant, sodass wir 
bei einer Einfamilienhausbebauung 
mit einer Einwohnerzahl von ca. 300 
Einwohnern rechnen dürfen. Insofern 
ist hier die Bereitstellung einer Wert-
stoffcontainerstation aus abfallwirt-
schaftlichen Gründen zwingend er-
forderlich. 


In der weiteren Planung wird eine Fläche 
für die Bereitstellung einer Wertstoffcon-
tainerstation an geeigneter Stelle festge-
setzt (s.u.). 


Im Weiteren weise ich darauf hin, 
dass in dem ehemaligen Neubauge-
biet Dorothea-Erxleben-Straße sei-
nerzeit in der Planung und Ausfüh-
rung kein Standplatz für eine Wert-
stoffcontainerstation ausgewiesen 
wurde. Insofern ist auch eine Mitnut-
zung der Bewohner aus diesem Be-


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
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reich zwangsweise zu berücksichti-
gen. 


Unter Berücksichtigung einer „be-
quemen“ Logistik sowohl für die An-
wohner als auch für die Entsorgungs-
fahrzeuge wären die Wertstoffcontai-
ner im Bereich der Haupterschlie-
ßungsstraße, Planstraße A optimal 
platziert. 
 


Dem Hinweis wird gefolgt. In der weiteren 
Planung wird der Standort für Wertstoff-
container auf der Südseite der Planstraße 
A festgesetzt. Zur Einbindung in die 
Landschaft sowie als Schutz vor eventu-
ell herumfliegendem Müll werden textli-
che Festsetzungen zur notwendigen Ein-
friedung des Standortes getroffen. 


Im Anhang finden Sie als Planungs-
hilfe die zu beachtenden Standplatz-
kriterien für eine Wertstoffcontainer-
station.“ 
 


Für die vorliegende Bauleitplanung rele-
vant ist vor allem die notwendige Größe 
des Standplatzes für eine Wertstoffcon-
tainerstation (hier: 2,0 x 8,0 m) sowie die 
notwendigen Abstände zur vorhandenen 
bzw. geplanten Bebauung (mind. 5,0 m 
für Brandschutz; mind. 12,0 m für Lärm-
schutz). Die zu beachtenden Standplatz-
kriterien werden in der weiteren Planung 
berücksichtigt. 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Die Anregung wird durch Änderung des 
Bebauungsplans sowie der Begründung 
gemäß der Stellungnahme der Verwal-
tung berücksichtigt. 
 


Stellungnahme Nr. 6 
Schreiben von 
Stadtheimatpfleger 
vom 12. Dezember 2007 


Stellungnahme der Verwaltung 


„So möchte ich zu dem neu geplanten 
Baugebiet zunächst nur erinnern, dass – 
wie ich unterrichtet wurde – der zuständi-
ge Bezirksrat sich einstimmig gegen die-
sen Plan und eine weitere Erweiterung 
des Kanzlerfeldes ausgesprochen hat. 
Bei den glücklicherweise stets hier gut 
durchdachten Argumenten für die Stel-
lungnahmen dieses Bezirksrates nimmt 
es Wunder, dass die Stadtverwaltung 
dennoch die Bebauung Buchenberg 
durchziehen wird. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Der Stadtbezirksrat wurde zum 
Auslegungsbeschluss angehört. Sowohl 
der Planungs- und Umweltausschuss als 
auch der Verwaltungsausschuss sind den 
Argumenten des Stadtbezirksrates nicht 
gefolgt. Der Verwaltungsausschuss hat in 
seiner Sitzung am 2. Dezember 2008 die 
Auslegung des Bebauungsplans OE 38 
‚Am Buchenberg’ beschlossen. 


Auch meine Stellungnahme ist die Ableh-
nung dieses und aber auch aller bereits 
angegangenen und noch geplanten Neu-
baugebiete im Stadtgebiet, da mich die 


Zwar hat sich die Lage auf dem Woh-
nungsmarkt, in den letzten Jahren deut-
lich entspannt, dies jedoch insbesondere 
auf dem Sektor ‚Mietwohnungen’. Grund-
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Sorge treibt: Was wird in einem oder zwei 
Jahrzehnten mit den dann im Generati-
onswechsel frei werdenden Einfamilien-
häusern der letzten Jahrzehnte und auch 
der neuen Gebiete. Ein nicht voll bebau-
tes Wohngebiet kann niemand wünschen 
oder verantworten. Schon jetzt stehen z. 
B in meiner Dießelhorststraße – ca. 250 
m vom Gebiet Buchenberg entfernt – 
Baujahr 1964 – zurzeit drei gepflegte Ein-
familienhäuser leer und sollen seit Mona-
ten verkauft werden. Auch ich werde in 
die gleiche Lage kommen, da wie allge-
mein auch meine Kinder längst eigene 
Häuser, oft weit entfernt, ge-
baut/gefunden haben. 
 


sätzlich stehen auch nicht alle leerste-
henden Objekte tatsächlich dem Markt 
zur Verfügung.  
 
Bei der derzeitigen Marktlage entscheidet 
neben Preis und Lage mittlerweile oft 
auch der zu erwartende Energiebedarf 
über die Vermarktungschancen. Gerade 
unter diesem Gesichtspunkt stellt sich die 
überwiegende Bebauung in Kanzlerfeld 
schlechter dar als z.B. sanierte Altbauten 
oder Gebäude aus den 80ern und 90ern 
bzw. deutlich schlechter als ein nach 
neuesten Standards errichteter Neubau. 
 
Zudem besteht weiterhin ein grundsätzli-
cher Bedarf an Einfamilienhausgrundstü-
cken in Braunschweig. Die vorsorgende 
Bereitstellung von Bauland dient dazu, 
auf Dauer die Abwanderung von Bürgern 
ins Umland zu verhindern, um die nach-
teiligen Folgen einer Abwanderung wie 
zusätzlicher Verkehr, Steuerverluste bei 
gleich bleibend hohen Infrastrukturaus-
gaben usw. möglichst zu vermeiden. Die 
Stadt möchte durch die größeren Grund-
stückszuschnitte im Baugebiet ‚Am Bu-
chenberg’ das Angebotsspektrum an 
städtischen bzw. von der stadteigenen 
Grundstücksgesellschaft Braunschweig 
(GGB mbH) vermarkteten Grundstücken 
erweitern. Hierdurch wird eine andere 
Klientel angesprochen als mit den Bau-
gebieten in Lamme bzw. den Bestands-
Immobilien in Kanzlerfeld.  


Diese allgemeine Sorge sollte Ihnen nicht 
neu sein und beunruhigt viele am Bauge-
schehen Interessierte sehr! Auch allge-
mein bekannt und erstrebenswert ist eine 
Verdichtung und Nachbebauung freiste-
hender Innenstadtareale sicherlich zu 
begrüßen, um die Lebendigkeit der Städ-
te zu fördern. 
 


Die auch weiterhin zu erwartende Nach-
frage an Einfamilienhausgrundstücken ist 
begründet durch z.B. den anhaltend aus-
geprägten Wunsch großer Bevölkerungs-
kreise nach Wohnen im Einfamilienhaus, 
verbunden mit einer anhaltenden Steige-
rung der Wohnflächen je Haushalt und 
der Zunahme kleiner Hauhalte (Ein- und 
Zweipersonenhaushalte). Zudem ist zur-
zeit aufgrund unterschiedlicher Rahmen-
bedingungen eine Rückkehr der Wohn-
bevölkerung in die Stadt auszumachen. 
Dies bedeutet nicht zwangsläufig ‚Innen-
stadt’, sondern umfasst auch Bereiche, in 
denen das ‚Wohnen im Grünen’ mit 
schneller Erreichbarkeit des Stadtzent-
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rums, wie es z.B. das geplante Baugebiet 
bieten würde, verbunden werden kann. 
Eine gutachterliche Untersuchung hat 
2003 ergeben, dass bis zum Jahr 2015 
ca. 4.100 Wohneinheiten in Ein- und 
Zweifamilienhäusern in Braunschweig 
fehlen. Zum Zeitpunkt des Planungsbe-
schlusses (Juni 2007) wurde noch ein 
Fehlbedarf von ca. 2.000 Einfamilien-
hausgrundstücken festgestellt – bezogen 
auf den bis 2015 ermittelten Wert. Dieser 
Bedarf konnte und kann nicht allein durch 
Nutzung innerstädtischer Brachen und 
Ortsteilarrondierung gedeckt werden.  


Aus heimatpflegerischer Sicht sind keine 
Einwände für das Gebiet Buchenberg zu 
erheben. Archäologische Besonderheiten 
bzw. ein altes Siedlungsgebiet u. ä. sind 
nicht zu erwarten. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 


Bedauerlicherweise wird aber ein beson-
ders winterliches Erholungs- und Weide-
gebiet der Rehe, die trotz der Kanzler-
feldbebauung noch immer in reichlicher 
Zahl besonders im Winter vom Ölper 
Holz zum Gelände der PTB wechseln und 
sich mit dem „schmalen“ Streifen zwi-
schen dem Autobahnzubringer und der 
Bebauung zufriedengeben, eingeschränkt 
bzw. vernichtet werden. Ein Wechsel der 
Tiere vom stadtnahen Ölper und Pawel-
schen Holz nach Westen – Richtung 
Bortfeld – wird durch die neue Bebauung, 
meines Erachtens nach, unterbunden 
und ein Verbleib dieser, und evtl. anderer 
Wildarten, erheblich gestört bzw. unter-
bunden werden, und eine Flucht des Wil-
des aus diesen Waldungen ist zu be-
fürchten. 
 


Im Rahmen der Bauleitplanung wurde 
unter anderem ein Gutachten zur Erfas-
sung von wertgebenden Tierarten (fau-
nistische Erfassung) erstellt. U.a. wurde 
auch das Vorkommen von – nicht beson-
ders geschützten – Rehen festgestellt. 
Durch die geplante Bebauung wird nur 
ein verhältnismäßig schmaler Streifen der 
vorhandenen Ackerflächen in Anspruch 
genommen. Zum Ausgleich wird eine bis-
her intensiv als Acker genutzte, in Nord-
Süd-Richtung verlaufende Teilfläche zwi-
schen neuem Ortsrand und Autobahn 
aus der Nutzung genommen und extensi-
viert. Eine Bepflanzung mit Einzelbäu-
men, Gehölzinseln und ruderalen Wie-
senstrukturen bietet auch für Rehe eine 
wesentliche Aufwertung als Vernetzungs-
struktur zwischen Ölper Holz und PTB 
sowie als Nahrungshabitat. 
Gleiches gilt auch für durch die Planung 
beeinträchtigte und geschützte Tierarten, 
wie z.B. Greifvögel. Den vorkommenden 
Fledermausarten dient die Ausgleichs-
maßnahme zum Beispiel als bessere  
Orientierungsmöglichkeit. 


Zu der Grundstücksaufteilung im Einzel-
nen möchte ich aus eigener Erfahrung 
mitteilen, dass eine Erschließung von 
Grundstücken über einen Stichweg häu-


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
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fig Probleme mit sich bringen wird. Z. B. 
muss eindeutig festgelegt sein, wer für 
die „Straßenreinigung“ auf dem Stichweg, 
wer für eine Haftpflicht dort verantwortlich 
ist. 


Des Weiteren ist der seit einigen Jahren 
verordnete Eigentransport der verschie-
denen Mülltonnen (zu den jeweils ver-
schiedenen Terminen) an den Straßen-
rand eine zusätzliche, nicht unerhebliche 
Belastung für die Bewohner.“ 
 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Die Privatwege werden mit einer 
Länge von überwiegend etwa 35 – 40 m 
möglichst kurz vorgesehen, so dass die 
zusätzliche Belastung vertretbar ist. Al-
ternativ hierzu wäre eine öffentliche Er-
schließung vorzusehen, die jedoch mit 
deutlich höherem Versiegelungsgrad ver-
bunden wäre. 


 Vorschlag der Verwaltung:
Eine Änderung des Bebauungsplans so-
wie der Begründung aufgrund der Stel-
lungnahme ist nicht erforderlich. 
 


Stellungnahme Nr. 7 
Schreiben von 
Grundstücksgesellschaft Braunschweig 
mbH, Kleine Burg 14, 38100 Braun-
schweig 
vom 11. Dezember 2007 


Stellungnahme der Verwaltung 


[Die Stellungnahmen der Grundstücksge-
sellschaft Braunschweig (GGB) zur 
zeichnerischen Darstellung des Bebau-
ungsplans beziehen sich explizit auf die 
ursprüngliche Planung.  
Stellungnahmen zur Begründung waren 
überwiegend redaktioneller Art. Abwä-
gungsrelevante Stellungnahmen werden 
im Folgenden wiedergegeben.] 


Da die Planung nach Beteiligung der Be-
hörden und sonstiger Träger gemäß 
§ 4 (2) BauGB umfassend geändert wur-
de, sind die Stellungnahmen zu den 
zeichnerischen Darstellungen gegens-
tandslos. Die GGB hat die Unterlagen im 
Rahmen der erneuten Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger gemäß 
§ 4a (3) BauGB zur Stellungnahme erhal-
ten. 
Den redaktionellen Hinweisen wird ge-
folgt, sofern sie nicht durch die überholte 
Planung gegenstandslos wurden. 


„… 
Unter 4.6.3 auf Seite 17 der Begründung 
zum Bebauungsplan heißt es: ‚Die Ver-
sorgung des Gebietes durch Fernwärme 
ist technisch möglich, wirtschaftlich für 
den Energiebetreiber jedoch nur mach-
bar, wenn Anschlusszwang für das ge-
samte Gebiet besteht. Dies ist jedoch 
privatrechtlich – z.B. in den Grundstücks-


Aufgrund der Umplanung der städtebauli-
chen Struktur zur Optimierung der Nut-
zungsmöglichkeiten solarthermischer E-
nergie sowie der Forderung und Förde-
rung eines Mindestanteils von Solarener-
gie zur Deckung des Wärmebedarfs für 
Brauchwasser und Heizung wird grund-
sätzlich von einem Anschluss- und Be-
nutzungszwang abgesehen. Dies gilt un-
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kaufverträgen – zu regeln.’ 
Die langjährigen Erfahrungen der Liegen-
schaftsabteilung zeigen, dass sich Ak-
zeptanz und Durchsetzbarkeit eines An-
schluss- und Benutzungszwangs besser 
erreichen lassen, wenn er durch Bebau-
ungsplan oder andere geeignete Satzun-
gen der Stadt ‚verordnet’ wird. Aus die-
sem Grund ersetzen Sie den Hinweis auf 
die Grundstückskaufverträge bitte durch 
eine ‚obrigkeitlichere’ Alternative.“ 


abhängig von der zur Ergänzung der re-
generativen Energieform gewählten Ver-
sorgung (Fernwärme oder Gas). Entspre-
chend entfällt der Passus. 


 Vorschlag der Verwaltung:
Die Anregung wird durch Änderung der 
Begründung gemäß der Stellungnahme 
der Verwaltung berücksichtigt. Eine Än-
derung des Bebauungsplans aufgrund 
der Stellungnahme ist nicht erforderlich. 
 


Stellungnahme Nr. 8 
Schreiben von 
Physikalisch-Technische Bundesanstalt, 
Postfach 3345, 38023 Braunschweig 
vom 10. Dezember 2007 


Stellungnahme der Verwaltung 


„Nach wie vor gelten die im bisherigen 
Schriftwechsel geführten Anmerkungen 
im vollen Umfang. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 


Wie bereits in unserem Schreiben vom 
03.11.2006 bemerkt, legt die PTB beson-
deren Wert auf die Einhaltung einer 
Schutzzone mit einem Radius von 100 m, 
um die „magnetfreien Häuser“ auf unse-
rem Südgelände. In Ihrem Entwurf vom 
November 2007 zumindest sind zwei 
Grundstücke nördlich des neuen Regen-
rückhaltebeckens innerhalb dieses Radi-
us ausgewiesen. Bewegungen von mag-
netischen Materialien wären hier somit 
sehr wahrscheinlich. Wir schlagen vor, 
das Auffangbecken entlang des Feldwirt-
schaftsweges auszuweisen und die 
Grundstücke südlich davon anzulegen. 
Die Schutzzone bliebe somit erhalten und 
Größe wie Anzahl der Grundstücke un-
verändert. 


Im Rahmen der grundsätzlichen Überar-
beitung der Planung zur städtebaulichen 
Optimierung im Hinblick auf die Nutzung 
solarer Energie wird die Anregung be-
rücksichtigt. Die öffentliche Grünfläche 
wird im nördlichen Teilbereich so dimen-
sioniert, dass keine privaten Flächen in-
nerhalb der 100-m-Schutzzone der ‚mag-
netfreien Häuser’ liegen. 


Innerhalb dieser Schutzzone dürfen keine 
metallenen Zäune Verwendung finden. 
 


Die 100-m-Schutzzone der ‚magnetfreien 
Häuser’ wird von Privatgrundstücken frei-
gehalten. In der öffentlichen Grünfläche 
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ist die Errichtung von Zäunen nicht vor-
gesehen. Somit wird der Anforderung 
genüge getan. 


Bei der Energieversorgung des neuen 
Baugebietes muss ebenfalls berücksich-
tigt werden, dass der Schutzleiter (PE) 
und der Nulleiter (PN) auch außerhalb 
der Gebäude getrennt geführt werden (5-
Leiter, TN-S Installation). Sonst entstün-
den bei hohen Strömen in der Erde star-
ke Wechselfelder, die die magnetischen 
Messungen im Südgeländer der PTB 
stark beeinflussen. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und bei der Umsetzung der Planung 
in angemessener Form berücksichtigt. 


Die Entwässerung des neuen Regen-
rückhaltebeckens ist in der vorgelegten 
Planung nicht näher erläutert. Im Falle 
einer vorgesehenen Regenwasserfüh-
rung durch das Gelände der PTB weisen 
wir nochmals auf unser Schreiben vom 
13.07.2007 hin (Anlage).“ 


Die Entwässerung des neuen Regen-
rückhaltebeckens erfolgt nicht über das 
Gelände der PTB. Die gewählte Lage 
entlang der östlichen Grenze des PTB-
Geländes ist mit der PTB abgestimmt. 


 Vorschlag der Verwaltung:
Die Anregung wird durch Änderung des 
Bebauungsplans sowie der Begründung 
gemäß der Stellungnahme der Verwal-
tung berücksichtigt. 
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Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift 
„Am Buchenberg“ OE 38 
Behandlung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange die im Rahmen der erneuten Beteiligung gemäß § 4a (3) BauGB, durchge-
führt im Zeitraum vom 5. Dezember 2008 – 5. Januar 2009, eingegangen sind. 
 
 
 


Stellungnahme Nr. 1 
Schreiben von 
Deutsche Telekom AG, PTI 
Friedrich-Seele-Straße 7,  
38122 Braunschweig 
vom 10. Dezember 2008 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
„Zum o.g. Bebauungsplan haben wir kei-
ne Einwände. 


 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 


Da zum Zeitpunkt der Versorgung der 
geplanten Neubauten bei uns zukünftig 
eine neue Technik zum Einsatz kommen 
wird, bitten wir Sie, einen Platz im Rand-
bereich der Planstraße "C" für ein Multi-
funktionsgehäuse mit entsprechender 
Technik zu reservieren. Die Gehäusema-
ße sind 2,10 m breit x 1,60 m hoch und 
0,5 m tief. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und wird im Rahmen der Umsetzung 
der Planung in geeigneter Weise berück-
sichtigt. 


Desweiteren möchten wir in diesem Zu-
sammenhang auf folgendes hinweisen: 
Zur telekommunikationstechnischen Ver-
sorgung des Planbereichs, der neu zu 
errichtenden Gebäude, durch die Deut-
sche Telekom AG, ist die Verlegung neu-
er Telekommunikationslinien erforderlich. 
Leider stehen dazu die erforderlichen Lei-
tungen nicht zur Verfügung, so dass zur 
Durchführung unserer Kabelverlegungs-
arbeiten gegebenenfalls bereits ausge-
baute Straßen wieder aufgebrochen wer-
den müssen. 
Wir machen daher darauf aufmerksam, 
dass eine wirtschaftliche unterirdische 
Versorgung des Neubaugebietes durch 
die Deutsche Telekom AG nur bei Aus-
nutzung aller Vorteile einer koordinierten 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und wird im Rahmen der Umsetzung 
der Planung in geeigneter Weise berück-
sichtigt. 
 
Das auf den Privatwegen festgesetzte 
Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten 
der Anlieger und der Träger der Ver- und 
Entsorgung schließt auch die Deutsche 
Telekom AG ein. 
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Erschließung möglich ist. Wir bitten daher 
folgendes sicherzustellen: 


 dass für den Ausbau des Telekommu-
nikationsliniennetzes im Erschlie-
ßungsgebiet eine ungehinderte, un-
endgeldliche und kostenfreie Nutzung 
der künftigen Straßen und Wege mög-
lich ist, 


 dass auf den gemeinsamen Privatwe-
gen (Eigentümerwegen) ein Leitungs-
recht zugunsten der Deutschen Tele-
kom AG als zu belastende Fläche fest-
zusetzen entsprechend § 9 (1) Ziffer 
21 BauGB eingeräumt wird, 


 dass eine rechtzeitige Abstimmung der 
Lage und der Dimensionierung der Lei-
tungszonen vorgenommen wird und 
eine Koordinierung der Tiefbaumaß-
nahmen für Straßenbau und Leitungs-
bau durch den Erschließungsträger er-
folgt, d.h. für den rechtzeitigen Ausbau 
des Telekommunikationsnetzes sowie 
die Koordinierung mit dem Straßenbau 
und den Baumaßnahmen der anderen 
Leitungsträger ist es notwendig, dass 
Beginn und Ablauf der Erschließungs-
maßnahmen im Bebauungsplangebiet 
der Deutschen Telekom AG, T-Com, 
Technische Infrastruktur Niederlas-
sung Nordwest,  Ressort PTI 23, Fried-
rich-Seele-Str. 7, 38122 Braunschweig 
so früh wie möglich, mindestens 4 Mo-
nate vor Baubeginn, schriftlich ange-
zeigt werden. 


Sollten Veränderungen oder Verlegungen 
der vorhandenen Telekommunikationsli-
nien der Deutschen Telekom AG not-
wendig werden, so bitten wir Sie, sich so 
früh wie möglich, mindestens 3 Monate 
vor Baubeginn mit der Deutschen Tele-
kom AG, T-Com, PTI 23, Friedrich-Seele-
Str. 7, 38122 Braunschweig in Verbin-
dung zu setzen, damit alle erforderlichen 
Maßnahmen (Bauvorbereitung, Kabelbe-
stellung, Kabelverlegung usw.) rechtzeitig 
eingeleitet werden können. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 


Bei der Bauausführung ist darauf zu ach-
ten, dass Beschädigungen an Telekom-
munikationslinien vermieden werden und 
aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und bei der Umsetzung der Planung 
in angemessener Form berücksichtigt. 
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von Störungen) jederzeit der ungehinder-
te Zugang zu vorhandenen Telekommu-
nikationslinien möglich ist. Es ist deshalb 
erforderlich, dass sich die Bauausführen-
den über die zum Zeitpunkt der Bauaus-
führung vorhandenen Telekommunikati-
onslinien der Deutschen Telekom AG 
beim PTI 23 (T-COM, Technische Infra-
struktur Niederlassung Nordwest, Fried-
rich-Seele-Str. 7, 38122 Braunschweig) 
über die Lage informieren. Die Kabel-
schutzanweisung der Deutschen Telekom 
AG ist zu beachten.  


Anbei unsere derzeitige TK- Struktur in 
diesem Bereich. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Eine Änderung des Bebauungsplans so-
wie der Begründung aufgrund der Stel-
lungnahme ist nicht erforderlich. 
 


Stellungnahme Nr. 2 
Schreiben von 
BS/ENERGY, Postfach 3317, 
38023 Braunschweig 
vom 8. Januar 2009 


Stellungnahme der Verwaltung 
 
 


 
„Spartenübergreifend 
In unserer Stellungnahme vom 
03.12.2007 gaben wir den Hinweis, dass 
eine Fahrbahnbreite von 4,50 m für die 
Verlegung von Schmutz- und Regenwas-
serkanälen, Straßenentwässerung, 
Fernwärme- und Wasserleitungen, 
Strom-, Telekom- und Beleuchtungskabel 
nicht ausreichend seien. 
 
Im nördlichen Ring wurden die Baumtore 
teilweise in die Grundstücke verschoben. 
Gleichzeitig wurden die Baumscheiben 
aber verbreitert, sodass für die Fahrbahn 
zwischen den Toren nur noch 4,00 m 
Restbreite verbleiben. Dies ist sowohl für 
die Verlegung als auch für die spätere 
Instandhaltung zu wenig. 
 


 
 
Die Verengung der Fahrbahnbreite auf 
Teilabschnitten ist notwendig, um die ge-
wünschte Verkehrsberuhigung zu errei-
chen. Davon ausgehend, dass das Plan-
gebiet als Ergänzung zu den geforderten 
solarthermischen Anlagen mit Gas ver-
sorgt wird, wird ein Straßenquerschnitt 
von 4,5 m als ausreichend gesehen. 
Hierbei ist auch die Breite der beidseitig 
zu errichtenden Straßenabläufe berück-
sichtigt. Da diese Straßenabläufe jedoch 
so angeordnet werden können, dass sie 
jeweils nördlich und südlich der Baum-
scheiben liegen, kann in diesem Bereich 
die zur Verfügung stehende Breite auf 3,8 
m verringert werden. Somit ist die Veren-
gung der nutzbaren Breite auf 4,0 m in 
den Abschnitten zwischen den Baum-
scheiben ausreichend. 
Sollte Fern- oder Nahwärme als externe 
Variante der Energieversorgung gewählt 
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werden, so wird ein Querschnitt von 
5,20 m benötigt. Unter Berücksichtigung 
der Fläche für die Straßenabläufe (s.o.) 
kann die nutzbare Breite zwischen den 
Baumscheiben auf 4,5 m verringert wer-
den. Die Standorte der Bäume wären, 
gegenüber der Darstellung im Nutzungs-
beispiel um jeweils 0,25 m nach Westen 
bzw. Osten zu verschieben, ohne das die 
nutzbare Breite der Fahrbahn vergrößert 
wird. 


Die einseitig, wechselnde Anordnung der 
Baumstandorte im südlichen Ring ist 
prinzipiell für die Verlegung der Ver- und 
Entsorgungsleitungen günstiger, da in 
weiten Teilen die Fahrbahnbreite 5,80 m 
beträgt und damit ausreichend Trassen-
raum vorhanden ist.  


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 


In den beiden Bereichen, in denen die 
Bepflanzung die Straßenseite wechselt, 
wurde der Abstand wieder unter Ignorie-
rung der Zwänge der Leitungsträger auf 
4,00 m verringert. Wie auch im nördlichen 
Ring ist hier die Verlegung der Leitungen 
unter Beachtung der technischen Regeln 
nicht möglich. 
 


Die im Nutzungsbeispiel dargestellte 
Fahrbahnbreite im Bereich der Ver-
schwenkung dient der notwendigen Ver-
kehrsberuhigung und soll daher beibehal-
ten werden. Die wechselseitig dargestell-
ten Grünstreifen sind ebenfalls öffentlich 
– im Bebauungsplan festgesetzt als ‚öf-
fentliche Verkehrsfläche’ – und können 
daher ebenfalls zur Leitungsführung ge-
nutzt werden. Die im Nutzungsbeispiel 
dargestellten Baumstandorte sind so ge-
wählt, dass in den Bereichen der Ver-
schwenkung eine ausreichende Breite für 
die Leitungsverlegung vorhanden ist – 
ggf. unter Berücksichtigung einer Ver-
schwenkung der Leitungen. In der Um-
setzung der Planung sind die Leitungs-
schutzzonen bei der Anlage der Straßen-
randbegrünung entsprechend zu beach-
ten. 


In unserer Stellungnahme vom 
03.12.2007 baten wir um Eintragung ei-
nes Leitungsrechtes für den Geh- und 
Radweg zwischen Baugebiet und PTB. 
Eingetragen wurde nur ein Fahrrecht (s. 
Punkt A, IX, 2). Das Leitungsrecht muss 
noch ergänzt werden. 


Die Eintragung eines Leitungsrechts ist 
nicht notwendig, da es sich hierbei um 
eine öffentliche Verkehrsfläche handelt. 
Die Eintragung des Fahrrechtes für die 
Leitungsträger war notwendig, da die 
Zweckbestimmung auf Fußgänger- und 
Radverkehr beschränkt ist. 


Nahwärmeversorgung
Das geplante Baugebiet mit ca. 80 EFH 
liegt unmittelbar an der Fernwärmetrasse, 


 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
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die die beiden Bundesanstalten PTB und 
VTi mit Wärme versorgt. 
BS/ENERGY plant seit geraumer Zeit, 
den Anschlusswert zu erhöhen und das 
Wärmenetz entsprechend auszubauen. 
BS/ENERGY betreibt im Kanzlerfeld eini-
ge dezentrale Anlagen zur Wärmeversor-
gung einer Wohnungsbaugesellschaft, 
die sukzessive zum Sanierungszeitpunkt 
an das Fernwärmenetz angeschlossen 
werden sollen. Weiterhin stehen wir in 
Verhandlungen mit unserer Schwester-
gesellschaft „DALKIA“, die ein sanie-
rungsbedürftiges Heizwerk im Kanzlerfeld 
betreibt. Auch dieses Heizwerk soll durch 
einen Anschluss an die Fernwärmeleitung 
ersetzt werden. 
Für die Realisierung dieser Maßnahmen 
wird BS/ENERGY eine Versorgungstras-
se zu den Verbrauchern verlegen müs-
sen. 


Eine Möglichkeit wäre die Verlegung ent-
lang des geplanten Neubaugebietes. Aus 
Kostengründen wäre es sinnvoll, die 
Trasse am westlichen Rand des Bauge-
bietes zu verlegen. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Da es sich hierbei um eine öffentli-
che Grünfläche handelt, wäre hier die 
Verlegung der Leitung grundsätzlich 
möglich. 


Wir haben in der ersten Stellungnahme 
im Juli 2007 schriftlich auf diese Absicht 
hingewiesen. Wir haben uns für die Er-
schließung mit einer Nahwärmeversor-
gung des Neubaugebietes entschieden, 
weil die Investition in eine Erweiterung 
der Erzeugung im BHKW-Ölper nicht er-
forderlich wäre und die Investition in die 
Trassierung nur anteilig bewertet werden 
müsste. 
 


In der ersten Stellungnahme wurde auf 
die ‚Möglichkeit’ der Erschließung des 
Gebietes mit Fernwärme hingewiesen. Im 
weiteren Verfahren wurde seitens der 
BS/ENERGY der Entschluss mitgeteilt, 
das Gebiet ausschließlich mit Fernwärme 
zu versorgen. Gleichzeitig wurde festge-
stellt, dass diese Versorgung nur wirt-
schaftlich erfolgen kann, wenn in den 
Grundstückskaufverträgen ein Anschluss- 
und Abnahmezwang vereinbart wird. 


Wie allgemein aus der Presse bekannt 
ist, betreibt BS/ENERGY eine Kraftwär-
mekopplung im BHKW-Ölper, die mit 
Rohbiogas betrieben wird. Derzeit wer-
den über 30 % der Wärme regenerativ 
erzeugt und in das Netz eingespeist. 
BS/ENERGY plant eine Verdopplung der 
regenerativ erzeugten Wärme durch 
Ausbau des Biogasnetzes. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 


Zur Stützung dieses Modells ist es nicht 
sinnvoll, eine weitere regenerative Eigen-


Der Entschluss, innerhalb des Plangebie-
tes die Errichtung solarthermischer Anla-
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erzeugung (Solarthermie) im Baugebiet 
zu errichten. Im Gegenteil, die angestreb-
te Solar-Lösung verhindert eine relativ 
kostengünstige regenerative Versorgung 
vor Ort. 
Auf Grund der ohnehin niedrigen Ener-
giedichte ist es heute kaum noch mög-
lich, Neubaugebiete mit Nahwärme kos-
tenrealistisch zu erschließen. 
Eine regenerative Doppellösung würde 
die Nebenkosten für die EFH-Besitzer 
vermutlich hochtreiben und dadurch die 
Vermarktung erschweren. 
Als Voraussetzung für eine Erschließung 
mit regenerativer Nahwärme muss eine 
privatrechtliche Verpflichtung zur über-
wiegenden Bedarfsabdeckung mit Nah-
wärme durch Eintragung in das Grund-
buch erfolgen. 
Um die Vermarktung nicht zu gefährden, 
empfehlen wir die Beschränkung auf eine 
regenerative Lösung. 
Ein gemeinsames Streben für den weite-
ren Ausbau unseres Biogasprojektes wä-
re wünschenswert. 


gen z.T. zu fordern und auch mithilfe von 
Grundstückspreisnachlässen zu fördern 
besteht weiterhin. Die Planung wurde 
entsprechend dieses Zieles durch Ände-
rung der zeichnerischen und textlichen 
Festsetzungen optimiert. 
 
Die Abnahme für Nah- oder Fernwärme 
soll in diesem Baugebiet nicht verpflich-
tend sein. Inwieweit damit noch eine Nah- 
oder Fernwärmeversorgung wirtschaftlich 
ist oder doch die Versorgung mit Gas 
erfolgt, liegt im Ermessen der 
BS/ENERGY und kann nicht im Rahmen 
der Bauleitplanung festgesetzt werden. 
Grundsätzlich ist eine (Grund-)Versor-
gung mit einer der beiden genannten  
Energieformen aufgrund des vorhande-
nen Leitungsnetzes sowie der zur Lei-
tungsverlegung zur Verfügung stehenden 
Flächen innerhalb des Plangebietes mög-
lich. 


Gas- und Wasserversorgung
Ein überarbeitetes Konzept zur Erschlie-
ßung mit Wasser ist als Anlage beigefügt. 
Da BS/ENERGY von einer wirtschaftli-
chen Erschließung mit Nahwärme aus-
geht, wird keine parallele Gasversorgung 
erstellt. Im Geltungsbereich B befinden 
sich keine Leitungen der Gas- und Was-
serversorgung. Die im Geltungsbereich C 
befindlichen Gas- und Wassertransport-
leitungen sowie deren Schutzzonen wur-
den beachtet. 


 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Sollte dennoch die Versorgung des 
Gebietes aus wirtschaftlichen Erwägun-
gen (s.o.) mit Gas erfolgen, so ist festzu-
stellen, dass die benachbarten Baugebie-
te entlang der Dorothea-Erxleben-Straße 
sowie des Hedwig-Kohn-Wegs bereits mit 
Gas versorgt werden. Somit ist ein ent-
sprechendes Netz in unmittelbarer Nähe 
bereits vorhanden. 


Stromversorgung 
Die Stromversorgung ist aus dem Mittel-
spannungsnetz im nördlichen Bereich des 
Bebauungsplanes vorgesehen. Zur Ver-
sorgung werden die vorgesehene Trafo-
station in Form einer Kompaktstation und 
zwei Kabelverteilerschränke erforderlich. 
Ein überarbeitetes Konzept zur Erschlie-
ßung mit Strom ist als Anlage beigefügt. 
Im Geltungsbereich B und C befinden 
sich keine Leitungen der Stromversor-
gung. 
 


 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Die Fläche zur Aufstellung der 
Kompaktstation sowie der Verteiler-
schränke ist innerhalb des zentralen Plat-
zes vorgesehen (zeichnerische Festset-
zungen). 
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Betriebstelefon 
Keine Bedenken und Anregungen“ 


 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Eine Änderung des Bebauungsplans so-
wie der Begründung aufgrund der Stel-
lungnahme ist nicht erforderlich. 
 


Stellungnahme Nr. 3 
Schreiben von  
Landwirtschaftskammer Niedersachsen, 
Postfach 6766, 38058 Braunschweig 
vom 16. Dezember 2008 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
„Ergänzend zu unseren bisherigen Aus-
führungen im Beteiligungsverfahren 
nehmen wir wie folgt Stellung: 
[Anm.: s. Anlage 7, Stellungnahme Nr. 3 
vom 5. Dezember 2007] 
 


 


Hinsichtlich der landwirtschaftlichen Be-
lange ergibt sich eine Betroffenheit, ins-
besondere aus der zusätzlichen Inan-
spruchnahme von Ackerflächen für die 
Geltungsbereiche B und C, in denen 
Kompensationsmaßnahmen und das Re-
genrückhaltebecken geplant sind. Eine 
detaillierte Gegenüberstellung von Eingriff 
und Kompensation ist der Begründung 
des Bebauungsplanes nicht zu entneh-
men. Auffällig ist jedoch, dass trotz der 
vergleichsweise geringen Grundflächen-
zahl, der umfangreichen öffentlichen 
Grünflächen innerhalb des Baugebietes 
und der für das Regenrückhaltebecken 
vorgesehenen Gestaltungsvorgaben zu-
sätzlich noch eine externe Kompensation 
in Geltungsbereich B erfolgen soll.  
 


Der Ausgleichsflächenbedarf wurde im 
Standardverfahren der Stadt Braun-
schweig zunächst rechnerisch auf der 
Grundlage des Osnabrücker Modells er-
mittelt, fachgutachtlich durch Einzelan-
sprache der betroffenen Naturgüter über-
prüft und letztlich zur Plangerechtigkeit 
mit den Ergebnissen vergleichbarer Be-
bauungspläne im Stadtgebiet verglichen 
(s. Begründung Kap. 4.5.1 ff und 4.6.1). 
 
Es wird deutlich, dass dem Totalverlust 
aller Naturraumfunktionen auf 3,8 ha des 
Baugebietes durch Neuversiegelung bei 
Umsetzung der Planung entsprechend 
der Bebauungsplanfestsetzungen und 
unter Berücksichtigung der örtlichen Ge-
gebenheiten nur geringe bis maximal 
mittlere Aufwertungen auf den zugehöri-
gen privaten und öffentlichen Grünflä-
chen gegenüber stehen. In der Betrach-
tung der Ergebnisse der Ausgleichsbilan-
zierungen anderer Wohnbaugebiete ist 
eine Berücksichtigung der relativ niedri-
gen Grundstücksversiegelung sowie des 
relativ hohen öffentlichen Grünanteils 
deutlich ablesbar: Für Wohngebiete mit 
einem hohen Versiegelungsgrad, kleinen 
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Grundstücken und geringem Anteil an 
öffentlichem Grün kann ein Verhältnis der 
beiden Parameter (Versiegelungsfläche 
und Ausgleichsfläche) von 1 : 1 ange-
nommen werden. 
 
Zu berücksichtigen ist auch, dass die öf-
fentlichen Grünflächen im Westen sowie 
der zentrale Grünzug wegen ihrer be-
grenzten Raumausdehnung keine höhe-
ren (Ausgleichs-)Werte als ein üblicher 
Hausgarten entwickeln können. Die in der 
Raumbreite zwar üppige östliche Grün-
fläche war in ihrer anzusetzenden Wer-
tigkeit zum einen durch die Trasse der 
dort verlaufenden Gasleitung sowie zum 
anderen durch den zu erwartenden ho-
hen Nutzerdruck der Bevölkerung der 
benachbarten Baugebiete gegenüber ei-
ner siedlungsfernen Ausgleichsfläche 
ebenfalls herab zu setzen. 


Es ist nicht ohne weiteres erkennbar, in-
wiefern der Bereich des Regenrückhalte-
beckens überhaupt in die Eingriffsbilan-
zierung eingegangen ist. Im Interesse 
eines gerade im Bereich der Stadt 
Braunschweig gebotenen sparsamen 
Umgangs mit landwirtschaftlich genutz-
tem Grund und Boden halten wir es für 
erforderlich und gerechtfertigt, auf den 
Geltungsbereich B, der eine externe 
Kompensationsfläche von ca. 0,8 ha um-
fasst, zu verzichten. Eine Überkompensa-
tion, die nicht Anrechnung auf zukünftige 
Eingriffe findet, wird von uns nicht mitge-
tragen. 


Die im Geltungsbereich C ausgewiesene 
Fläche für Regenrückhaltung hat im 
Rahmen des Ergebnisses der wasser-
wirtschaftlichen Genehmigung und ent-
sprechender Auflagen die dem Rückhal-
tebecken zugeordneten eignen Aus-
gleichsmaßnahmen aufzunehmen und 
nachzuweisen. In genanntem Verfahren 
ggf. nicht zugeordnete Grundstücksteile 
stünden insoweit als Poolfläche für weite-
re Baumaßnahmen im weiteren Planbe-
reich zur Verfügung. Eine Berücksichti-
gung im laufenden Planverfahren konnte 
wegen noch nicht abgeschlossener Pla-
nungen der Wasserwirtschaft hingegen 
nicht erfolgen. Die gewählte Ausgleichs-
fläche B entspricht zudem den freiraum-
planerischen Zielen im Plangebiet we-
sentlich mehr als eine dem Regenrück-
haltebecken zufällig zugeordnete Restflä-
che. 
 
Das in der Bilanz ausgewiesene Erfor-
dernis einer externen Ausgleichsfläche ist 
insoweit sowohl in der Sache als auch in 
der ausgewiesenen Größe begründet. 


Sollten diese begründeten Bedenken im 
Rahmen der Abwägung nicht berücksich-
tigt werden, halten wir eine Anpassung 


Die Lage der Ausgleichsfläche entspricht 
den Zielen des vorbereitenden land-
schaftsplanerischen Rahmenkonzeptes 
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des Flächenzuschnitts von Geltungsbe-
reich B für erforderlich. Die an den Stirn-
seiten in westliche Richtung verlaufenden 
Streifen erschweren die Bewirtschaftung 
der verbleibenden Ackerfläche und soll-
ten entfallen. 
 


(s. Begründung Kap. 4.6.1). Danach ist 
es erklärtes Ziel der Freiraum- und Land-
schaftsplanung, durch geeignete Maß-
nahmen sowohl die generelle Erholungs-
eignung als auch den biotopvernetzenden 
Waldanteil in der freien Feldflur zu 
verbessern bzw. zu vergrößern.  
Auf Grundlage des genannten Rahmen-
konzeptes hat die Stadt Braunschweig im 
genannten Planungsraum bereits um-
fangreich Flächen erworben. Der Erwerb 
erfolgte somit in der Absicht, die Flächen 
als Poolflächen für die Umsetzung von 
Maßnahmen des Natur- und Land-
schaftsschutzes zu vorzuhalten. 
 
Die Lage des Flurstückes im Geltungsbe-
reich B ist für die Umsetzung der genann-
ten Ziele günstig. Wie im Begründungs-
text im Einzelnen erläutert, erfüllt es in 
paralleler Lage zu einem für die Naherho-
lung geeigneten Feldweg und seiner in 
Nord-Süd-Ausdehnung vernetzenden 
Funktion zwischen dem Ölper-Holz und 
den randlich Waldgebieten der PTB beide 
Ansprüche in geeigneter Weise. 
 
Die Baumreihen an den Stirnseiten des 
stadteigenen Flurstückes erhöhen in be-
sonderem Maße die Wirkung auf die Er-
holungseignung. Auf sie soll daher auf 
keinen Fall verzichtet werden. Soweit die 
verbleibende Restfläche bis zu ihrer end-
gültigen Verwertung als Ausgleichsfläche 
nicht mehr verpachtet werden kann, wird 
über eine entsprechende Sukzession be-
reits relativ kurzfristig eine Wertigkeit im 
Sinne der angestrebten Ziele erreicht und 
kann einem anderen Projekt als Aus-
gleich zugeordnet werden. 


In der vorliegenden Fassung können wir 
dem Bebauungsplan nicht zustimmen. 
Wir bitten, unsere Bedenken im weiteren 
Verfahren zu berücksichtigen.“ 
 


Auf die externe Ausgleichsfläche B kann 
unter den vorgenannten Gründen auf 
keinen Fall verzichtet werden. Sowohl 
ihre Lage im Raum als auch ihre durch 
textliche Festsetzungen definierte Struk-
turierung ist im Einzelnen begründet und 
entspricht den fachlichen sowie auch den 
rechtlichen Erfordernissen in vollem Um-
fang. 


 Vorschlag der Verwaltung:
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Eine Änderung des Bebauungsplans so-
wie der Begründung aufgrund der Stel-
lungnahme ist nicht erforderlich. 
 


Stellungnahme Nr. 4 
Schreiben von  
Stadtentwässerung Braunschweig 
GmbH, Postfach 4510,  
38035 Braunschweig 
vom 19. Januar 2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
„Den übermittelten Unterlagen für die Er-
schließung des Baugebietes Am Buchen-
berg wird zugestimmt, wenn berücksich-
tigt wird: 


 


Geltungsbereich A: 
Die vorgesehenen Baumpflanzungen im 
öffentlichen Bereich haben Auswirkungen 
auf die Leitungstrassen aller Ver- und 
Entsorgungsträger. Wenn weitere Ver-
sorgungsanlagen in die öffentlichen Stra-
ßen integriert werden, sind die vorhande-
nen Leitungsräume zwischen den Baum-
toren ggf. zu gering. Leitungsschutzmaß-
nahmen würden zu Mehrkosten führen 
und können nicht auf den Gebührenzah-
ler umgelegt werden. 
 


 
Die Verengung der Fahrbahnbreite auf 
Teilabschnitten ist notwendig, um die ge-
wünschte Verkehrsberuhigung zu errei-
chen. Davon ausgehend, dass das Plan-
gebiet als Ergänzung zu den geforderten 
solarthermischen Anlagen mit Gas ver-
sorgt wird, wird ein Straßenquerschnitt 
von 4,5 m als ausreichend gesehen. 
Hierbei ist auch die Breite der beidseitig 
zu errichtenden Straßenabläufe berück-
sichtigt. Da diese Straßenabläufe jedoch 
so angeordnet werden können, dass sie 
jeweils nördlich und südlich der Baum-
scheiben liegen, kann in diesem Bereich 
die zur Verfügung stehende Breite auf 3,8 
m verringert werden. Somit ist die Veren-
gung der nutzbaren Breite auf 4,0 m in 
den Abschnitten zwischen den Baum-
scheiben ausreichend. 
Sollte Fern- oder Nahwärme als externe 
Variante der Energieversorgung gewählt 
werden, so wird ein Querschnitt von 
5,20 m benötigt. Unter Berücksichtigung 
der Fläche für die Straßenabläufe (s.o.) 
kann die nutzbare Breite zwischen den 
Baumscheiben auf 4,5 m verringert wer-
den. Die Standorte der Bäume wären, 
gegenüber der Darstellung im Nutzungs-
beispiel um jeweils 0,25 m nach Westen 
bzw. Osten zu verschieben, ohne das die 
nutzbare Breite der Fahrbahn vergrößert 
wird. 
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Die Entwässerung der Planstraße A ist 
bisher noch nicht geregelt. Nutzung der 
vorhandenen Grabenparzellen und die 
mögliche Weiterleitung von Nieder-
schlagswasser der Planstraße A in die 
östlich vorhandenen privaten Gräben sind 
mit den Eigentümern zu klären. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und im Rahmen der Umsetzung in 
geeigneter Weise berücksichtigt. 
Sollte eine Ableitung des Niederschlags-
wassers in die privaten Gräben nicht ges-
tattet werden, so besteht die Möglichkeit, 
die Planstraße A über den aus dem Plan-
gebiet verlängerten Regenwasserkanal 
zu entwässern. 


Geltungsbereich C (Regenrückhaltung): 
Die im Plan enthaltene Regen- und 
Frischwassertrasse von 12 m Breite ist in 
dieser Breite nicht erforderlich und würde 
das geplante Beckenvolumen begrenzen. 
Entsprechend der textlichen Festsetzun-
gen IX für Geh-, Fahr- und Leitungsrech-
te ist hier eine Änderung entsprechend 
der Bebauungskonzeption (Ausgestaltung 
des Rückhaltebeckens) zulässig. Im 
Rahmen der Ausführungsplanung wird 
davon Gebrauch gemacht.“ 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Eine Änderung des Bebauungsplans so-
wie der Begründung aufgrund der Stel-
lungnahme ist nicht erforderlich. 
 


Stellungnahme Nr. 5 
Schreiben von  
Alba Braunschweig GmbH, Frankfurter 
Straße 251, 38122 Braunschweig 
vom 9. Januar 2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
„1. In dem aufgezeigten Bereich haben 


wir keine Planungsabsichten. 
 


 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 


2. Öffentliche Straße-, Fahrrad- und 
Fußwegbereiche sind so zu gestalten, 
dass von der Anlage der Flächen und 
der Art des Belages ein maschinelles 
Reinigen mit einer Kehr-
Saugmaschine möglich ist (Fugen-
problematik). Die Fahrbahnbreiten sind 
für Fahrzeugbreiten von 2,50 m (auch 
in Kurven) zu bemessen. Bäume und 
Sträucher sind in den Zuwegen so zu 
beschneiden, dass die Aufbauten an 
den Entsorgungsfahrzeugen nicht be-


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und wird im Rahmen der Umsetzung 
der Planung im notwendigen Umfang be-
rücksichtigt. 
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schädigt werden. 
 


3. Die Abfallbehälter (Papierkörbe und 
dergleichen) sind so zu platzieren, 
dass sie von Sammelfahrzeugen gut 
erreicht werden können. 


 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und wird im Rahmen der Umsetzung 
der Planung im notwendigen Umfang be-
rücksichtigt. 


4. Für die Flächen für die Abfall- und 
Wertstoffsammlungen muss genügend 
Platz zum Aufnehmen dieser Stoffe 
und auch ebenso zum Rangieren zur 
Verfügung stehen. 


 


Die öffentlichen Verkehrsflächen sind im 
gesamten Plangebiet ausreichend di-
mensioniert, um mit dreiachsigen Müll-
fahrzeugen befahren werden zu können. 
Die Lage der Wertstoffcontainer ist mit 
Lage an der ausreichend dimensionierten 
Planstraße A so festgesetzt, dass sowohl 
die Entsorgung als auch die Aufnahme 
dieser Stoffe problemlos möglich ist. 


5. Die in Ihren Unterlagen angegebene 
Station für Wertstoffcontainer ist 
grundsätzlich notwendig. Ein Problem 
könnte aber die nahe Entfernung zur 
vorhandenen Bebauung sein. 


 
Im Anhang finden Sie als Planungshilfe 
die zu beachtenden Standplatzkriterien 
für eine Wertstoffcontainerstation. Für 
Rückfragen stehen wir gern zur Verfü-
gung.“ 
 


Hinsichtlich des notwendigen Abstandes 
der Wertstoffcontainer zur Bebauung 
werden in den Planungshilfen folgende 
Kriterien genannt: 


 Aus Gründen des Brandschutzes ist 
ein Mindestabstand von 5,0 m zur Be-
bauung notwendig. 


 Zum Schutz vor Immissionen sollte der 
Abstand zum nächstgelegenen Wohn-
gebäude mindestens 12,0 m betragen.


 
Der Abstand des festgesetzten Wertstoff-
containerstandortes zur vorhandenen 
Wohnbebauung beträgt ca. 14,5 m und 
ist somit ausreichend. Eine Erweiterung 
des Gebäudes in Richtung des Wertstoff-
containerstellplatzes ist aufgrund der pla-
nungsrechtlich festgesetzten Baugrenzen 
nicht möglich. 
 
Der Abstand des festgesetzten Wertstoff-
containerstandortes zur Baugrenze des 
nächstgelegenen Wohngebietes im Gel-
tungsbereich des vorliegenden Bebau-
ungsplans beträgt etwa 20 m. 
 
Die Abstände sind also ausreichend be-
messen, um die vorhandene und zukünf-
tige Bebauung ausreichend zu schützen 
und gleichzeitig die notwendige Anbin-
dung an Siedlungsstrukturen zu gewähr-
leisten. 
 







- 13 - 
 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Eine Änderung des Bebauungsplans so-
wie der Begründung aufgrund der Stel-
lungnahme ist nicht erforderlich. 
 


Stellungnahme Nr. 6 
Schreiben von 
Physikalisch-Technische Bundesanstalt, 
Postfach 3345, 38023 Braunschweig  
vom 2. Januar 2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
„Die von der PTB erbetene Schutzzone 
um unser „magnetfreies Häuschen“ 
(100 m-Radius) ist im vorgelegten Ent-
wurf berücksichtigt. Auch die Regenwas-
serführung mittels eines neuen Regen-
rückhaltebeckens und Kanalführung nach 
Norden an der Ostgrenze der PTB ver-
hindert eine Zusatzbelastung der Regen-
wasserführung im westlichen Gelände 
der PTB. Dieses nehmen wir dankend zur 
Kenntnis. 


 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 


Das Gelände des Regenrückhaltebe-
ckens sollte nicht als „öffentlich“ ausge-
wiesen werden. An dessen nordwestli-
cher Grenze befinden sich die Umge-
bungsüberwachungen/Staub-
probensammler der PTB. Hierfür ist ein 
möglichst ungestörter Betrieb erforder-
lich. 
 


Die Festsetzung eines ‚öffentlichen’ Re-
genrückhaltebeckens beinhaltet nicht 
zwangsläufig, dass die Fläche der Öffent-
lichkeit als Naherholungsfläche zur Ver-
fügung steht auch wenn das Becken zur 
besseren Einbindung in die Landschaft 
möglichst naturnah gestaltet werden soll. 
Öffentlich ist lediglich die Funktion der 
Unterstützung der Entwässerung aller 
privaten und öffentlichen Flächen inner-
halb des Baugebietes ‚Am Buchenberg’ 
zur Verhinderung von Überschwemmun-
gen bei Starkregenereignissen. 


Bei der nördlichen „Feuerwehrzufahrt“ 
vom Feldwirtschaftsweg an der Südgren-
ze der PTB bitten wir, diese nachhaltig 
gegen unzulässige private Nutzung auch 
während der Bebauungsphase des Neu-
baugebietes zu sichern. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men und wird im Rahmen der Umsetzung 
der Planung in geeigneter Weise berück-
sichtigt. 


Sollte sich dennoch gelegentlich eine 
temporäre Zufahrt als unausweichlich 
ergeben, bitten wir, die Nutzungsdauer 
mit der PTB abzustimmen. 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 


Nach wie vor gelten die im bisherigen Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
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Schriftwechsel geführten Anmerkungen 
insbesondere zu der 5-Leiter-
Energieversorgung (TN-S Installation) im 
vollen Umfang. 
[Anm.: s. Anlage 7, Stellungnahme Nr. 8 
vom 10. Dezember 2007] 


men und bei der Umsetzung der Planung 
in angemessener Form berücksichtigt. 


Für Rückfragen stehen wir gern zur Ver-
fügung.“ 


 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Eine Änderung des Bebauungsplans so-
wie der Begründung aufgrund der Stel-
lungnahme ist nicht erforderlich. 
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